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(Veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte)

VERORDNUNG (EG) Nr. 83/2005 DES RATES

vom 18. Januar 2005

zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 2604/2000 betreffend die Einfuhren von Polyethylen-
terephthalat mit Ursprung unter anderem in der Republik Korea und Taiwan

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 384/96 des Rates vom
22. Dezember 1995 über den Schutz gegen gedumpte Einfuh-
ren aus nicht zur Europäischen Gemeinschaft gehörenden Län-
dern (1) (nachstehend „Grundverordnung“ genannt), insbeson-
dere auf Artikel 11 Absatz 3

auf Vorschlag der Kommission nach Konsultationen im Beraten-
den Ausschuss,

in Erwägung nachstehender Gründe:

A. VERFAHREN

1. Geltende Maßnahmen

(1) Mit der Verordnung (EG) Nr. 2604/2000 (2) (nachstehend
„endgültige Verordnung“ genannt) führte der Rat endgül-
tige Antidumpingzölle auf die Einfuhren von Polyethylen-
terephthalat (nachstehend „PET“ abgekürzt) mit Ursprung
in Indien, Indonesien, Malaysia, der Republik Korea, Tai-
wan und Thailand ein.

2. Derzeitige Untersuchung

(2) Am 22. Mai 2003 kündigte die Kommission mit einer
Bekanntmachung im Amtsblatt der Europäischen Union (3)
die Einleitung einer Interimsüberprüfung der Antidum-
pingmaßnahmen gegenüber den Einfuhren von PET mit
Ursprung in der Republik Korea und Taiwan (nachste-
hend „betroffene Länder“ genannt) in die Gemeinschaft
an.

(3) Die Interimsüberprüfung wurde auf einen Antrag hin ein-
geleitet, der im April 2003 von der „Association of Plas-
tic Manufacturers in Europe“ (nachstehend „Antragsteller“
genannt) im Namen von Herstellern gestellt wurde, auf
die ein erheblicher Teil, in diesem Fall mehr als 80%, der
gesamten PET-Produktion in der Gemeinschaft entfällt.
Der Antrag enthielt genügend Anscheinsbeweise dafür,
dass Dumping und Schädigung wieder aufgetreten waren
und dass die bestehenden Maßnahmen nicht länger aus-
reichten, um das schädigende Dumping zu beseitigen.

Die vorgelegten Beweise wurden als ausreichend angese-
hen, um die Einleitung einer vollständigen Interimsüber-
prüfung der geltenden Maßnahmen nach Artikel 11 Ab-
satz 3 der Grundverordnung zu rechtfertigen.

(4) Am 30. Juni 2004 zog der Antragsteller seinen Antrag
auf Interimsüberprüfung zurück.

(5) In Anbetracht der vorliegenden Beweise und vorläufigen
Untersuchungsergebnisse wurde jedoch die Auffassung
vertreten, dass eine Fortführung der Dumpinguntersu-
chung von Amts wegen angezeigt sei. Infolge der Rück-
nahme des Antrags sollte die Interimsüberprüfung jedoch
bezüglich aller anderen Aspekte eingestellt werden. Alle
interessierten Parteien wurden davon in Kenntnis gesetzt,
nahmen jedoch nicht Stellung.

3. Andere Verfahren

(6) Am 22. Mai 2003 veröffentlichte die Kommission im
Amtsblatt der Europäischen Union eine Bekanntmachung (4)
über die Einleitung eines Antidumpingverfahrens betref-
fend die Einfuhren von PET mit Ursprung in Australien,
der Volksrepublik China (nachstehend „VR China“ ge-
nannt) und Pakistan in die Gemeinschaft.

(7) Mit der Verordnung (EG) Nr. 306/2004 (5) führte die
Kommission einen vorläufigen Antidumpingzoll auf die
Einfuhren von PET mit Ursprung in Australien, der VR
China und Pakistan ein. Mit der Verordnung (EG) Nr.
1467/2004 (6) führte der Rat endgültige Antidumping-
zölle auf die Einfuhren von PET mit Ursprung in Austra-
lien und der VR China ein und stellte das Verfahren be-
treffend die Einfuhren von PET mit Ursprung in Pakistan
ein.

4. Von der Untersuchung betroffene Parteien

(8) Die Kommission unterrichtete den Antragsteller, die im
Antrag genannten Gemeinschaftshersteller, die anderen
Gemeinschaftshersteller, die ausführenden Hersteller, die
bekanntermaßen betroffenen Einführer, Zulieferer und
Verwender und deren Verbände sowie die Vertreter der
Republik Korea und Taiwans offiziell über die Einleitung
der Untersuchung. Die interessierten Parteien erhielten
Gelegenheit, innerhalb der in der Bekanntmachung über
die Einleitung gesetzten Frist ihren Standpunkt schriftlich
darzulegen und eine Anhörung zu beantragen.
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(9) Die durch den Antragsteller vertretenen Gemeinschafts-
hersteller, die anderen kooperierenden Gemeinschaftsher-
steller, ausführenden Hersteller, Einführer, Zulieferer, Ver-
wender und Verwenderverbände übermittelten Stellung-
nahmen. Alle interessierten Parteien, die einen entsprech-
enden Antrag stellten, erhielten Gelegenheit, gehört zu
werden.

(10) Die Kommission sandte allen anderen bekanntermaßen
betroffenen Parteien und allen übrigen Unternehmen,
die sich innerhalb der in der Bekanntmachung über die
Einleitung gesetzten Fristen selbst meldeten, Fragebogen
zu. Antworten auf den Fragebogen wurden von sieben
durch den Antragsteller vertretenen Gemeinschaftsherstel-
lern, vier anderen Gemeinschaftsherstellern, drei ausführ-
enden Herstellern in der Republik Korea, darunter ein
Unternehmen, für das derzeit kein individueller Zollsatz
gilt, vier ausführenden Herstellern in Taiwan, darunter ein
Unternehmen, für das derzeit kein individueller Zollsatz
gilt, zwei Zulieferern, zwei verbundenen Einführern, vier
unabhängigen Einführern und neun unabhängigen Ver-
wendern in der Gemeinschaft übermittelt.

(11) In der Bekanntmachung über die Einleitung hatte die
Kommission angegeben, dass in dieser Untersuchung un-
ter Umständen mit einer Stichprobe gearbeitet würde. Da
aber die Zahl der ausführenden Hersteller in den betrof-
fenen Ländern, die sich zur Mitarbeit bereit erklärten,
niedriger war als erwartet, wurde beschlossen, dass ein
Stichprobenverfahren nicht erforderlich war.

(12) Die Kommission holte alle für die Ermittlung von Dum-
ping und Schädigung als notwendig erachteten Informa-
tionen ein, prüfte sie und führte in den Betrieben folg-
ender Unternehmen Kontrollbesuche durch:

a) Gemeinschaftshersteller

— Aussapol SpA, San Giorgio Di Nogaro (UD), Ita-
lien

— Brilen SA, Zaragoza, Spanien

— Catalana di Polimers, Barcelona, Spanien

— Dupont Sabanci SA, Middlesbrough, Vereinigtes
Königreich

— INCA International, Mailand, Italien

— KoSa, Frankfurt am Main, Deutschland

— M & G Finanziaria Industriale, Mailand, Italien

— Tergal Fibres, Gauchy, Frankreich

— VPI SA, Athen, Griechenland

— Voridian, Rotterdam, Niederlande

— Wellman PET Resins, Arnheim, Niederlande

b) Ausführende Hersteller/Ausführer in der Republik Ko-
rea

— Daehan Synthetic Fiber Co. Ltd, Seoul

— SK Chemicals Co. Ltd, Seoul

— KP Chemical Corp., Seoul

c) Ausführende Hersteller in Taiwan

— Far Eastern Textile Ltd, Taipei

— Shinkong Synthetic Fibers Corp., Taipei

— Hualon Corp., Taipei

d) Unabhängige Einführer

— SK Networks, Seoul, Republik Korea

— SK Global (Belgium) N.V., Antwerpen, Belgien

e) Unabhängige Einführer

— Mitsubishi Chemicals, Düsseldorf, Deutschland

— Helm AG, Hamburg, Deutschland

— Global Services International, Mailand, Italien

— SABIC Italia, Mailand, Italien

f) Zulieferer in der Gemeinschaft

— Interquisa SA, Madrid, Spanien

— BP Chemicals, Sunbury-on-Thames, Vereinigtes
Königreich

g) Verwender in der Gemeinschaft

— Danone Waters Group, Paris, Frankreich

— Aqua Minerale San Benedetto, Scorze (VE), Italien

— RBC Cobelplast Mononate, Varese, Italien

— Nestlé España SA, Barcelona, Spanien

5. Untersuchungszeitraum

(13) Die Dumpinguntersuchung betraf den Zeitraum vom
1. April 2002 bis zum 31. März 2003 (nachstehend
„ZU“ genannt).
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6. Ware und gleichartige Ware

6.1 Betroffene Ware

(14) Die Untersuchung betrifft dieselbe Ware wie die Aus-
gangsuntersuchung, nämlich PET mit einer Viskositäts-
zahl von 78ml/g oder mehr gemäß der ISO-Norm
1628-5, mit Ursprung in der Republik Korea und Tai-
wan, das derzeit dem KN-Code 3907 60 20 zugewiesen
wird.

6.2 Gleichartige Ware

(15) Wie die Ausgangsuntersuchung ergab auch diese Unter-
suchung, dass das auf dem Inlandsmarkt der Republik
Korea und Taiwans hergestellte und verkaufte PET und
das in die Gemeinschaft ausgeführte PET dieselben grund-
legenden materiellen und chemischen Eigenschaften und
dieselben Verwendungszwecke aufweisen. Daher wird der
Schluss gezogen, dass alle PET-Typen mit einer Viskosi-
tätszahl von 78ml/g oder mehr gleichartig im Sinne des
Artikels 1 Absatz 4 der Grundverordnung sind.

B. DUMPING

1. Allgemeine Methode

(16) Die nachstehend beschriebene allgemeine Methode wurde
auf alle ausführenden Hersteller in der Republik Korea
und Taiwan angewendet; es handelt sich um dieselbe
Methode wie in der Ausgangsuntersuchung. Dargelegt
werden jeweils nur die Dumpingfeststellungen zu den
für das jeweilige Land spezifischen Aspekten.

1.1 Normalwert

(17) Zur Bestimmung des Normalwerts untersuchte die Kom-
mission zunächst für jeden ausführenden Hersteller, ob
die gesamten Inlandsverkäufe der betroffenen Ware im
Vergleich zu den gesamten Ausfuhrverkäufen in die
Gemeinschaft repräsentativ waren. Gemäß Artikel 2 Ab-
satz 2 der Grundverordnung wurden die Inlandsverkäufe
als repräsentativ angesehen, wenn das Gesamtvolumen
der Inlandsverkäufe jedes ausführenden Herstellers min-
destens 5% des Gesamtvolumens seiner Ausfuhrverkäufe
in die Gemeinschaft entsprach.

(18) Anschließend ermittelte die Kommission die von den
Unternehmen mit repräsentativen Inlandsverkäufen auf
dem Inlandsmarkt verkauften PET-Typen, die mit den
zur Ausfuhr in die Gemeinschaft verkauften Typen iden-
tisch oder direkt vergleichbar waren.

(19) Für jeden von den ausführenden Herstellern auf den je-
weiligen Inlandsmärkten verkauften PET-Typ, der den
Feststellungen zufolge mit einem zur Ausfuhr in die
Gemeinschaft verkauften Typ direkt vergleichbar war,
wurde geprüft, ob die Inlandsverkäufe im Sinne des Ar-
tikels 2 Absatz 2 der Grundverordnung hinreichend re-
präsentativ waren. Die Inlandsverkäufe eines bestimmten
PET-Typs wurden als hinreichend repräsentativ angese-
hen, wenn das Gesamtvolumen der Inlandsverkäufe die-
ses Typs im UZ 5% oder mehr des Gesamtvolumens der
Ausfuhrverkäufe des vergleichbaren PET-Typs in die
Gemeinschaft entsprach.

(20) Ferner wurde geprüft, ob die Inlandsverkäufe der einzel-
nen PET-Typen als Geschäfte im normalen Handelsver-
kehr angesehen werden konnten; zu diesem Zweck
wurde auf Typengrundlage ermittelt, welchen Anteil je-
weils die gewinnbringenden Verkäufe des fraglichen PET-
Typs an unabhängige Abnehmer hatten. In den Fällen, in
denen auf das Volumen der Verkäufe eines PET-Typs, der
zu einem Nettoverkaufspreis in Höhe der rechnerisch
ermittelten Produktionskosten oder darüber verkauft
wurde, mehr als 80% des gesamten Verkaufsvolumens
entfielen und in denen der gewogene Durchschnittspreis
des betreffenden Warentyps den Produktionskosten ent-
sprach oder darüber lag, stützte sich der Normalwert auf
den tatsächlichen Inlandspreis, der als gewogener Durch-
schnitt der Preise aller Inlandsverkäufe dieses Typs im UZ
ermittelt wurde, unabhängig davon, ob diese Verkäufe
gewinnbringend waren oder nicht. In den Fällen, in de-
nen das Volumen der gewinnbringenden Verkäufe eines
PET-Typs 80% oder weniger des gesamten Verkaufsvolu-
mens des betreffenden Typs ausmachte oder in denen der
gewogene durchschnittliche Preis des fraglichen Typs un-
ter den Produktionskosten lag, stützte sich der Normal-
wert auf den tatsächlichen Inlandspreis, der als gewoge-
ner Durchschnitt nur der gewinnbringenden Verkäufe
ermittelt wurde, sofern das Volumen dieser Verkäufe
10% oder mehr des gesamten Verkaufsvolumens des fra-
glichen Typs ausmachte.

(21) Die Untersuchung ergab, dass die gewinnbringenden Ver-
käufe aller PET-Typen 10% oder mehr des gesamten Ver-
kaufsvolumens des betreffenden Warentyps ausmachten.

1.2 Ausfuhrpreis

(22) In allen Fällen, in denen die Ausfuhren der betroffenen
Ware an unabhängige Abnehmer in der Gemeinschaft
gingen, wurde der Ausfuhrpreis gemäß Artikel 2 Ab-
satz 8 der Grundverordnung anhand der tatsächlich ge-
zahlten oder zu zahlenden Ausfuhrpreise berechnet.

(23) Im Falle von über einen verbundenen Einführer abgewi-
ckelten Verkäufen wurde der Ausfuhrpreis auf der Grund-
lage der den unabhängigen Abnehmern in Rechnung ge-
stellten Weiterverkaufspreise rechnerisch ermittelt. Ge-
mäß Artikel 2 Absatz 9 der Grundverordnung wurden
dabei Berichtigungen für alle von dem Einführer zwi-
schen der Einfuhr und dem Weiterverkauf getragenen
Kosten einschließlich der Vertriebs-, Verwaltungs- und
Gemeinkosten und einer angemessenen Gewinnspanne
vorgenommen. Die Ermittlung der angemessenen Ge-
winnspanne stützte sich auf Informationen der auf dem
Gemeinschaftsmarkt tätigen unabhängigen kooperieren-
den Händler/Einführer.

1.3 Vergleich

(24) Der Normalwert wurde mit den Ausfuhrpreisen auf der
Stufe ab Werk verglichen. Im Interesse eines fairen Ver-
gleichs des Normalwerts mit dem Ausfuhrpreis wurden
gemäß Artikel 2 Absatz 10 der Grundverordnung gebüh-
rende Berichtigungen für Unterschiede vorgenommen, die
die Vergleichbarkeit der Preise beeinflussten. Diese Be-
richtigungen wurden in allen Fällen zugestanden, in de-
nen die Anträge den Untersuchungsergebnissen zufolge
begründet, korrekt und mit stichhaltigen Beweisen belegt
waren.
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1.4 Dumpingspanne

(25) Im Einklang mit Artikel 2 Absatz 11 der Grundverord-
nung wurden die Dumpingspannen für die einzelnen
kooperierenden ausführenden Hersteller durch einen Ver-
gleich des gewogenen durchschnittlichen Normalwerts
mit dem gewogenen durchschnittlichen Ausfuhrpreis er-
mittelt.

(26) Für die Länder, in denen die Mitarbeit den Untersu-
chungsergebnissen zufolge hoch war (über 80%) und
bei denen kein Grund zu der Annahme bestand, dass
ausführende Hersteller nicht an der Untersuchung mitar-
beiteten, wurde die residuale Dumpingspanne in Höhe
der höchsten für ein kooperierendes Unternehmen fest-
gestellten Dumpingspanne festgesetzt, um die Wirksam-
keit der Maßnahmen sicherzustellen.

(27) Für die Länder, in denen die Mitarbeit den Untersu-
chungsergebnissen zufolge gering war, wurde die resi-
duale Dumpingspanne im Einklang mit Artikel 18 der
Grundverordnung auf der Grundlage der verfügbaren In-
formationen ermittelt.

2. Republik Korea

(28) Den Fragebogen beantworteten drei ausführende Herstel-
ler, von denen einer PET im UZ nicht in die Gemein-
schaft ausführte und ein anderer mit zwei Einführern
verbunden war. Die Untersuchung ergab, dass auf die
kooperierenden Ausführer 100% der koreanischen Aus-
fuhren der betroffenen Ware im UZ entfielen.

2.1 Normalwert

(29) Für alle von den koreanischen ausführenden Herstellern
verkauften PET-Typen war es möglich, den Normalwert
gemäß Artikel 2 Absatz 1 der Grundverordnung anhand
der im normalen Handelsverkehr von unabhängigen Ab-
nehmern auf dem Inlandsmarkt tatsächlich gezahlten
oder zu zahlenden Preise ermitteln.

2.2 Ausfuhrpreis

(30) Ein koreanischer ausführender Hersteller verkaufte seine
Ausfuhren in die Gemeinschaft sowohl direkt an unab-
hängige Abnehmer als auch über verbundene Einführer
in Korea und in der Gemeinschaft. In letzterem Fall
wurde der Ausfuhrpreis daher gemäß Artikel 2 Absatz 9
der Grundverordnung rechnerisch ermittelt.

2.3 Vergleich

(31) Im Interesse eines fairen Vergleichs wurden gemäß Arti-
kel 2 Absatz 10 der Grundverordnung auf Antrag Be-
richtigungen für Unterschiede vorgenommen, die nach-
weislich die Preise und die Vergleichbarkeit der Preise
beeinflussten. Auf dieser Grundlage wurden Berichtigun-
gen für Unterschiede bei den Transport-, Versicherungs-
und Bereitstellungskosten, Provisionen, Kredit- und Ver-
packungskosten, Einfuhrabgaben sowie Bankgebühren
zugestanden.

2.4 Dumpingspanne

(32) Gemäß Artikel 2 Absatz 11 der Grundverordnung wur-
den die gewogenen durchschnittlichen Normalwerte der
in die Gemeinschaft ausgeführten Typen der betroffenen

Ware jeweils mit den gewogenen durchschnittlichen Aus-
fuhrpreisen der entsprechenden Typen verglichen.

(33) Der Vergleich ergab im Falle der drei kooperierenden
ausführenden Hersteller entweder kein Dumping oder
Dumping unter der Geringfügigkeitsschwelle. Die Dum-
pingspannen, ausgedrückt als Prozentsatz des cif-Einfuhr-
preises frei Grenze der Gemeinschaft, unverzollt, errei-
chen folgende Werte:

— Daehan Synthetic Fiber Co. Ltd: 1,2 %

— SK Chemicals Co. Ltd: 0,0 %

— KP Chemical Corp.: 0,1 %

(34) Zwei der Kommission bekannte ausführende PET-Herstel-
ler in Korea, für die derzeit individuelle Zollsätze gelten,
wiesen darauf hin, dass sie die betroffene Ware im UZ
nicht ausgeführt hatten. Sie übermittelten jedoch keine
Beweise dafür, dass eine Neubewertung ihrer Dumping-
spannen angezeigt war.

(35) Aufgrund der umfangreichen Mitarbeit der koreanischen
Unternehmen (vgl. Randnummer 28) wurde der residuale
Zoll in Höhe der höchsten Dumpingspanne festgesetzt,
die für ein kooperierendes Unternehmen nach der unter
Randnummer 26 erläuterten Methode ermittelt wurde,
und entsprach somit dem in der Ausgangsuntersuchung
festgesetzten Zoll.

3. Taiwan

(36) Es gingen Antworten auf den Fragebogen von vier aus-
führenden Herstellern ein, von denen einer PET im UZ
nicht in die Gemeinschaft ausführte. Die Untersuchung
ergab, dass auf die kooperierenden Ausführer weniger als
60% der taiwanischen Ausfuhren der betroffenen Ware
im UZ entfielen.

3.1 Normalwert

(37) Für alle von den taiwanischen ausführenden Herstellern
verkauften PET-Typen wurde der Normalwert gemäß Ar-
tikel 2 Absatz 1 der Grundverordnung anhand der im
normalen Handelsverkehr von unabhängigen Abnehmern
auf dem Inlandsmarkt tatsächlich gezahlten oder zu zah-
lenden Preise ermittelt.

3.2 Ausfuhrpreis

(38) Bei der Ermittlung der Ausfuhrpreise wurden im Einklang
mit Artikel 2 Absatz 8 der Grundverordnung die tatsäch-
lich gezahlten oder zu zahlenden Ausfuhrpreise zugrunde
gelegt.

3.3 Vergleich

(39) Im Interesse eines fairen Vergleichs wurden gemäß Arti-
kel 2 Absatz 10 der Grundverordnung auf Antrag Be-
richtigungen für Unterschiede vorgenommen, die nach-
weislich die Preise und die Vergleichbarkeit der Preise
beeinflussten. Auf dieser Grundlage wurden Berichtigun-
gen für Unterschiede bei den Transport-, Versicherungs-
und Bereitstellungskosten, Provisionen, Kredit- und Ver-
packungskosten, Einfuhrabgaben sowie Bankgebühren
zugestanden.
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3.4 Dumpingspanne

(40) Gemäß Artikel 2 Absatz 11 der Grundverordnung wur-
den die gewogenen durchschnittlichen Normalwerte der
in die Gemeinschaft ausgeführten Typen der betroffenen
Ware jeweils mit den gewogenen durchschnittlichen Aus-
fuhrpreisen der entsprechenden Typen verglichen.

(41) Der Vergleich ergab das Vorliegen von Dumping im Falle
der beiden kooperierenden ausführenden Hersteller. Die
Dumpingspannen, ausgedrückt als Prozentsatz des cif-
Einfuhrpreises frei Grenze der Gemeinschaft, unverzollt,
erreichen folgende Werte:

— Far Eastern Textile Ltd: 0,0 %

— Shinkong Synthetic Fibers Corp.: 3,1 %

— Hualon Corp.: 9,6 %

(42) Ein ausführender Hersteller, für den derzeit ein indivi-
dueller Zoll gilt, arbeitete an der Untersuchung mit, ob-
wohl er die betroffene Ware im UZ nicht in die Gemein-
schaft verkauft hatte. Auf der Grundlage der vorliegenden
Informationen wurde es als angemessen erachtet, seine
derzeitige Dumpingspanne nicht zu ändern, da keine In-
formationen übermittelt wurden, die darauf hindeuteten,
dass eine Neubewertung seiner Dumpingspanne ange-
zeigt war.

(43) Ein der Kommission bekannter Ausführer von PET in
Taiwan, für den derzeit ein individueller Zoll gilt, arbei-
tete nicht an der Untersuchung mit. Es wurde als ange-
messen erachtet, für diesen Ausführer keinen individuel-
len Zoll zu ermitteln, damit ihm aus der Nichtmitarbeit
kein Vorteil erwuchs. Darüber hinaus waren keine Daten
verfügbar, auf deren Grundlage die Ermittlung eines indi-
viduellen Zolls möglich gewesen wäre.

(44) Angesichts dieser Tatsache und des geringen Umfangs
der Mitarbeit der taiwanischen Unternehmen (vgl. Rand-
nummer 36) wurde die residuale Dumpingspanne im
Einklang mit Artikel 18 der Grundverordnung ermittelt
(vgl. Randnummern 27 und 26).

(45) Die residuale Dumpingspanne, die auf der Grundlage von
Eurostat-Daten und der von den kooperierenden ausführ-
enden Herstellern übermittelten Daten ermittelt wurde,
beträgt ausgedrückt als Prozentsatz des cif-Einfuhrpreises
frei Grenze der Gemeinschaft, unverzollt:

— Taiwan: 20,1 %.

C. DAUERHAFTE VERÄNDERUNG DER UMSTÄNDE

(46) Im Einklang mit Artikel 11 Absatz 3 der Grundverord-
nung wurde auch geprüft, ob die Annahme vertretbar
war, dass sich die Umstände in Bezug auf das Dumping

im Vergleich zur Ausgangsuntersuchung dauerhaft verän-
dert hatten.

1. Republik Korea

(47) Für die Unternehmen, die die betroffene Ware im UZ
ausführten und an der Untersuchung mitarbeiteten, ergab
die derzeitige Überprüfung entweder unveränderte Dum-
pingspannen oder Dumpingspannen unter der Geringfü-
gigkeitsschwelle. Dies war hauptsächlich darauf zurück-
zuführen, dass die Normalwerte und Inlandsverkaufs-
preise dieser Unternehmen im Vergleich zur Ausgangs-
untersuchung gestiegen waren, jedoch in geringerem
Maße als ihre Verkaufspreise auf dem Gemeinschafts-
markt. Den Untersuchungsergebnissen zufolge lagen die
Preise der Ausfuhren in die Gemeinschaft im UZ dieser
Untersuchung im Durchschnitt 53% über den im UZ der
Ausgangsuntersuchung festgestellten Ausfuhrpreisen. Es
gab keine Anzeichen dafür, dass diese Veränderungen
nicht dauerhaft waren. In diesem Zusammenhang ist
auch anzumerken, dass diese Unternehmen eine hohe
Kapazitätsauslastung aufwiesen, die im UZ sogar über
80% hinausging. Da zudem keine Erhöhung der beste-
henden Kapazitäten geplant ist, können sie auf etwaige
Veränderungen der Umstände nur begrenzt reagieren.
Daher wird davon ausgegangen, dass sich Ausfuhrpreis
und Ausfuhrmenge wahrscheinlich nicht verändern wer-
den.

(48) Ein Unternehmen, das die betroffene Ware in dieser Un-
tersuchung in die Gemeinschaft ausführte, in der Aus-
gangsuntersuchung jedoch nicht, arbeitete an dieser Un-
tersuchung mit. Die Dumpingspanne für dieses Unter-
nehmen lag ebenso unter der Geringfügigkeitsschwelle.
Der Normalwert sowie die Inlands- und Ausfuhrpreise
dieses Unternehmens lagen den Untersuchungsergebnis-
sen zufolge im selben Bereich wie bei den anderen beiden
kooperierenden Ausführern.

(49) Den Untersuchungsergebnissen zufolge lag kein Grund
vor, den Zoll für die beiden kooperierenden ausführen-
den Hersteller, die die betroffene Ware im UZ nicht in
die Gemeinschaft ausführten, zu ändern (vgl. Randnum-
mer 34). Es sei daran erinnert, dass in der Ausgangsun-
tersuchung sehr unterschiedliche Dumpingspannen (zwi-
schen 1,4% und 55,8 %) ermittelt wurden, was darauf
schließen lässt, dass sich die Dumpingpraktiken der ko-
reanischen Unternehmen erheblich voneinander unter-
schieden. Aus diesen Gründen kann nicht der Schluss
gezogen werden, dass die in der Untersuchung ermittel-
ten Dumpingspannen, die für die Unternehmen, die die
betroffene Ware im UZ in die Gemeinschaft ausführten,
unter der Geringfügigkeitsschwelle lagen, für Ausführer
repräsentativ sind, die die betroffene Ware nicht ausführ-
ten. Es gibt demzufolge weder Grund zu der Annahme,
dass eine Prüfung der Antidumpingzölle für diese Unter-
nehmen angezeigt ist, noch liegen entsprechende Daten
vor, anhand derer die Ermittlung einer neuen individuel-
len Dumpingspanne für diese Unternehmen möglich
wäre. Die betroffenen Parteien wurden über diese Fest-
stellungen unterrichtet und übermittelten weder Stellung-
nahmen noch zusätzliche Informationen.
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2. Taiwan

(50) Drei der vier Unternehmen in Taiwan, für die derzeit ein
individueller Zoll gilt, arbeiteten an der derzeitigen Unter-
suchung mit. Für eines dieser Unternehmen ergab die
Untersuchung eine Dumpingspanne unter der Geringfü-
gigkeitsschwelle. Die Dumpingspanne des zweiten Unter-
nehmens fiel von 7,8% in der Ausgangsuntersuchung auf
4,6 % in der derzeitigen Untersuchung. Dies war ebenso
wie im Fall der Republik Korea hauptsächlich darauf zu-
rückzuführen, dass die Normalwerte und Inlandsverkaufs-
preise dieser Unternehmen im Vergleich zu den Daten
aus der Ausgangsuntersuchung gestiegen waren, jedoch
in geringerem Maße als ihre Verkaufspreise auf dem Ge-
meinschaftsmarkt. Den Untersuchungsergebnissen zu-
folge lagen die Preise der Ausfuhren aus Taiwan in die
Gemeinschaft im UZ dieser Untersuchung im Durch-
schnitt 42% über den im UZ der Ausgangsuntersuchung
festgestellten Ausfuhrpreisen. Die Untersuchung ergab
zudem, dass die Kapazitätsauslastung dieser Unterneh-
men ähnlich hoch wie bei den koreanischen Unterneh-
men war. Auch sie planten keine Kapazitätserhöhung.

(51) Das dritte kooperierende Unternehmen, für das derzeit
ein individueller Zoll gilt, legte Beweise dafür vor, dass
es die betroffene Ware im UZ dieser Untersuchung nicht
in die Gemeinschaft ausführte.

(52) Ein Unternehmen in Taiwan, das die betroffene Ware in
der Ausgangsuntersuchung nicht in die Gemeinschaft
ausführte, arbeitete ebenfalls an dieser Untersuchung
mit. Die Dumpingspanne für dieses Unternehmen beträgt
10,7 %.

(53) Im Falle der drei kooperierenden Hersteller, die die be-
troffene Ware im UZ dieser Untersuchung in die
Gemeinschaft ausführten, gibt es keinen Grund zu der
Annahme, dass die Veränderungen zwischen der derzei-
tigen Untersuchung und der Ausgangsuntersuchung, ins-
besondere in Bezug auf den Anstieg der Preise der Aus-
fuhren in die Gemeinschaft, nicht dauerhaft sein könnten.
Demzufolge wird davon ausgegangen, dass die Dumping-
spannen für diese Unternehmen, bei deren Ermittlung die
in dieser Untersuchung zur Verfügung gestellten Informa-
tionen zugrunde gelegt wurden, verlässlich sind.

(54) Im Falle des Herstellers, der an der Untersuchung mitar-
beitete, die betroffene Ware im UZ dieser Untersuchung
jedoch nicht in die Gemeinschaft ausführte, gibt es kei-
nen Grund zu der Annahme, dass eine Änderung der
derzeit für ihn geltenden Antidumpingzölle angezeigt
ist. Daher wird es als angemessen erachtet, die derzeit
für ihn geltende Spanne aufrechtzuerhalten. Wie im Falle
Koreas liegen auch hier keine Daten vor, anhand derer
die Ermittlung einer neuen individuellen Dumpingspanne
für dieses Unternehmen möglich wäre. Nach ihrer Unter-
richtung übermittelte auch diese betroffene Partei keine
Stellungnahme oder zusätzliche Informationen.

D. VORSCHLAG FÜR ANTIDUMPINGMASSNAHMEN

(55) In Anbetracht der Feststellungen zu Dumping und der
dauerhaften Veränderung der Umstände sollten die gel-
tenden Antidumpingmaßnahmen gegenüber den Einfuh-
ren der betroffenen Ware mit Ursprung in der Republik
Korea und Taiwan geändert werden, um den in der Un-
tersuchung ermittelten neuen Dumpingspannen Rech-
nung zu tragen.

(56) Die Tatsache, dass die PET-Preise entsprechend der Ent-
wicklung der Rohölpreise schwanken können, sollte nicht
zu einem höheren Zoll führen. Daher erscheint es ange-
messen, die geänderten Maßnahmen in Form fester Zölle
pro Tonne einzuführen. Diese entspricht der Vorgehens-
weise in der Ausgangsuntersuchung.

(57) Die unternehmensspezifischen Antidumpingzollsätze
wurden ausgehend von den Feststellungen im Rahmen
dieser Untersuchung festgesetzt. Sie spiegeln somit die
Lage der Unternehmen während dieser Untersuchung wi-
der. Im Gegensatz zu den Zollsätzen für „alle übrigen
Unternehmen“ gelten diese Zollsätze daher ausschließlich
für die Einfuhren der Waren, die ihren Ursprung in dem
betroffenen Land haben und von den im verfügenden
Teil dieser Verordnung namentlich genannten Unterneh-
men hergestellt werden. Eingeführte Waren, die andere,
nicht im verfügenden Teil dieser Verordnung genannte
Unternehmen einschließlich der mit den ausdrücklich ge-
nannten Unternehmen geschäftlich verbundenen Unter-
nehmen herstellen, unterliegen nicht diesen individuellen
Zollsätzen, sondern dem für „alle übrigen Unternehmen“
geltenden Zollsatz.

(58) Für die Unternehmen, die die betroffene Ware im UZ in die Gemeinschaft ausführten, werden
Antidumpingzölle in folgender Höhe vorgeschlagen:

Land Unternehmen Dumping-
spanne

Antidumping-
zollsatz

Vorgeschlage-
ner Zoll
(EUR/t)

Republik Korea Daehan Synthetic Fiber Co. Ltd 1,2 % 0,0% 0

SK Chemicals Co. Ltd 0,0 % 0,0% 0

KP Chemical Corp. 0,1 % 0,0% 0

Taiwan Far Eastern Textile Ltd 0,0 % 0,0% 0

Shinkong Synthetic Fibers Corp. 3,1 % 3,1% 24,5

Hualon Corp. 9,6 % 9,6% 81,9
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(59) Im Einklang mit der unter Randnummer 45 angegebenen geänderten residualen Dumpingspanne
sollte der residuale Antidumpingzoll für Taiwan auf 143,4 EUR/t erhöht werden.

E. SCHLUSSBESTIMMUNG

(60) Die interessierten Parteien wurden über die Tatsachen und Erwägungen unterrichtet, auf deren Grund-
lage beabsichtigt wurde, eine Änderung der geltenden Verordnung vorzuschlagen. Es gingen keine
Stellungnahmen ein —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

(1) Die Tabelle in Artikel 1 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 2604/2000 erhält folgende Fassung:

„Land Antidumpingzoll
(EUR/t) TARIC-Zusatzcode

Indien 181,7 A999

Indonesien 187,7 A999

Malaysia 160,1 A999

Korea 148,3 A999

Taiwan 143,4 A999

Thailand 83,2 A999“

(2) Die Tabelle in Artikel 1 Absatz 3 erhält folgende Fassung:

„Land Unternehmen Antidumpingzoll
(EUR/t) TARIC-Zusatzcode

Indien Pearl Engineering Polymers Limited 130,8 A182

Indien Reliance Industries Limited 181,7 A181

Indien Elque Polyesters Limited 200,9 A183

Indien Futura Polymers Limited 161,2 A184

Indonesien P.T. Bakrie Kasei Corporation 187,7 A191

Indonesien P.T. Indorama Synthetics Tbk 92,1 A192

Indonesien P.T. Polypet Karyapersada 178,9 A193

Malaysia Hualon Corporation (M) Sdn. Bhd. 36,0 A186

Malaysia MpI Polyester Industries Sdn. Bhd. 160,1 A185

Republik Korea Daehan Synthetic Fiber Co., Limited 0 A194

Republik Korea Honam Petrochemical Corporation 101,4 A195

Republik Korea SK Chemicals Co., Limited 0 A196

Republik Korea Tongkong Corporation 148,3 A197

Republik Korea KP Chemical Corporation 0 A577

Taiwan Far Eastern Textile Limited 0 A188

Taiwan Tuntex Distinct Corporation 69,5 A198

Taiwan Shingkong Synthetic Fibers Corporation 24,5 A189

Taiwan Hualon Corporation 81,9 A578

Thailand Thai Shingkong Industry Corporation Li-
mited

83,2 A190

Thailand Indo Pet (Thailand) Ltd 83,2 A468“
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Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Geschehen zu Brüssel am 18. Januar 2005.

Im Namen des Rates
Der Präsident
J.-C. JUNCKER
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VERORDNUNG (EG) Nr. 84/2005 DES RATES

vom 18. Januar 2005

zur Änderung des Anhangs der Verordnung (EG) Nr. 2042/2000 zur Einführung eines endgültigen
Antidumpingzolls auf die Einfuhren von Fernsehkamerasystemen mit Ursprung in Japan

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 384/96 des Rates vom 22.
Dezember 1995 über den Schutz gegen gedumpte Einfuhren
aus nicht zur Europäischen Gemeinschaft gehörenden Län-
dern (1) (nachstehend „Grundverordnung“ genannt),

auf Vorschlag der Kommission nach Konsultationen im Beraten-
den Ausschuss,

in Erwägung nachstehender Gründe:

A. VORAUSGEGANGENE VERFAHREN

(1) Mit der Verordnung (EG) Nr. 1015/94 (2) führte der Rat
einen endgültigen Antidumpingzoll auf die Einfuhren be-
stimmter Fernsehkamerasysteme (nachstehend „FKS“ ab-
gekürzt) mit Ursprung in Japan ein.

(2) In Artikel 1 Absatz 3 Buchstabe e) der Verordnung (EG)
Nr. 1015/94 befreite der Rat ausdrücklich bestimmte, im
Anhang zu jener Verordnung (nachstehend „Anhang“ ge-
nannt) aufgeführte Kamerasysteme von dem Antidum-
pingzoll, da es sich bei diesen um professionelle Kamera-
systeme der oberen Preisklasse handelt, die in technischer
Hinsicht zwar unter die Warendefinition des Artikels 1
Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 1015/94 fallen, aber
nicht als FKS angesehen werden können.

(3) Mit der Verordnung (EG) Nr. 2474/95 (3) änderte der Rat
im Oktober 1995 die Verordnung (EG) Nr. 1015/94. Die
Änderung betraf vor allem die Definition der betroffenen
Ware und bestimmte Modelle professioneller Kamerasys-
teme, die ausdrücklich von dem endgültigen Antidum-
pingzoll befreit wurden.

(4) Im Oktober 1997 änderte der Rat gemäß Artikel 12 der
Grundverordnung mit der Verordnung (EG)
Nr. 1952/97 (4) die endgültigen Zollsätze für zwei be-
troffene Unternehmen, Sony Corporation und Ikegami
Tsushinki Co Ltd. Der Rat befreite außerdem bestimmte
neue Modelle professioneller Kamerasysteme durch die
Aufnahme in den Anhang ausdrücklich von dem end-
gültigen Antidumpingzoll.

(5) Im Januar 1999 und im Januar 2000 änderte der Rat die
Verordnung (EG) Nr. 1015/94 mit den Verordnungen
(EG) Nr. 193/1999 (5) und (EG) Nr. 176/2000 (6) und
nahm bestimmte Nachfolgemodelle professioneller Kame-
rasysteme in den Anhang auf, damit sie von dem end-
gültigen Antidumpingzoll ausgenommen sind. Im Okto-
ber 2004 änderte der Rat mit der Verordnung (EG)
Nr. 1754/2004 (7) die Verordnung (EG) Nr. 176/2000.

(6) Im September 2000 bestätigte der Rat gemäß Artikel 11
Absatz 2 der Grundverordnung mit der Verordnung (EG)
Nr. 2042/2000 (8) die mit der Verordnung (EG) Nr.
1015/94 eingeführten endgültigen Antidumpingzölle.

(7) Im Januar 2001 und im Mai 2001 änderte der Rat die
Verordnung (EG) Nr. 2042/2000 mit den Verordnungen
(EG) Nr. 198/2001 (9) und (EG) Nr. 951/2001 (10), um
bestimmte Nachfolgemodelle professioneller Kamerasys-
teme in den Anhang aufzunehmen und sie damit von
dem endgültigen Antidumpingzoll zu befreien.

(8) Nach einer Interimsüberprüfung gemäß Artikel 11
Absatz 3 der Grundverordnung bestätigte der Rat
im September 2001 mit der Verordnung (EG)
Nr. 1900/2001 (11) die Höhe des endgültigen Antidum-
pingzolls, der mit der Verordnung (EG) Nr. 2042/2000
auf Einfuhren von FKS des ausführenden Herstellers Hi-
tachi Denshi Ltd eingeführt worden war.
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(9) Im September 2002 änderte der Rat mit der Verordnung
(EG) Nr. 1696/2002 (1) erneut die Verordnung (EG)
Nr. 2042/2000, um bestimmte Nachfolgemodelle profes-
sioneller Kamerasysteme in den Anhang aufzunehmen
und sie damit von dem endgültigen Antidumpingzoll
zu befreien.

(10) Im April 2004 änderte der Rat mit der Verordnung (EG)
Nr. 825/2004 erneut die Verordnung (EG)
Nr. 2042/2000, um bestimmte Nachfolgemodelle profes-
sioneller Kamerasysteme in deren Anhang aufzunehmen
und sie damit von dem endgültigen Antidumpingzoll zu
befreien.

B. UNTERSUCHUNG BETREFFEND NEUE MODELLE
PROFESSIONELLER KAMERASYSTEME

1. Verfahren

(11) Zwei japanische ausführende Hersteller, Sony Corpora-
tion (nachstehend „Sony“ genannt) und Victor Company
of Japan Limited (nachstehend „JVC“ genannt), teilten der
Kommission mit, dass sie beabsichtigten, neue Modelle
professioneller Kamerasysteme auf den Gemeinschafts-
markt zu bringen, und beantragten die Aufnahme dieser
neuen Modelle und ihres Zubehörs in den Anhang der
Verordnung (EG) Nr. 2042/2000 und damit deren Be-
freiung von dem endgültigen Antidumpingzoll.

(12) Die Kommission unterrichtete den Wirtschaftszweig der
Gemeinschaft hiervon und leitete eine Untersuchung ein,
in deren Rahmen festgestellt werden sollte, ob der Anti-
dumpingzoll auf die fraglichen Waren erhoben und der
verfügende Teil der Verordnung (EG) Nr. 2042/2000 ent-
sprechend geändert werden sollte.

2. In die Untersuchung einbezogene Modelle

(13) Die Anträge auf Befreiung von den geltenden Antidum-
pingzöllen betrafen die folgenden Kamerasystemmodelle,
für die die relevanten technischen Angaben gemacht wur-
den:

i) Sony:

— Sucher HDVF-C30W;

ii) JVC:

— Kamerakopf KY-F560E.

Der Sucher von Sony wurde als Modell angeboten, das
ausschließlich mit Camcordern verwendet werden kann,
also Kameras, die nicht unter die Verordnung (EG)
Nr. 2042/2000 fallen. Das Modell von JVC war als Nach-
folgemodell eines professionellen Kameramodells, das be-
reits von den geltenden Antidumpingmaßnahmen befreit
ist, aufgemacht.

3. Feststellungen

i) Sucher HDVF-C30W

(14) Die Untersuchung ergab, dass der Sucher HDVF-C30W
der Warenbeschreibung in Artikel 1 Absatz 2 Buchstabe
b) der Verordnung (EG) Nr. 2042/2000 entspricht. Er
kann jedoch nur mit Kameraköpfen verwendet werden,
die nicht der Warenbeschreibung in Artikel 1 Absatz 2
Buchstabe a) jener Verordnung entsprechen. Insbesondere
beträgt der Störabstand dieser Kameraköpfe 54 dB, wo-
hingegen die Verordnung (EG) Nr. 2042/2000 für die
Kameraköpfe „55 dB oder mehr bei normaler Verstär-
kung“ vorschreibt. Daraus wurde der Schluss gezogen,
dass dieser Sucher als professionelles Kamerasystem ge-
mäß der Definition in Artikel 1 Absatz 3 Buchstabe e)
der Verordnung (EG) Nr. 2042/2000 angesehen werden
sollte. Daher sollte dieser Sucher von der Anwendung der
geltenden Antidumpingmaßnahmen ausgenommen und
in den Anhang aufgenommen werden.

(15) Im Einklang mit der üblichen Praxis der Gemeinschafts-
organe sollte dieses Modell ab dem Tag, an dem der
fragliche Befreiungsantrag bei den Dienststellen der Kom-
mission einging, von dem Antidumpingzoll befreit wer-
den. Somit sollten alle Einfuhren des Sony-Suchers
HDVF-C30W ab dem 1. April 2003 vom Antidumping-
zoll befreit werden.

ii) Kamerakopf KY-F560E

(16) Die Untersuchung ergab, dass der Kamerakopf KY-F560E
zwar der Warenbeschreibung in Artikel 1 Absatz 2 Buch-
stabe a) der Verordnung (EG) Nr. 2042/2000 entspricht,
jedoch überwiegend in technischen und medizintechni-
schen Anwendungen eingesetzt wird. Daraus wurde der
Schluss gezogen, dass dieses Modell als professionelles
Kamerasystem gemäß der Definition in Artikel 1 Absatz
3 Buchstabe e) der Verordnung (EG) Nr. 2042/2000 an-
gesehen werden sollte. Es sollte daher von der Anwen-
dung der geltenden Antidumpingmaßnahmen ausgenom-
men und in den Anhang der Verordnung (EG)
Nr. 2042/2000 aufgenommen werden.

(17) Im Einklang mit der üblichen Praxis der Gemeinschafts-
organe sollte dieses Modell ab dem Tag, an dem der
fragliche Befreiungsantrag bei den Dienststellen der Kom-
mission einging, von dem Antidumpingzoll befreit wer-
den. Daher sollten alle Einfuhren des JVC-Kamerakopfs
KY-F560E ab dem 15. April 2004 vom Antidumpingzoll
befreit werden.

4. Information der betroffenen Parteien und Schluss-
folgerungen

(18) Die Kommission unterrichtete den Wirtschaftszweig der
Gemeinschaft und die FKS-Ausführer über ihre Feststel-
lungen und gab ihnen Gelegenheit zur Stellungnahme.
Keine der betroffenen Parteien erhob Einwände gegen
die Feststellungen der Kommission.
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(19) Die Verordnung (EG) Nr. 2042/2000 sollte daher ent-
sprechend geändert werden —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Der Anhang der Verordnung (EG) Nr. 2042/2000 wird durch
den Anhang dieser Verordnung ersetzt.

Artikel 2

(1) Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffentli-
chung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.

(2) Diese Verordnung gilt für die Einfuhren der nachstehend
genannten, von den nachstehend genannten ausführenden Her-
stellern hergestellten und in die Gemeinschaft ausgeführten Mo-
delle:

a) Sony ab dem 1. April 2003:

— Sucher HDVF-C30W;

b) JVC ab dem 15. April 2004:

— Kamerakopf KY-F560E.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Geschehen zu Brüssel am 18. Januar 2005.

Im Namen des Rates
Der Präsident
J.-C. JUNCKER
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ANHANG

„ANHANG

Liste professioneller, nicht für Sendezwecke verwendbarer Kamerasysteme, die von den Maßnahmen befreit
sind

Name des Unterneh-
mens Kamerakopf Sucher Kamerakontrollein-

heit
Betriebskontrollein-

heit
Masterkontrollein-

heit (*) Kameraadapter

Sony DXC-M7PK
DXC-M7P
DXC-M7PH
DXC-M7PK/1
DXC-M7P/1
DXC-M7PH/1
DXC-327PK
DXC-327PL
DXC-327PH
DXC-327APK
DXC-327APL
DXC-327AH
DXC-537PK
DXC-537PL
DXC-537PH
DXC-537APK
DXC-537APL
DXC-537APH
EVW-537PK
EVW-327PK
DXC-637P
DXC-637PK
DXC-637PL
DXC-637PH
PVW-637PK
PVW-637PL
DXC-D30PF
DXC-D30PK
DXC-D30PL
DXC-D30PH
DSR-130PF
DSR-130PK
DSR-130PL
PVW-D30PF
PVW-D30PK
PVW-D30PL
DXC-327BPF
DXC-327BPK
DXC-327BPL
DXC-327BPH
DXC-D30WSP (1)
DXC-D35PH (1)
DXC-D35PL (1)
DXC-D35PK (1)
DXC-D35WSPL (1)
DSR-135PL (1)

DXF-3000CE
DXF-325CE
DXF-501CE
DXF-M3CE
DXF-M7CE
DXF-40CE
DXF-40ACE
DXF-50CE
DXF-601CE
DXF-40BCE
DXF-50BCE
DXF-701CE
DXF-WSCE (1)
DXF-801CE (1)
HDVF-C30W (1)

CCU-M3P
CCU-M5P
CCU-M7P
CUU-M5AP (1)

RM-M7G
RM-M7E (1)

–— CA-325P
CA-325AP
CA-325B
CA-327P
CA-537P
CA-511
CA-512P
CA-513
VCT-U14 (1)

Ikegami HC-340
HC-300
HC-230
HC-240
HC-210
HC-390
LK-33
HDL-30MA
HDL-37
HC-400 (1)
HC-400W (1)
HDL-37E
HDL-10
HDL-40

VF15-21/22
VF-4523
VF15-39
VF15-46 (1)
VF5040 (1)
VF5040W (1)

MA-200/230
MA-200A (1)
MA-400 (1)
CCU-37
CCU-10

RCU-240
RCU-390 (1)
RCU-400 (1)
RCU-240A

— CA-340
CA-300
CA-230
CA-390
CA-400 (1)
CA-450 (1)
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Name des Unterneh-
mens Kamerakopf Sucher Kamerakontrollein-

heit
Betriebskontrollein-

heit
Masterkontrollein-

heit (*) Kameraadapter

Hitachi HV-C10F
Z-ONE (L)
Z-ONE (H)
Z-ONE
Z-ONE A (L)
Z-ONE A (H)
Z-ONE A (F)
Z-ONE A
Z-ONE B (L)

GM-51 (1) RC-C1
RC-C10
RU-C10
RU-Z1 (B)
RU-Z1 (C)
RU-Z1
RC-C11
RU-Z2
RC-Z1

— — CA-Z1HB
CA-C10
CA-C10SP
CA-C10SJA
CA-C10M
CA-C10B
CA-Z1A (1)
CA-Z31 (1)
CA-Z32 (1)
CA-ZD1 (1)

Z-ONE B (H)
Z-ONE B (F)
Z-ONE B
Z-ONE B (M)
Z-ONE B (R)
FP-C10 (B)
FP-C10 (C)
FP-C10 (D)
FP-C10 (G)
FP-C10 (L)
FP-C10 (R)
FP-C10 (S)
FP-C10 (V)
FP-C10 (F)
FP-C10
FP-C10 A
FP-C10 A (A)
FP-C10 A (B)
FP-C10 A (C)
FP-C10 A (D)
FP-C10 A (F)
FP-C10 A (G)
FP-C10 A (H)
FP-C10 A (L)
FP-C10 A (R)
FP-C10 A (S)
FP-C10 A (T)
FP-C10 A (V)
FP-C10 A (W)
Z-ONE C (M)
Z-ONE C (R)
Z-ONE C (F)
Z-ONE C
HV-C20
HV-C20M
Z-ONE-D
Z-ONE-D (A)
Z-ONE-D (B)
Z-ONE-D (C)
Z-ONE.DA (1)
V-21 (1)
V-21W (1)

RC-Z11
RC-Z2
RC-Z21
RC-Z2A (1)
RC-Z21A (1)
RU-Z3 (1)
RC-Z3 (1)

Matsushita WV-F700
WV-F700A
WV-F700SHE
WV-F700ASHE
WV-F700BHE
WV-F700ABHE
WV-F700MHE
WV-F350

WV-VF65BE
WV-VF40E
WV-VF39E
WV-VF65BE (*)
WV-VF40E (*)
WV-VF42E
WV-VF65B
AW-VF80

WV-RC700/B
WV-RC700/G
WV-RC700A/B
WV-RC700A/G
WV-RC36/B
WV-RC36/G
WV-RC37/B
WV-RC37/G

— — WV-AD700SE
WV-AD700ASE
WV-AD700ME
WV-AD250E
WV-AD500E (*)
AW-AD500AE
AW-AD700BSE
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Name des Unterneh-
mens Kamerakopf Sucher Kamerakontrollein-

heit
Betriebskontrollein-

heit
Masterkontrollein-

heit (*) Kameraadapter

WV-F350HE
WV-F350E
WV-F350AE
WV-F350DE
WV-F350ADE
WV-F500HE (*)
WV-F-565HE
AW-F575HE
AW-E600
AW-E800
AW-E800A
AW-E650
AW-E655
AW-E750

WV-CB700E
WV-CB700AE
WV-CB700E (*)
WV-CB700AE (*)
WV-RC700/B (*)
WV-RC700/G (*)
WV-RC700A/B (*)
WV-RC700A/G (*)
WV-RC550/G
WV-RC550/B
WV-RC700A
WV-CB700A
WV-RC550
WV-CB550
AW-RP501
AW-RP505

JVC KY-35E
KY-27ECH
KY-19ECH
KY-17FITECH
KY-17BECH
KY-F30FITE
KY-F30BE
KY-F560E
KY-27CECH
KH-100U
KY-D29ECH
KY-D29WECH (1)

VF-P315E
VF-P550E
VF-P10E
VP-P115E
VF-P400E
VP-P550BE
VF-P116
VF-P116WE (1)
VF-P550WE (1)

RM-P350EG
RM-P200EG
RM-P300EG
RM-LP80E
RM-LP821E
RM-LP35U
RM-LP37U
RM-P270EG
RM-P210E

— — KA-35E
KA-B35U
KA-M35U
KA-P35U
KA-27E
KA-20E
KA-P27U
KA-P20U
KA-B27E
KA-B20E
KA-M20E
KA-M27E

Olympus MAJ-387N
MAJ-387I

OTV-SX 2
OTV-S5
OTV-S6

Camera OTV-SX

(*) Auch Endeinstellungsanzeige (MSU) oder Endkontrollpunkt (MCP) genannt.
(1) Zollfrei, wenn das entsprechende Triax-System bzw. der entsprechende Triax-Adapter nicht auf dem Gemeinschaftsmarkt verkauft wird.“
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VERORDNUNG (EG) Nr. 85/2005 DER KOMMISSION

vom 20. Januar 2005

zur Festlegung pauschaler Einfuhrwerte für die Bestimmung der im Sektor Obst und Gemüse
geltenden Einfuhrpreise

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 3223/94 der Kommission
vom 21. Dezember 1994 mit Durchführungsbestimmungen zur
Einfuhrregelung für Obst und Gemüse (1), insbesondere auf Ar-
tikel 4 Absatz 1,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Die in Anwendung der Ergebnisse der multilateralen
Handelsverhandlungen der Uruguay-Runde von der Kom-
mission festzulegenden, zur Bestimmung der pauschalen
Einfuhrwerte zu berücksichtigenden Kriterien sind in der
Verordnung (EG) Nr. 3223/94 für die in ihrem Anhang
angeführten Erzeugnisse und Zeiträume festgelegt.

(2) In Anwendung der genannten Kriterien sind die im An-
hang zur vorliegenden Verordnung ausgewiesenen pau-
schalen Einfuhrwerte zu berücksichtigen —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die in Artikel 4 der Verordnung (EG) Nr. 3223/94 genannten
pauschalen Einfuhrwerte sind in der Tabelle im Anhang zur
vorliegenden Verordnung festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 21. Januar 2005 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 20. Januar 2005

Für die Kommission
J. M. SILVA RODRÍGUEZ

Generaldirektor für Landwirtschaft und Entwicklung des
ländlichen Raumes
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ANHANG

zur Verordnung der Kommission vom 20. Januar 2005 zur Festlegung pauschaler Einfuhrwerte für die
Bestimmung der im Sektor Obst und Gemüse geltenden Einfuhrpreise

(EUR/100 kg)

KN-Code Drittland-Code (1) Pauschaler Einfuhrpreis

0702 00 00 052 125,5
204 91,6
212 169,4
248 157,0
999 135,9

0707 00 05 052 137,0
220 229,0
999 183,0

0709 90 70 052 156,5
204 158,2
999 157,4

0805 10 20 052 54,8
204 47,4
212 51,1
220 48,0
448 35,9
999 47,4

0805 20 10 204 64,5
999 64,5

0805 20 30, 0805 20 50, 0805 20 70,
0805 20 90

052 66,6
204 84,7
400 77,7
464 149,6
624 76,6
999 91,0

0805 50 10 052 54,1
999 54,1

0808 10 80 400 104,1
404 78,6
720 61,3
999 81,3

0808 20 50 388 100,7
400 88,5
720 59,5
999 82,9

(1) Nomenklatur der Länder gemäß der Verordnung (EG) Nr. 2081/2003 der Kommission (ABl. L 313 vom 28.11.2003, S. 11). Der Code
„999“ steht für „Verschiedenes“.
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VERORDNUNG (EG) Nr. 86/2005 DER KOMMISSION

vom 20. Januar 2005

zur Festsetzung der repräsentativen Preise und der zusätzlichen Einfuhrzölle für Melasse im
Zuckersektor ab dem 21. Januar 2005

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1260/2001 des Rates vom
19. Juni 2001 über die gemeinsame Marktorganisation für Zu-
cker (1), insbesondere auf Artikel 24 Absatz 4,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1422/95 der Kommis-
sion vom 23. Juni 1995 mit Durchführungsbestimmun-
gen für die Einfuhr von Melasse im Zuckersektor und zur
Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 785/68 (2), wird
der cif-Preis bei der Einfuhr von Melasse nach Maßgabe
der Verordnung (EWG) Nr. 785/68 der Kommission (3)
bestimmt und gilt als „repräsentativer Preis“. Dieser Preis
gilt für die Standardqualität gemäß Artikel 1 der Verord-
nung (EWG) Nr. 785/68.

(2) Bei der Festlegung der repräsentativen Preise muss allen
Informationen gemäß Artikel 3 der Verordnung (EWG)
Nr. 785/68 Rechnung getragen werden, mit Ausnahme
der Fälle gemäß Artikel 4 der genannten Verordnung und
gegebenenfalls kann die Festlegung auch gemäß dem Ver-
fahren des Artikels 7 der Verordnung (EWG) Nr. 785/68
erfolgen.

(3) Bei anderer als der Standardqualität wird der Preis je nach
Qualität der angebotenen Melasse in Anwendung von

Artikel 6 der Verordnung (EWG) Nr. 785/68 erhöht oder
gesenkt.

(4) Besteht zwischen dem Auslösungspreis für das fragliche
Erzeugnis und dem repräsentativen Preis ein Unterschied,
so sind nach Maßgabe von Artikel 3 der Verordnung
(EG) Nr. 1422/95 zusätzliche Einfuhrzölle festzusetzen.
Bei Aussetzung der Einfuhrzölle gemäß Artikel 5 der
Verordnung (EG) Nr. 1422/95 sind für diese Zölle be-
sondere Beträge festzusetzen.

(5) Die repräsentativen Preise und die zusätzlichen Zölle bei
der Einfuhr der betreffenden Erzeugnisse sind gemäß Ar-
tikel 1 Absatz 2 und Artikel 3 Absatz 1 der Verordnung
(EG) Nr. 1422/95 festzusetzen.

(6) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen ent-
sprechen der Stellungnahme des Verwaltungsausschusses
für Zucker —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die repräsentativen Preise und die zusätzlichen Zölle bei der
Einfuhr der Erzeugnisse des Artikels 1 der Verordnung (EG)
Nr. 1422/95 werden im Anhang festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 21. Januar 2005 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 20. Januar 2005

Für die Kommission
J. M. SILVA RODRÍGUEZ

Generaldirektor für Landwirtschaft und Entwicklung des
ländlichen Raumes
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ANHANG

Repräsentative Preise und zusätzliche Zölle bei der Einfuhr von Melasse im Zuckersektor ab dem
21. Januar 2005

(EUR)

KN-Code
Repräsentativer Preis pro
100 kg Eigengewicht des

Erzeugnisses

Zusätzlicher Zoll pro
100 kg Eigengewicht des

Erzeugnisses

Bei der Einfuhr des Erzeugnisses wegen der
Aussetzung gemäß Artikel 5 der Verordnung
(EG) Nr. 1422/95 anzuwendender Betrag (1)

pro 100 kg Eigengewicht

1703 10 00 (2) 10,32 — 0

1703 90 00 (2) 10,70 — 0

(1) Dieser Betrag ersetzt gemäß Artikel 5 der Verordnung (EG) Nr. 1422/95 den für diese Erzeugnisse festgesetzten Zollsatz des
Gemeinsamen Zolltarifs.

(2) Festsetzung für die Standardqualität gemäß Artikel 1 der geänderten Verordnung (EWG) Nr. 785/68.
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VERORDNUNG (EG) Nr. 87/2005 DER KOMMISSION

vom 20. Januar 2005

zur Festsetzung der Ausfuhrerstattungen für Weißzucker und Rohzucker in unverändertem
Zustand

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1260/2001 des Rates vom
19. Juni 2001 über die gemeinsame Marktorganisation für Zu-
cker (1), insbesondere auf Artikel 27 Absatz 5 Unterabsatz 2,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Nach Artikel 27 der Verordnung (EG) Nr. 1260/2001
kann der Unterschied zwischen den Notierungen oder
Preisen auf dem Weltmarkt der in Artikel 1 Absatz 1
Buchstabe a der angeführten Verordnung genannten Er-
zeugnisse und den Preisen dieser Erzeugnisse in der
Gemeinschaft durch eine Erstattung bei der Ausfuhr aus-
geglichen werden.

(2) Gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1260/2001 sind die
Erstattungen für den nicht denaturierten und in unver-
ändertem Zustand ausgeführten Weißzucker und Rohzu-
cker unter Berücksichtigung der Lage auf dem Markt der
Gemeinschaft und auf dem Weltzuckermarkt und insbe-
sondere der in Artikel 28 der angeführten Verordnung
genannten Preise und Kostenelemente festzusetzen. Nach
demselben Artikel sind zugleich die wirtschaftlichen As-
pekte der beabsichtigten Ausfuhr zu berücksichtigen.

(3) Für Rohzucker ist die Erstattung für die Standardqualität
festzusetzen. Diese ist in Anhang I Punkt II der Verord-
nung (EG) Nr. 1260/2001 festgelegt worden. Diese Er-
stattung ist im Übrigen gemäß Artikel 28 Absatz 4 der
genannten Verordnung festzusetzen. Kandiszucker wurde
in der Verordnung (EG) Nr. 2135/95 der Kommission
vom 7. September 1995 mit Durchführungsvorschriften
für die Gewährung von Ausfuhrerstattungen im Zucker-
sektor (2) definiert. Die so berechnete Erstattung muss bei
aromatisiertem oder gefärbtem Zucker für dessen Saccha-
rosegehalt gelten und somit für 1 v. H. dieses Gehalts
festgesetzt werden.

(4) In besonderen Fällen kann der Erstattungsbetrag durch
Rechtsakte anderer Art festgesetzt werden.

(5) Die Erstattung wird alle zwei Wochen festgesetzt. Sie
kann zwischenzeitlich geändert werden.

(6) Nach Artikel 27 Absatz 5 Unterabsatz 1 der Verordnung
(EG) Nr. 1260/2001 können die Lage auf dem Welt-
markt oder die besonderen Erfordernisse bestimmter
Märkte es notwendig machen, die Erstattung für die in
Artikel 1 derselben Verordnung genannten Erzeugnisse je
nach Zielbestimmung unterschiedlich festzusetzen.

(7) Der erhebliche und rasche Anstieg der präferenziellen
Zuckereinfuhren aus den Ländern des Westbalkans seit
Beginn 2001 sowie der Zuckerausfuhren der Gemein-
schaft nach diesen Ländern scheint in hohem Maße
künstlich zu sein.

(8) Um jeglichen Missbrauch bei der Wiedereinfuhr von Zu-
ckererzeugnissen, für die eine Ausfuhrerstattung gewährt
wurde, in die Gemeinschaft zu vermeiden, empfiehlt es
sich, für die Länder des Westbalkans keine Erstattung für
die unter diese Verordnung fallenden Erzeugnisse festzu-
setzen.

(9) Aufgrund dieser Faktoren und der aktuellen Marktsitua-
tion im Zuckersektor, insbesondere der Notierungen und
Preise für Zucker in der Gemeinschaft und auf dem Welt-
markt, sind angemessene Erstattungsbeträge festzusetzen.

(10) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen ent-
sprechen der Stellungnahme des Verwaltungsausschusses
für Zucker —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1
Die Erstattungen bei der Ausfuhr in unverändertem Zustand der
in Artikel 1 Absatz 1 Buchstabe a der Verordnung (EG)
Nr. 1260/2001 genannten und nicht denaturierten Erzeugnisse
werden wie im Anhang angegeben festgesetzt.

Artikel 2
Diese Verordnung tritt am 21. Januar 2005 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 20. Januar 2005

Für die Kommission
Mariann FISCHER BOEL

Mitglied der Kommission
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ANHANG

AUSFUHRERSTATTUNGEN FÜR WEISSZUCKER UND ROHZUCKER IN UNVERÄNDERTEM ZUSTAND,
ANWENDBAR AB 21. JANUAR 2005

Erzeugniscode Bestimmung Maßeinheit Betrag der Erstattung

1701 11 90 9100 S00 EUR/100 kg 36,57 (1)

1701 11 90 9910 S00 EUR/100 kg 36,57 (1)

1701 12 90 9100 S00 EUR/100 kg 36,57 (1)

1701 12 90 9910 S00 EUR/100 kg 36,57 (1)

1701 91 00 9000 S00 EUR/1% Saccharose × 100 kg Reingewicht 0,3976

1701 99 10 9100 S00 EUR/100 kg 39,76

1701 99 10 9910 S00 EUR/100 kg 39,76

1701 99 10 9950 S00 EUR/100 kg 39,76

1701 99 90 9100 S00 EUR/1% Saccharose × 100 kg Reingewicht 0,3976

NB: Die Erzeugniscodes sowie die Bestimmungscodes Serie „A“ sind in der Verordnung (EWG) Nr. 3846/87 der Kommission (ABl. L 366
vom 24.12.1987, S. 1) festgelegt.
Die Zahlencodes für das Bestimmungsland/-gebiet sind in der Verordnung (EG) Nr. 2081/2003 der Kommission (ABl. L 313 vom
28.11.2003, S. 11) festgelegt.
Die übrigen Bestimmungen sind folgendermaßen festgelegt:
S00: Alle Bestimmungen (Drittländer, sonstige Gebiete, Bevorratung und einer Ausfuhr aus der Gemeinschaft gleichgestellte Be-

stimmungen) mit Ausnahme von Albanien, Kroatien, Bosnien und Herzegowina, Serbien und Montenegro (einschließlich des
Kosovo im Sinne der Resolution 1244 des UN-Sicherheitsrates vom 10. Juni 1999), sowie der Ehemaligen Jugoslawischen
Republik Mazedonien, außer bei Zucker, der den Erzeugnissen gemäß Artikel 1 Absatz 2 Buchstabe b) der Verordnung (EG) Nr.
2201/96 des Rates (ABl. L 297 vom 21.11.1996, S. 29) zugesetzt worden ist.

(1) Dieser Betrag gilt für Rohzucker mit einem Rendementwert von 92%. Wenn der Rendementwert des ausgeführten Rohzuckers von
92% abweicht, wird der anwendbare Erstattungsbetrag gemäß den Bestimmungen von Artikel 28 Absatz 4 der Verordnung (EG) Nr.
1260/2001 errechnet.
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VERORDNUNG (EG) Nr. 88/2005 DER KOMMISSION

vom 20. Januar 2005

zur Festsetzung der Ausfuhrerstattungen für Sirupe und einige andere Erzeugnisse des
Zuckersektors in unverändertem Zustand

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1260/2001 des Rates vom
19. Juni 2001 über die gemeinsame Marktorganisation für Zu-
cker (1), insbesondere auf Artikel 27 Absatz 5 zweiter Unterab-
satz,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Nach Artikel 27 der Verordnung (EG) Nr. 1260/2001
kann der Unterschied zwischen den Notierungen oder
Preisen auf dem Weltmarkt für die in Artikel 1 Absatz 1
Buchstabe d) der angeführten Verordnung genannten Er-
zeugnisse und den Preisen dieser Erzeugnisse in der
Gemeinschaft durch eine Erstattung bei der Ausfuhr aus-
geglichen werden.

(2) Gemäß Artikel 3 der Verordnung (EG) Nr. 2135/95 der
Kommission vom 7. September 1995 mit Durchfüh-
rungsvorschriften für die Gewährung von Ausfuhrerstat-
tungen im Zuckersektor (2) ist die Erstattung für 100 kg
der in Artikel 1 Absatz 1 Buchstabe d) der Verordnung
(EG) Nr. 1260/2001 genannten ausgeführten Erzeugnisse
gleich dem Grundbetrag, multipliziert mit dem Saccharo-
segehalt, gegebenenfalls einschließlich des Gehalts an an-
derem als Saccharose berechnetem Zucker. Dieser für das
betreffende Erzeugnis festgestellte Saccharosegehalt wird
gemäß den Vorschriften des Artikels 3 der Verordnung
(EG) Nr. 2135/95 bestimmt.

(3) Gemäß Artikel 30 Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr.
1260/2001 ist der Grundbetrag der Erstattung für die
in unverändertem Zustand ausgeführte Sorbose gleich
dem Grundbetrag der Erstattung, vermindert um ein
Hundertstel der gemäß der Verordnung (EG) Nr.
1265/2001 der Kommission vom 27. Juni 2001 mit
Durchführungsbestimmungen zur Verordnung (EG) Nr.
1260/2001 des Rates über die Gewährung der Produk-
tionserstattung bei der Verwendung von bestimmten Er-
zeugnissen des Zuckersektors in der chemischen Indust-
rie (3), für die im Anhang dieser letzten Verordnung ge-
nannten Erzeugnisse.

(4) Gemäß Artikel 30 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr.
1260/2001 ist für die anderen in Artikel 1 Absatz 1
Buchstabe d) der genannten Verordnung genannten und
in unverändertem Zustand ausgeführten Erzeugnisse der
Grundbetrag der Erstattung gleich einem Hundertstel ei-
nes Betrags, der bestimmt wird unter Berücksichtigung

einerseits des Unterschieds zwischen dem in den Gebie-
ten der Gemeinschaft ohne Defizit während des Monats,
für den der Grundbetrag festgesetzt wird, für Weißzucker
geltenden Interventionspreis und den für Weißzucker auf
dem Weltmarkt festgestellten Notierungen oder Preisen
und andererseits der Notwendigkeit der Herstellung eines
Gleichgewichts zwischen der Verwendung des Grunder-
zeugnisses aus der Gemeinschaft im Hinblick auf die
Ausfuhr von Verarbeitungserzeugnissen nach dritten Län-
dern und der Verwendung der zum Veredelungsverkehr
zugelassenen Erzeugnisse dieser Länder.

(5) Gemäß Artikel 30 Absatz 4 der Verordnung (EWG) Nr.
1260/2001 kann die Gültigkeit des Grundbetrags auf
bestimmte, in Artikel 1 Absatz 1 Buchstabe d) der ge-
nannten Verordnung genannte Erzeugnisse beschränkt
werden.

(6) Gemäß Artikel 27 der Verordnung (EG) Nr. 1260/2001
kann bei der Ausfuhr der in Artikel 1 Absatz 1 Buch-
staben f), g) und h) dieser Verordnung genannten Erzeug-
nisse in unverändertem Zustand eine Erstattung vorge-
sehen werden. Die Höhe der Erstattung muss für
100 kg Trockenstoff, insbesondere unter Berücksichti-
gung der auf die Ausfuhr der Erzeugnisse des KN-Codes
1702 30 91 anwendbaren Erstattung, der auf die Ausfuhr
der in Artikel 1 Absatz 1 Buchstabe d) der Verordnung
(EG) Nr. 1260/2001 genannten Erzeugnisse anwendba-
ren Erstattung und der wirtschaftlichen Gesichtspunkte
der geplanten Ausfuhren bestimmt werden. Im Fall der
im genannten Absatz 1 Buchstaben f) und g) genannten
Erzeugnisse wird die Erstattung nur gewährt, wenn sie
den Bedingungen des Artikels 5 der Verordnung (EG)
Nr. 2135/95 entsprechen. Für die unter Buchstabe h)
genannten Erzeugnisse werden die Erstattungen nur ge-
währt, wenn sie den Bedingungen von Artikel 6 der Ver-
ordnung (EG) Nr. 2135/95 genügen.

(7) Die oben genannten Erstattungen werden monatlich fest-
gesetzt. Sie können zwischenzeitlich geändert werden.

(8) Nach Artikel 27 Absatz 5 Unterabsatz 1 der Verordnung
(EG) Nr. 1260/2001 können die Lage auf dem Welt-
markt oder die besonderen Erfordernisse bestimmter
Märkte es notwendig machen, die Erstattung für die in
Artikel 1 derselben Verordnung genannten Erzeugnisse je
nach Zielbestimmung unterschiedlich festzusetzen.

(9) Der erhebliche und rasche Anstieg der präferenziellen
Zuckereinfuhren aus den Ländern des Westbalkans seit
Beginn 2001 sowie der Zuckerausfuhren der Gemein-
schaft nach diesen Ländern scheint in hohem Maße
künstlich zu sein.
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(10) Um jeglichen Missbrauch bei der Wiedereinfuhr von Zu-
ckererzeugnissen, für die eine Ausfuhrerstattung gewährt
wurde, in die Gemeinschaft zu vermeiden, empfiehlt es
sich, für die Länder des Westbalkans keine Erstattung für
die unter diese Verordnung fallenden Erzeugnisse festzu-
setzen.

(11) Aufgrund dieser Faktoren sind angemessene Erstattungs-
beträge für die betreffenden Erzeugnisse festzusetzen.

(12) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen ent-
sprechen der Stellungnahme des Verwaltungsausschusses
für Zucker —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Erstattungen bei der Ausfuhr in unverändertem Zustand der
in Artikel 1 Absatz 1 Buchstaben d), f), g) und h) der Verord-
nung (EG) Nr. 1260/2001 genannten Erzeugnisse werden, wie
im Anhang dieser Verordnung angegeben, festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 21. Januar 2005 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 20. Januar 2005

Für die Kommission
Mariann FISCHER BOEL

Mitglied der Kommission

DEL 19/22 Amtsblatt der Europäischen Union 21.1.2005



ANHANG

AUSFUHRERSTATTUNGEN FÜR SIRUPE UND EINIGE ANDERE ERZEUGNISSE DES ZUCKERSEKTORS IN
UNVERÄNDERTEM ZUSTAND, ANWENDBAR AB 21. JANUAR 2005

Erzeugniscode Bestimmung Maßeinheit Betrag der Erstattung

1702 40 10 9100 S00 EUR/100 kg Trockenstoff 39,76 (1)

1702 60 10 9000 S00 EUR/100 kg Trockenstoff 39,76 (1)

1702 60 80 9100 S00 EUR/100 kg Trockenstoff 75,54 (2)

1702 60 95 9000 S00 EUR/1% Saccharose × 100 kg Reingewicht 0,3976 (3)

1702 90 30 9000 S00 EUR/100 kg Trockenstoff 39,76 (1)

1702 90 60 9000 S00 EUR/1% Saccharose × 100 kg Reingewicht 0,3976 (3)

1702 90 71 9000 S00 EUR/1% Saccharose × 100 kg Reingewicht 0,3976 (3)

1702 90 99 9900 S00 EUR/1% Saccharose × 100 kg Reingewicht 0,3976 (3) (4)

2106 90 30 9000 S00 EUR/100 kg Trockenstoff 39,76 (1)

2106 90 59 9000 S00 EUR/1% Saccharose × 100 kg Reingewicht 0,3976 (3)

NB: Die Erzeugniscodes sowie die Bestimmungscodes Serie „A“ sind in der Verordnung (EWG) Nr. 3846/87 der Kommission (ABl. L 366
vom 24.12.1987, S. 1) festgelegt.
Die Zahlencodes für das Bestimmungsland/-gebiet sind in der Verordnung (EG) Nr. 2081/2003 der Kommission (ABl. L 313 vom
28.11.2003, S. 11) festgelegt.).
Die übrigen Bestimmungen sind folgendermaßen festgelegt:
S00: Alle Bestimmungen (Drittländer, sonstige Gebiete, Bevorratung und einer Ausfuhr aus der Gemeinschaft gleichgestellte Be-

stimmungen), mit Ausnahme von Albanien, Kroatien, Bosnien und Herzegowina, Serbien und Montenegro (einschließlich des
Kosovo im Sinne der Resolution 1244 des UN-Sicherheitsrates vom 10. Juni 1999) sowie der ehemaligen Jugoslawischen
Republik Mazedonien, außer bei Zucker, der den Erzeugnissen gemäß Artikel 1 Absatz 2 Buchstabe b) der Verordnung (EG)
Nr. 2201/96 des Rates (ABl. L 297 vom 21.11.1996, S. 29) zugesetzt worden ist.

(1) Nur anwendbar auf die in Artikel 5 der Verordnung (EG) Nr. 2135/95 genannten Erzeugnisse.
(2) Nur anwendbar auf die in Artikel 6 der Verordnung (EG) Nr. 2135/95 genannten Erzeugnisse.
(3) Der Grundbetrag gilt nicht für Sirupe mit einer Reinheit von weniger als 85 % (Verordnung (EG) Nr. 2135/95). Der Saccharosegehalt

wird gemäß Artikel 3 der Verordnung (EG) Nr. 2135/95 bestimmt.
(4) Der Grundbetrag gilt nicht für das im Anhang Nummer 2 der Verordnung (EWG) Nr. 3513/92 der Kommission beschriebene

Erzeugnis (ABl. L 355 vom 5.12.1992, S. 12).
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VERORDNUNG (EG) Nr. 89/2005 DER KOMMISSION

vom 20. Januar 2005

zur Festsetzung des Höchstbetrags der Erstattung für Weißzucker bei Ausfuhr nach bestimmten
Drittländern für die im Rahmen der Dauerausschreibung gemäß der Verordnung (EG)

Nr. 1327/2004 durchgeführte 17. Teilausschreibung

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1260/2001 des Rates vom
19. Juni 2001 über die gemeinsame Marktorganisation für Zu-
cker (1), insbesondere auf Artikel 27 Absatz 5 zweiter Unterab-
satz,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1327/2004 der Kom-
mission vom 19. Juli 2004 betreffend eine Daueraus-
schreibung zu der Festsetzung von Abschöpfungen und/
oder Erstattungen bei der Ausfuhr von Weißzucker für
das Wirtschaftsjahr 2004/05 (2) werden Teilausschreibun-
gen für die Ausfuhr dieses Zuckers nach bestimmten
Drittländern durchgeführt.

(2) Gemäß Artikel 9 Absatz 1 der Verordnung (EG)
Nr. 1327/2004 ist gegebenenfalls ein Höchstbetrag der

Ausfuhrerstattung für die betreffende Teilausschreibung,
insbesondere unter Berücksichtigung der Lage und der
voraussichtlichen Entwicklung des Zuckermarktes in der
Gemeinschaft sowie des Weltmarktes, festzusetzen.

(3) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen ent-
sprechen der Stellungnahme des Verwaltungsausschusses
für Zucker —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Für die gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1327/2004 durchge-
führte 17. Teilausschreibung für Weißzucker wird eine Ausfuhr-
erstattung von höchstens 42,899 EUR/100 kg festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 21. Januar 2005 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 20. Januar 2005

Für die Kommission
Mariann FISCHER BOEL

Mitglied der Kommission
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VERORDNUNG (EG) Nr. 90/2005 DER KOMMISSION

vom 20. Januar 2005

zur Festsetzung des Weltmarktpreises für nicht entkörnte Baumwolle

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf das Protokoll Nr. 4 über Baumwolle im Anhang zur
Akte über den Beitritt Griechenlands, zuletzt geändert durch die
Verordnung (EG) Nr. 1050/2001 des Rates (1),

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1051/2001 des Rates vom
22. Mai 2001 über die Erzeugerbeihilfe für Baumwolle (2), ins-
besondere auf Artikel 4,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Gemäß Artikel 4 der Verordnung (EG) Nr. 1051/2001
wird der Weltmarktpreis für nicht entkörnte Baumwolle
regelmäßig anhand des in der Vergangenheit festgestell-
ten Verhältnisses zwischen dem für entkörnte Baumwolle
festgestellten Weltmarktpreis und dem für nicht ent-
körnte Baumwolle berechneten Weltmarktpreis auf der
Grundlage des Weltmarktpreises für entkörnte Baum-
wolle ermittelt. Dieses in der Vergangenheit festgestellte
Verhältnis ist mit Artikel 2 Absatz 2 der Verordnung
(EG) Nr. 1591/2001 der Kommission vom 2. August
2001 zur Durchführung der Beihilferegelung für Baum-
wolle (3) festgesetzt worden. Kann der Weltmarktpreis so
nicht ermittelt werden, so wird er anhand des zuletzt
ermittelten Preises bestimmt.

(2) Gemäß Artikel 5 der Verordnung (EG) Nr. 1051/2001
wird der Weltmarktpreis für nicht entkörnte Baumwolle
für ein Erzeugnis, das bestimmte Merkmale aufweist, un-
ter Berücksichtigung der günstigsten Angebote und No-

tierungen auf dem Weltmarkt unter denjenigen bestimmt,
die als repräsentativ für den tatsächlichen Markttrend
gelten. Zu dieser Bestimmung wird der Durchschnitt
der Angebote und Notierungen herangezogen, die an
einem oder mehreren repräsentativen europäischen Bör-
senplätzen für ein in einem Hafen der Gemeinschaft cif-
geliefertes Erzeugnis aus einem der Lieferländer festge-
stellt werden, die als die für den internationalen Handel
am repräsentativsten gelten. Es sind jedoch Anpassungen
dieser Kriterien für die Bestimmung des Weltmarktpreises
für entkörnte Baumwolle vorgesehen, um den Differen-
zen Rechnung zu tragen, die durch die Qualität des ge-
lieferten Erzeugnisses oder die Art der Angebote und
Notierungen gerechtfertigt sind. Diese Anpassungen
sind in Artikel 3 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr.
1591/2001 festgesetzt.

(3) In Anwendung vorgenannter Kriterien wird der Welt-
marktpreis für nicht entkörnte Baumwolle in nachsteh-
ender Höhe festgesetzt —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Der in Artikel 4 der Verordnung (EG) Nr. 1051/2001 genannte
Weltmarktpreis für nicht entkörnte Baumwolle wird auf
18,242 EUR/100 kg festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 21. Januar 2005 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 20. Januar 2005

Für die Kommission
J. M. SILVA RODRÍGUEZ

Generaldirektor für Landwirtschaft und Entwicklung des
ländlichen Raumes
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VERORDNUNG (EG) Nr. 91/2005 DER KOMMISSION

vom 20. Januar 2005

zur Anwendung eines Verringerungskoeffizienten auf Erstattungsbescheinigungen für nicht
unter Anhang I des Vertrags fallende Waren gemäß Artikel 8 Absatz 5 der Verordnung (EG)

Nr. 1520/2000

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 3448/93 des Rates vom
6. Dezember 1993 über die Handelsregelung für bestimmte aus
landwirtschaftlichen Erzeugnissen hergestellte Waren (1),

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1520/2000 der Kommis-
sion vom 13. Juli 2000 zur Festlegung der gemeinsamen Durch-
führungsvorschriften für die Gewährung von Ausfuhrerstattun-
gen und der Kriterien zur Festsetzung des Erstattungsbetrags für
bestimmte landwirtschaftliche Erzeugnisse, die in Form von
nicht unter Anhang I des Vertrages fallenden Waren ausgeführt
werden (2), insbesondere auf Artikel 8 Absatz 5,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Den Mitteilungen der Mitgliedstaaten nach Artikel 8 Ab-
satz 2 der Verordnung (EG) Nr. 1520/2000 zufolge be-
läuft sich die Gesamtsumme der eingegangenen Anträge
auf 220 145 448 EUR, während sich der zur Verfügung
stehende Betrag für die Tranche von Erstattungsbeschei-

nigungen gemäß Artikel 8 Absatz 4 der Verordnung (EG)
Nr. 1520/2000 auf 71 047 745 EUR beläuft.

(2) Gemäß Artikel 8 Absätze 3 und 4 der Verordnung (EG)
Nr. 1520/2000 wird ein Verringerungskoeffizient berech-
net. Dieser Koeffizient sollte daher auf die Beträge ange-
wendet werden, die in Form von Erstattungsbescheini-
gungen zur Verwendung ab dem 1. Februar 2005 gemäß
Artikel 8 Absatz 6 der Verordnung (EG) Nr. 1520/2000
beantragt werden —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Auf die Beträge der Anträge auf Erstattungsbescheinigungen, die
zur Verwendung ab dem 1. Februar 2005 vorgesehen sind, wird
ein Verringerungskoeffizient von 0,678 angewandt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 21. Januar 2005 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 20. Januar 2005

Für die Kommission
Günter VERHEUGEN

Vizepräsident
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VERORDNUNG (EG) Nr. 92/2005 DER KOMMISSION

vom 19. Januar 2005

zur Durchführung der Verordnung (EG) Nr. 1774/2002 des Europäischen Parlaments und des Rates
hinsichtlich der Maßnahmen zur Beseitigung oder Verwendung tierischer Nebenprodukte und zur
Änderung des Anhangs VI hinsichtlich der Biogas-Verarbeitung und der Verarbeitung von

ausgelassenen Fetten

(Text von Bedeutung für den EWR)

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1774/2002 des Europä-
ischen Parlaments und des Rates vom 3. Oktober 2002 mit
Hygienevorschriften für nicht für den menschlichen Verzehr be-
stimmte tierische Nebenprodukte (1), insbesondere auf Artikel 4
Absatz 2 Buchstabe e), Artikel 5 Absatz 2 Buchstabe g), Ar-
tikel 6 Absatz 2 Buchstabe i) und Artikel 32 Absatz 1,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Die Verordnung (EG) Nr. 1774/2002 sieht Bestimmun-
gen über die Maßnahmen zur Beseitigung und Verwen-
dung tierischer Nebenprodukte vor. Außerdem ist die
Möglichkeit zusätzlicher Maßnahmen zur Beseitigung
und Verwendung tierischer Nebenprodukte vorgesehen,
die nach Anhörung des entsprechenden wissenschaftli-
chen Ausschusses zu genehmigen sind.

(2) Der Wissenschaftliche Lenkungsausschuss (WLA) gab am
10. und 11. April 2003 eine Stellungnahme zu sechs
alternativen Verarbeitungsmethoden zur sicheren Behand-
lung und Beseitigung tierischer Nebenprodukte ab. Da-
nach gelten fünf Verarbeitungsmethoden als unter be-
stimmten Bedingungen sicher für die Beseitigung und/o-
der Verwendung von Material der Kategorien 2 und 3.

(3) Der WLA gab am 10. und 11. April 2003 seine end-
gültige Stellungnahme zu einer Behandlung tierischer Ab-
fälle mittels alkalischer Hydrolyse bei hoher Temperatur
und hohem Druck sowie einen Bericht ab, und fügte
Leitlinien zu den Möglichkeiten der Verwendung der al-
kalischen Hydrolyse und zu den damit zusammenhän-
genden Risiken für die Beseitigung von Material der Ka-
tegorien 1, 2 und 3 bei.

(4) Die Europäische Behörde für Lebensmittelsicherheit
(EBLS) gab am 26. und 27. November 2003 eine Stel-
lungnahme zum Hochdruck-Hydrolyse-Biogas-Verfahren
ab und legte Ratschläge zu den Verwendungsmöglichkei-
ten dieser Verarbeitungsmethode und zu den damit ver-
bundenen Risiken für die Beseitigung von Material der
Kategorie 1 vor.

(5) Daher können fünf Verarbeitungsmethoden als alterna-
tive Maßnahmen zur Beseitigung und/oder Verwendung
tierischer Nebenprodukte gemäß den Stellungnahmen des
WLA zusätzlich zu den Verarbeitungsmethoden zugelas-
sen werden, die bereits in der Verordnung (EG)
Nr. 1774/2002 vorgesehen sind. Außerdem ist es ange-
zeigt, die Bedingungen für die Anwendung dieser Verar-
beitungsmethoden festzulegen.

(6) Die Kommission hat einige der Antragsteller, die die Zu-
lassung der Verarbeitungsmethoden beantragt hatten, auf-
gefordert, weitere Informationen über die Sicherheit ihrer
Methoden zur Behandlung und Beseitigung von Material
der Kategorie 1 vorzulegen. Diese Informationen sind der
Europäischen Behörde für Lebensmittelsicherheit zur ord-
nungsgemäßen Bewertung weiterzuleiten.

(7) Bis zum Vorliegen dieser Bewertung und unter Berück-
sichtigung neuer Stellungnahmen des WLA, wonach Talg
hinsichtlich TSE sicher ist, insbesondere, wenn er nach
dem Druckverfahren erhitzt wurde und unlösliche Ver-
unreinigungen durch Filtern entfernt wurden, ist es ange-
zeigt, eine dieser Verarbeitungsmethoden zuzulassen, bei
denen tierisches Fett zu Biodiesel verarbeitet wird, unter
strengen Bedingungen auch zur Behandlung und Beseiti-
gung des meisten Materials der Kategorie 1 — mit Aus-
nahme des am stärksten risikobehafteten Materials. In
diesem Fall sollte klargestellt werden, dass die Behand-
lung und Beseitigung auch die Gewinnung von Bioener-
gie umfassen kann.

(8) Solche alternativen Methoden sollten unbeschadet ande-
rer geltender EU-Vorschriften, insbesondere Umweltvor-
schriften, zugelassen und angewandt werden; daher soll-
ten die in dieser Verordnung festgelegten Betriebsbedin-
gungen — sofern zutreffend — gemäß Artikel 6
Absatz 4 der Richtlinie 2000/76/EG des Europäischen
Parlaments und des Rates vom 4. Dezember 2000 über
die Verbrennung von Abfällen (2) angewandt werden.

(9) Bei für die Behandlung von tierischen Nebenprodukten
der Kategorie 1 zugelassenen Verarbeitungsmethoden
und als Überwachungsmaßnahme ergänzend zur regel-
mäßigen Überwachung der Verarbeitungsparameter sollte
den zuständigen Behörden die Wirksamkeit des Verfah-
rens und seine Unbedenklichkeit hinsichtlich der Gesund-
heit von Mensch und Tier durch Erprobung in einer
Pilotanlage während der ersten beiden Jahre nach der
Anwendung des Verfahrens in jedem einzelnen betroffe-
nen Mitgliedstaat nachgewiesen werden.

(10) Anhang VI Kapitel II und III der Verordnung (EG)
Nr. 1774/2002 sollten als Folge der Zulassung der Ver-
arbeitung tierischer Nebenprodukte der Kategorie 1 ge-
ändert werden.

(11) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen
stimmen mit der Stellungnahme des Ständigen Ausschus-
ses für die Lebensmittelkette und Tiergesundheit überein
—
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HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Behandlung und Beseitigung von Material der Kategorie 1

(1) Die Verarbeitungsmethode der alkalischen Hydrolyse ge-
mäß Anhang I sowie das Hochdruck-Hydrolyse-Biogas-Verfah-
ren gemäß Anhang III werden genehmigt und können von der
zuständigen Behörde zur Behandlung und Beseitigung von Ma-
terial der Kategorie 1 zugelassen werden.

(2) Die Verarbeitungsmethode der Biodieselherstellung gemäß
Anhang IV wird genehmigt und kann von der zuständigen Be-
hörde zur Behandlung und Beseitigung von Material der Kate-
gorie 1 zugelassen werden, außer für Material gemäß Artikel 4
Absatz 1 Buchstabe a) Ziffern i) und ii) der Verordnung (EG)
Nr. 1774/2002.

Material, das aus Tieren gemäß Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe a)
Ziffer ii) gewonnen wurde, kann für dieses Verfahren verwendet
werden, sofern:

a) die Tiere zum Zeitpunkt der Tötung unter 24 Monate alt
waren oder

b) die Tiere einer Laboruntersuchung auf TSE gemäß der Ver-
ordnung (EG) Nr. 999/2001 (1) unterzogen wurden und das
Ergebnis der Untersuchung negativ war.

Die zuständige Behörde kann diese Verarbeitungsmethode auch
für die Behandlung und Beseitigung von verarbeitetem tierischen
Fett der Kategorie 1 zulassen.

Artikel 2

Behandlung und Verwendung oder Beseitigung von Mate-
rial der Kategorien 2 oder 3

Die Verarbeitungsmethode der alkalischen Hydrolyse, der
Thermo-Druck-Hydrolyse, das Hochdruck-Hydrolyse-Biogas-Ver-
fahren, die Biodieselherstellung und die Brookes-Vergasung ge-
mäß den Anhängen I bis V werden genehmigt und können von
der zuständigen Behörde für die Behandlung und Verwendung
oder Beseitigung von Material der Kategorien 2 oder 3 zuge-
lassen werden.

Artikel 3

Bedingungen für die Anwendung der in Anhang I bis V
festgelegten Verarbeitungsmethoden

Die zuständige Behörde genehmigt die Anlagen, die eine der in
Anhang I bis V beschriebenen Verarbeitungsmethoden verwen-
det, sobald sie das Verfahren zugelassen hat, sofern die Anlage

die technischen Spezifikationen und Parameter des entsprech-
enden Anhangs erfüllt und unter den in der Verordnung (EG)
Nr. 1774/2002 festgelegten Bedingungen, mit Ausnahme der
technischen Spezifikationen und Parameter, die in der genann-
ten Verordnung für andere Verarbeitungsmethoden festgelegt
sind. Zu diesem Zweck weist der für die Anlage Verantwortliche
der zuständigen Behörde nach, dass alle technischen Spezifika-
tionen und Parameter des entsprechenden Anhangs erfüllt sind.

Artikel 4

Kennzeichnung und weitere Beseitigung oder Verwendung
des entstehenden Materials

(1) Entstehendes Material ist dauerhaft zu kennzeichnen, so-
fern technisch möglich, mittels Geruch gemäß Anhang VI Kapi-
tel I Nummer 8 der Verordnung (EG) Nr. 1774/2002.

Sofern es sich bei den verarbeiteten Nebenprodukten ausschließ-
lich um Material der Kategorie 3 handelt und sofern das ent-
stehende Material nicht zur Beseitigung als Abfall bestimmt ist,
ist jedoch keine derartige Kennzeichnung vorgeschrieben.

(2) Material, das aus der Behandlung von Material der Kate-
gorie 1 gewonnen wurde, wird als Abfall beseitigt durch:

a) Verbrennung oder Mitverbrennung gemäß den Bestimmun-
gen der Richtlinie 2000/76/EG über die Verbrennung von
Abfällen,

b) Vergraben in einer gemäß der Richtlinie 1999/31/EG des
Rates (2) über Abfalldeponien zugelassenen Deponie oder

c) die weitere Verarbeitung in einer Biogasanlage und Beseiti-
gung der Vergärungsrückstände gemäß Buchstabe a) oder b).

(3) Aus der Behandlung von Material der Kategorie 2 oder 3
entstehendes Material:

a) wird gemäß Absatz 2 als Abfall beseitigt;

b) wird weiterverarbeitet zu Fettderivaten zu den in Artikel 5
Absatz 2 Buchstabe b) Ziffer ii) der Verordnung (EG)
Nr. 1774/2002 genannten Verwendungszwecken ohne vor-
herige Anwendung der Verarbeitungsverfahren 1 bis 5 oder

c) direkt gemäß Artikel 5 Absatz 2 Buchstabe c) Ziffern i), ii)
und iii) der Verordnung (EG) Nr. 1774/2002 ohne vorherige
Anwendung des Verarbeitungsverfahrens 1 verwendet, verar-
beitet oder beseitigt.

(4) Entstehender Abfall, wie z. B. Schlamm, Filterinhalt,
Asche oder Vergärungsrückstände, die aus dem Herstellungsver-
fahren stammen, werden gemäß Absatz 2 Buchstabe a) oder b)
beseitigt.

DEL 19/28 Amtsblatt der Europäischen Union 21.1.2005

(1) ABl. L 147 vom 31.5.2001, S. 1. (2) ABl. L 182 vom 16.7.1999, S. 1.



Artikel 5

Zusätzliche Überwachung zu Beginn der Verfahrensanwen-
dung

(1) Folgende Bestimmungen gelten für die ersten zwei Jahre
der Anwendung folgender Verarbeitungsmethoden zur Behand-
lung von in Artikel 4 der Verordnung (EG) Nr. 1774/2002
genannten tierischen Nebenprodukten in jedem Mitgliedstaat:

a) alkalische Hydrolyse gemäß Anhang I;

b) Hochdruck-Hydrolyse-Biogas-Verfahren gemäß Anhang III
und

c) Biodieselherstellung gemäß Anhang IV.

(2) Der Anwender oder Lieferant der Verarbeitungsmethode
benennt in jedem Mitgliedstaat eine Pilotanlage, in der mindes-
tens einmal jährlich Tests durchgeführt werden, mit deren Hilfe
die Wirksamkeit des Verfahrens hinsichtlich der Gesundheit von
Mensch und Tier bestätigt werden soll.

(3) Die zuständige Behörde stellt sicher, dass:

a) in der Pilotanlage geeignete Tests an den aus den Behand-
lungsstufen gewonnenen Materialien durchgeführt werden,
wie zum Beispiel die flüssigen und festen Rückstände sowie
das bei dem Verfahren entstandene Gas und

b) die amtliche Kontrolle der Pilotanlage auch eine monatliche
Inspektion der Anlage sowie eine Überprüfung der Verarbei-
tungsparameter und angewandten Verarbeitungsbedingungen
umfasst.

Am Ende jedes der beiden Jahre berichtet die zuständige Be-
hörde der Kommission über die Überwachungsergebnisse und
die praktischen Schwierigkeiten beim Betrieb.

Artikel 6

Änderung des Anhangs VI der Verordnung (EG)
Nr. 1774/2002

Anhang VI Kapitel II und III der Verordnung (EG)
Nr. 1774/2002 werden wie folgt geändert:

1. In Kapitel II Buchstabe B wird am Ende der Nummer 4
folgender Satz angefügt:

„Bei der Verarbeitung von Material der Kategorie 1 entste-
hendes Material kann jedoch in einer Biogasanlage verarbei-
tet werden, sofern die Verarbeitung gemäß einer nach
Artikel 4 Absatz 2 Buchstabe e) genehmigten alternativen
Methode vorgenommen wurde und die Biogasherstellung
— sofern nicht anders spezifiziert — Teil dieser alternativen
Methode ist und das entstehende Material gemäß den für die
alternative Methode festgelegten Bedingungen beseitigt wird.“

2. Am Ende von Kapitel III wird folgender Satz angefügt:

„Zur weiteren Verarbeitung tierischer Fette, die aus Material
der Kategorie 1 gewonnen wurden, können jedoch andere
Verfahren angewandt werden, sofern diese als alternative
Methode gemäß Artikel 4 Absatz 2 Buchstabe e) genehmigt
sind.“

Artikel 7

Inkrafttreten und Geltung

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer Veröffentli-
chung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.

Sie gilt ab 1. Januar 2005.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in allen Mitglied-
staaten.

Brüssel, den 19. Januar 2005

Im Namen Kommission
Markos KYPRIANOU

Mitglied der Kommission
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ANHANG I

ALKALISCHE HYDROLYSE

1. Mit alkalischer Hydrolyse ist die Behandlung tierischer Nebenprodukte unter folgenden Bedingungen gemeint:

a) Eine Natriumhydroxid-(NaOH)- oder eine Kaliumhydroxid-(KOH)-Lösung (oder eine Kombination aus diesen) wird
in einer Menge verwendet, die ein angenähertes molares Äquivalent zu Gewicht, Art und Zusammensetzung der zu
vergärenden tierischen Nebenprodukte gewährleistet.

Bei hohem Fettgehalt der tierischen Nebenprodukte, der die Base neutralisiert, wird die zugesetzte Base an den
tatsächlichen Fettgehalt des Materials angepasst.

b) Die tierischen Nebenprodukte und die Alkalimischung werden auf eine Kerntemperatur von mindestens 150 °C bei
einem (absoluten) Druck von mindestens 4 bar erhitzt, und zwar mindestens

i) drei Stunden ununterbrochen;

ii) sechs Stunden ununterbrochen im Fall der in Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe a) Ziffern i) und ii) der Verordnung
(EG) Nr. 1774/2002 genannten tierischen Nebenprodukte. Material, das aus in Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe a)
Ziffer ii) aufgeführten Tieren gewonnen wurde, kann jedoch gemäß Nummer 1 Buchstabe b) Ziffer i) verarbeitet
werden, sofern

— die Tiere zum Zeitpunkt ihrer Tötung unter 24 Monate alt waren oder

— die Tiere einer Laboruntersuchung auf TSE gemäß der Verordnung (EG) Nr. 999/2001 unterzogen wurden
und die Untersuchungsergebnisse negativ ausfielen oder

iii) eine Stunde ununterbrochen im Fall tierischer Nebenprodukte, die ausschließlich aus Fisch- oder Geflügelmate-
rial bestehen.

c) Der Vorgang wird in einer Füllung durchgeführt, und das Material in dem Behälter wird ständig gemischt, und

d) die tierischen Nebenprodukte werden auf eine Weise behandelt, dass gleichzeitig die Zeit-Temperatur-Druck-
Anforderungen erfüllt sind.

2. Die tierischen Nebenprodukte werden in einen Behälter aus legiertem Stahl gegeben. Die abgemessene Menge Alkali
wird entweder in fester Form oder als Lösung gemäß Nummer 1 Buchstabe a) zugegeben. Der Behälter wird ge-
schlossen und der Inhalt gemäß Nummer 1 Buchstabe b) erhitzt. Die durch ständiges Pumpen erzeugte physikalische
Energie wälzt das flüssige Material im Behälter ständig um und unterstützt dadurch den Vergärungsprozess, bis die
Gewebe aufgelöst und Knochen sowie Zähne aufgeweicht sind.

3. Nach der oben beschriebenen Behandlung kann das entstandene Material in einer Biogasanlage verarbeitet werden,
sofern

a) die Verarbeitung in einer Biogasanlage des in Artikel 4 Absatz 1 Buchstaben a) und b) der Verordnung (EG)
Nr. 1774/2002 und der daraus entstehenden Produkte am selben Ort und in einem geschlossenen System wie in
dem unter Nummer 1 und Nummer 2 beschriebenen Verfahren durchgeführt wird;

b) ein geeignetes Gasreinigungssystem vorhanden ist, mit dessen Hilfe die Kontamination des Biogases mit Protein-
rückständen verhindert wird;

c) das Biogas bei mindestens 900 °C schnell verbrannt und danach schnell abgekühlt („abgeschreckt“) wird.
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ANHANG II

THERMO-DRUCK-HYDROLYSE

1. Mit Thermo-Druck-Hydrolyse ist die Behandlung tierischer Nebenprodukte unter folgenden Bedingungen gemeint:

a) Die tierischen Nebenprodukte werden auf eine Kerntemperatur von mindestens 180 °C mindestens 40 Minuten lang
ununterbrochen bei einem (absoluten) Druck von mindestens 12 bar erhitzt, und zwar durch indirekte Bedampfung
des biolytischen Reaktors.

b) Der Vorgang wird in einer Füllung durchgeführt, und das Material in dem Behälter wird ständig gemischt, und

c) die tierischen Nebenprodukte werden in einer Weise behandelt, dass gleichzeitig die Zeit-Temperatur-Druck-An-
forderungen erfüllt sind.

2. Grundlage dieses Verfahrens ist ein Thermo-Druck-Dampfreaktor. Bei diesem erhöhten Druck und bei dieser erhöhten
Temperatur erfolgt die Hydrolyse, bei der langkettige Moleküle des organischen Materials in kleinere Fragmente auf-
gebrochen werden.

Die tierischen Nebenprodukte, einschließlich ganzer Tierkörper, werden in einen Behälter („biolytischer Reaktor“)
gegeben. Der Behälter wird geschlossen und der Inhalt gemäß Nummer 1 Buchstabe a) erhitzt. Im Dehydratisierungs-
zyklus wird der Wasserdampf kondensiert und kann für andere Zwecke verwendet oder als Abfall entsorgt werden. Ein
Zyklus eines Reaktors dauert etwa vier Stunden.

ANHANG III

HOCHDRUCK-HYDROLYSE-BIOGAS-VERFAHREN

1. Mit Hochdruck-Hydrolyse-Biogas-Verfahren ist die Behandlung tierischer Nebenprodukte unter folgenden Bedingungen
gemeint:

a) Die tierischen Nebenprodukte werden zuerst nach der Verarbeitungsmethode 1 in einer gemäß der Verordnung
(EG) Nr. 1774/2002 zugelassenen Verarbeitungsanlage verarbeitet.

b) Danach wird das entfettete Material bei einer Temperatur von mindestens 220 °C mindestens 20 Minuten lang bei
einem (absoluten) Druck von mindestens 25 bar behandelt, in zwei Stufen erhitzt, zuerst durch direkte Dampf-
zuführung, danach indirekt in einem mit Thermoöl betriebenen Koaxial-Wärmetauscher.

c) Der Vorgang wird in einer Füllung oder in einem kontinuierlichen System durchgeführt, und das Material wird
ständig gemischt.

d) Die tierischen Nebenprodukte werden auf eine Weise behandelt, dass die Zeit-Temperatur-Druck-Anforderungen
gleichzeitig erfüllt sind, und

e) das gewonnene Material wird dann mit Wasser gemischt und in einem Biogasreaktor unter anaeroben Bedingungen
fermentiert (Biogasverarbeitung).

2. Bei der Behandlung von tierischen Nebenprodukten der Kategorie 1

a) findet das gesamte Verfahren am selben Ort und in einem geschlossenen System statt;

b) wird das bei dem Verfahren gewonnene Biogas in derselben Anlage bei mindestens 900 °C schnell verbrannt und
danach schnell abgekühlt („abgeschreckt“); es ist ein geeignetes Gasreinigungssystem vorhanden, mit dessen Hilfe
eine Kontamination des Biogases oder der aus seiner Verbrennung entstandenen Gase mit Proteinrückständen
verhindert wird.

3. Das Verfahren ist so ausgelegt, dass entfettetes Material aus einer konventionellen Tierkörperverwertungsanlage mittels
der Verarbeitungsmethode 1 verarbeitet wird. Dieses Material wird gemäß Nummer 1 Buchstabe b) behandelt, danach
mit Wasser gemischt und der Biogasfermentierung zugeführt.
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ANHANG IV

BIODIESELHERSTELLUNG

1. Mit Biodieselherstellung ist die Behandlung des Fettanteils tierischer Nebenprodukte (tierisches Fett) unter folgenden
Bedingungen gemeint:

a) Der Fettanteil tierischer Nebenprodukte wird zunächst verarbeitet

i) nach der Verarbeitungsmethode 1 gemäß Anhang V Kapitel III der Verordnung (EG) Nr. 1774/2002 im Fall von
Material der Kategorie 1 oder 2 und

ii) nach einer der Verarbeitungsmethoden 1 bis 5 oder 7 oder bei aus Fischen gewonnenem Material nach
Methode 6 gemäß Anhang V Kapitel III der Verordnung (EG) Nr. 1774/2002 im Fall von Material der Kate-
gorie 3.

b) Das verarbeitete Fett wird vom Protein getrennt, und unlösliche Verunreinigungen werden bis auf einen Gewichts-
anteil von höchstens 0,15 % entfernt und danach verestert und umgeestert. Die Veresterung ist jedoch für
verarbeitetes Fett der Kategorie 3 nicht vorgeschrieben. Zur Veresterung wird der pH-Wert auf weniger als 1
verringert, indem Schwefelsäure (H2SO4; 1,2—2 molar) oder eine gleichwertige Säure zugefügt und die Mischung
zwei Stunden lang unter ständigem intensiven Mischen auf 72 °C erhitzt wird. Die Umesterung erfolgt durch
Erhöhung des pH-Werts auf etwa 14 mit 15 % Kaliumhydroxid (KOH; 1—3 molar) oder einer gleichwertigen
Base mindestens 15—30 Minuten lang auf 35—50 °C. Die Umesterung wird unter den oben beschriebenen
Bedingungen unter Verwendung einer neuen Basenlösung zweimal durchgeführt. Danach werden die Produkte
raffiniert, was auch eine Vakuumdestillation bei 150 °C umfasst, und es entsteht Biodiesel.

c) Für Biodiesel, der aus der Behandlung von Material der Kategorie 1 entsteht, ist ein geeignetes Gasreinigungssystem
vorhanden, mit dessen Hilfe die Emission von möglicherweise nicht verbrannten Proteinrückständen bei der Ver-
brennung von Biodiesel ausgeschlossen wird.

2. Das tierische Fett wird zur Herstellung von Biodiesel, der aus Fettsäuremethylestern besteht, verarbeitet. Dies geschieht
durch Veresterung und/oder Umesterung des Fetts. Durch die nachfolgende Raffinierung der Produkte, einschließlich
der Vakuumdestillation, entsteht Biodiesel, der als Brennstoff verwendet wird.
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ANHANG V

BROOKES-VERGASUNG

1. Mit Brookes-Vergasung ist die Behandlung tierischer Nebenprodukte unter folgenden Bedingungen gemeint:

a) Die Nachverbrennungskammer wird mit Erdgas erwärmt.

b) Die tierischen Nebenprodukte werden in die Primärkammer des Vergasungsbrenners gefüllt, und die Tür wird
geschlossen. Die Primärkammer besitzt keine Brenner, sie wird durch Wärmeübertragung mittels Wärmeleitung
vom unter der Primärkammer angebrachten Nachbrenner erhitzt. In die Primärkammer wird Luft zur Förderung der
Wirksamkeit des Verfahrens nur über drei Einlassventile an der Haupttür eingeführt.

c) Die tierischen Nebenprodukte werden zu komplexen Kohlenwasserstoffen verdampft, die dabei entstehenden Gase
werden von der Primärkammer über eine enge Öffnung an der oberen Rückwand zu den Misch- und Spaltzonen
geleitet, wo sie in ihre Bestandteile aufgespalten werden. Schließlich werden die Gase in die Nachverbrennungs-
kammer geleitet, wo sie in der Flamme eines mit Erdgas betriebenen Brenners unter Luftüberschuss verbrannt
werden.

d) Jede Prozesseinheit verfügt über zwei Brenner und zwei Sekundärluft-Gebläse als Reserve im Fall von Brenner- oder
Gebläseausfall. Die Sekundärkammer ist so ausgelegt, dass sie eine Mindestverweilzeit von zwei Sekunden bei einer
Temperatur von mindestens 950 °C unter allen Verbrennungsbedingungen gewährleistet.

e) Bei Verlassen der Sekundärkammer werden die Abgase durch einen unten am Schornstein angebrachten atmo-
sphärischen Schieber geleitet, der sie abkühlt und mit Umgebungsluft verdünnt, wobei in der Primär- und der
Sekundärkammer ein konstanter Druck aufrechterhalten wird.

f) Der Vorgang wird in einem 24-Stunden-Zyklus durchgeführt, der die Beschickung, Verarbeitung, Abkühlung und
Ascheentfernung umfasst. Am Ende des Zyklus wird die verbleibende Asche durch ein Vakuumextraktionssystem in
geschlossene Säcke entfernt, die vor der Beförderung aus der Anlage zur Beseitigung versiegelt werden.

2. Bei dem Verfahren wird durch Verbrennung bei hoher Temperatur mit Sauerstoffüberschuss organische Materie zu
CO2, NO2 und H2O oxidiert. Es handelt sich um ein Batch-Verfahren mit einer verlängerten Verweilzeit für die
tierischen Nebenprodukte von etwa 24 Stunden. Als Wärmequelle dient eine mit Erdgas beheizte Sekundärkammer,
die unter der Primärkammer (in die das zu verarbeitende Gewebe eingebracht wird) angebracht ist. Die im Ver-
brennungsprozess entstehenden Gase werden in die Sekundärkammer geleitet, wo sie weiter oxidiert werden. Die
Mindestverweilzeit des Gases beträgt zwei Sekunden bei einer empfohlenen Temperatur von 950 °C. Danach werden
die Gase durch einen „atmosphärischen Schieber“ geleitet, wo sie mit Umgebungsluft gemischt werden.

3. Die Vergasung von anderem Material als tierischen Nebenprodukten ist nicht erlaubt.
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VERORDNUNG (EG) Nr. 93/2005 DER KOMMISSION

vom 19. Januar 2005

zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 1774/2002 des Europäischen Parlaments und des Rates
hinsichtlich der Verarbeitung von aus Fischen gewonnenen tierischen Nebenprodukten und der

Handelspapiere für die Beförderung von tierischen Nebenprodukten

(Text von Bedeutung für den EWR)

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1774/2002 des Europä-
ischen Parlaments und des Rates vom 3. Oktober 2002 mit
Hygienevorschriften für nicht für den menschlichen Verzehr be-
stimmte tierische Nebenprodukte (1), insbesondere auf Artikel 32
Absatz 1,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) In Anhang V Kapitel III der Verordnung (EG) Nr.
1774/2002 werden die Verarbeitungsmethoden für tier-
ische Nebenprodukte aufgeführt. Für aus Fischen gewon-
nene tierische Nebenprodukte ist in diesem Kapitel die
Verarbeitungsmethode 6 vorgesehen, die Verarbeitungs-
parameter sind jedoch nicht spezifiziert.

(2) Der Wissenschaftliche Lenkungsausschuss hat eine Reihe
von Stellungnahmen zur Sicherheit tierischer Nebenpro-
dukte, u. a. zu Fisch, abgegeben. Gemäß diesen Stellung-
nahmen ist das Risiko transmissibler spongiformer Enze-
phalopathien (TSE), das von aus Fischen gewonnenen
tierischen Nebenprodukten ausgeht, unerheblich.

(3) Der Wissenschaftliche Ausschuss „Tiergesundheit und
Tierschutz“ nahm auf seiner Sitzung vom 26. Februar
2003 einen Bericht über die Verwendung von Neben-
produkten aus Fischen in der Aquakultur an.

(4) Es ist angezeigt, die Anforderungen an die Verarbeitung
von aus Fischen gewonnenen tierischen Nebenprodukten
entsprechend diesen Stellungnahmen und Berichten fest-
zulegen.

(5) Es ist angezeigt, verschiedene Verarbeitungsmethoden für
Materialien festzulegen, die möglicherweise viele oder we-
nige Krankheitserreger enthalten, mit Ausnahme von
Bakteriensporen.

(6) Anhang II Kapitel III der Verordnung (EG) Nr.
1774/2002 sieht vor, dass tierischen Nebenprodukten
und verarbeiteten Erzeugnissen während der Beförderung
ein Handelspapier beiliegen muss. Es ist angezeigt, ein
Muster für dieses Handelspapier zu erstellen.

(7) Die Verordnung (EG) Nr. 1774/2002 sollte daher ent-
sprechend geändert werden.

(8) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen
stimmen mit der Stellungnahme des Ständigen Aus-
schusses für die Lebensmittelkette und Tiergesundheit
überein —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Anhänge V und II der Verordnung (EG) Nr. 1774/2002
werden gemäß dem Anhang zur vorliegenden Verordnung ge-
ändert.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer Veröffent-
lichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.

Sie gilt mit Wirkung vom 1. Januar 2005.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in allen Mitglied-
staaten.

Brüssel, den 19. Januar 2005

Im Namen der Kommission
Markos KYPRIANOU

Mitglied der Kommission
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ANHANG

Die Anhänge V und II der Verordnung (EG) Nr. 1774/2002 werden wie folgt geändert:

1. In Anhang V Kapitel III wird die Methode 6 wie folgt ersetzt:

„Methode 6

(Nur für aus Fischen gewonnene Nebenprodukte der Kategorie 3)

Z e r k l e i n e r u n g

1. Die tierischen Nebenprodukte werden zerkleinert auf mindestens:

a) 50mm bei Wärmebehandlung gemäß Absatz 2 Buchstabe a) oder

b) 30mm bei Wärmebehandlung gemäß Absatz 2 Buchstabe b).

Danach sind sie mit Ameisensäure zu mischen, damit der pH-Wert auf 4,0 oder niedriger verringert und gehalten
wird. Die Mischung ist bis zur weiteren Behandlung mindestens 24 Stunden zu lagern.

Z e i t u n d T e m p e r a t u r

2. Nach der Zerkleinerung ist die Mischung zu erhitzen auf:

a) eine Kerntemperatur von mindestens 90 °C mindestens 60 Minuten lang oder

b) eine Kerntemperatur von mindestens 70 °C mindestens 60 Minuten lang.

Bei Verwendung eines Durchlaufsystems ist die Vorwärtsbewegung des Produkts durch den thermischen Konverter
mit Hilfe mechanischer Steuerung zu überwachen, mit der die Verschiebung so eingeschränkt wird, dass das
Produkt am Ende der Wärmebehandlung einen Zyklus durchlaufen hat, der die Zeit- und Temperaturanforderungen
erfüllt.“

2. In Anhang II wird folgendes Kapitel als Kapitel X angefügt:

„KAPITEL X

Handelspapier

1. Das folgende Handelspapier muss tierischen Nebenprodukten und verarbeiteten Produkten während der Beförde-
rung beiliegen. Die Mitgliedstaaten können jedoch beschließen, ein anderes Handelspapier für tierische Neben-
produkte und verarbeitete Produkte zu verwenden, die innerhalb eines einzelnen Mitgliedstaats befördert werden.

2. Wird mehr als ein Beförderungsunternehmen eingesetzt, hat jedes Beförderungsunternehmen eine Erklärung gemäß
Nummer 7 des Handelspapiers auszufüllen, die Bestandteil des Papiers ist.
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MUSTER DES HANDELSPAPIERS ZUR BEFÖRDERUNG VON TIERISCHEN NEBENPRODUKTEN UND
VERARBEITETEN PRODUKTEN INNERHALB DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFT

Anmerkungen:

a) Handelspapiere sind entsprechend dem Muster in diesem Anhang vorzulegen. Es enthält in der nummerierten
Reihenfolge des Musters die zur Beförderung tierischer Nebenprodukte und verarbeiteter Produkte erforderlichen
Bestätigungen.

b) Es ist in einer der Amtssprachen des EU-Herkunftsmitgliedstaats oder des EU-Bestimmungsmitgliedstaats zu er-
stellen. Es kann jedoch auch in anderen EU-Sprachen erstellt werden, sofern ihm eine amtliche Übersetzung beiliegt
oder wenn dies zuvor mit der zuständigen Behörde des Bestimmungsmitgliedstaats vereinbart wurde.

c) Das Handelspapier ist in mindestens dreifacher Ausfertigung vorzulegen (ein Original und zwei Kopien). Das
Original muss der Sendung bis zu ihrem endgültigen Bestimmungsort beiliegen. Der Empfänger hat es aufzube-
wahren. Der Erzeuger hat eine Kopie und das Beförderungsunternehmen die andere Kopie aufzubewahren.

d) Das Original eines Handelspapiers besteht aus einem einzigen, zweiseitig beschriebenen Blatt oder, sofern mehr
Text erforderlich ist, ist es in einer Form vorzulegen, in der alle Seiten Teil eines integrierten Ganzen und un-
trennbar sind.

e) Werden dem Papier zur Identifizierung der Posten der Sendung zusätzliche Seiten hinzugefügt, gelten auch diese
Seiten durch die Unterschrift der verantwortlichen Person auf jeder Seite als Bestandteil des Originals des Papiers.

f) Umfasst das Papier einschließlich der unter e) aufgeführten zusätzlichen Seiten mehr als eine Seite, ist jede Seite am
unteren Rand zu nummerieren — (Seitennummer) von (Gesamtseitenzahl) — und am oberen Rand mit der Code-
nummer des Papiers zu versehen, die von der verantwortlichen Person vergeben wird.

g) Das Original des Papiers ist von der verantwortlichen Person auszufüllen und zu unterzeichnen. Dadurch stellt die
verantwortliche Person sicher, dass die Dokumentationsgrundsätze gemäß Anhang II Kapitel III der Verordnung
(EG) Nr. 1774/2002 befolgt werden. In dem Handelspapier ist Folgendes aufzuführen:

— das Datum, an dem das Material vom Betrieb genommen wurde;

— die Beschreibung des Materials, einschließlich Identifizierung des Materials, Tierart bei Material der Kategorie 3
und daraus gewonnenen verarbeiteten Produkten, die zur Verwendung als Futtermittel bestimmt sind, und,
sofern zutreffend, die Nummer der Ohrmarke;

— die Menge des Materials;

— der Herkunftsort des Materials;

— Name und Anschrift des Beförderungsunternehmens;

— Name und Anschrift des Empfängers und, sofern zutreffend, seine Zulassungsnummer; und

— sofern zutreffend, die Zulassungsnummer des Herkunftsbetriebs und die Art und Methode der Behandlung.

h) Die Unterschrift der verantwortlichen Person ist in einer anderen Farbe als der Farbe des Vordrucks zu leisten.

i) Das Handelspapier ist mindestens zwei Jahre lang zur Vorlage bei den zuständigen Behörden aufzubewahren, damit
die in Artikel 9 der Verordnung (EG) Nr. 1774/2002 aufgeführten Aufzeichnungen überprüft werden können.
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VERORDNUNG (EG) Nr. 94/2005 DER KOMMISSION

vom 20. Januar 2005

zur Erteilung der in den fünf ersten Arbeitstagen des Monats Januar 2005 gemäß der Verordnung
(EG) Nr. 638/2003 zur Einfuhr von Reis mit Ursprung in den AKP-Staaten und den ÜLG

beantragten Lizenzen

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 2286/2002 des Rates vom
10. Dezember 2002 über die Regelung für landwirtschaftliche
Erzeugnisse und daraus hergestellte Waren mit Ursprung in den
Staaten in Afrika, im karibischen Raum und im Pazifischen
Ozean (AKP) und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr.
1706/98 (1),

gestützt auf den Beschluss 2001/822/EG des Rates vom 27.
November 2001 über die Assoziation der überseeischen Länder
und Gebiete mit der Europäischen Gemeinschaft („Übersee-
Assoziationsbeschluss“) (2),

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 638/2003 der Kommis-
sion vom 9. April 2003 mit Durchführungsbestimmungen zur
Verordnung (EG) Nr. 2286/2002 des Rates und zum Beschluss
2001/822/EG des Rates hinsichtlich der Einfuhrregelung für
Reis mit Ursprung in den Staaten in Afrika, im karibischen
Raum und im Pazifischen Ozean (AKP-Staaten) sowie in den
überseeischen Ländern und Gebieten (ÜLG) (3), insbesondere auf
Artikel 17 Absatz 2,

in Erwägung nachstehenden Grundes:

Eine Prüfung der Anträge hat ergeben, dass Einfuhrlizenzen für
die beantragten Mengen im Rahmen der Tranche für Januar
2005 nach Anwendung der entsprechenden Verringerungssätze
zu erteilen und die auf die nächste Tranche zu übertragenden
Mengen festzusetzen sind —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

(1) Für die in den fünf ersten Arbeitstagen des Monats Januar
2005 gemäß der Verordnung (EG) Nr. 638/2003 gestellten und
der Kommission mitgeteilten Anträge werden Einfuhrlizenzen
unter Anwendung der im Anhang gegebenenfalls festgesetzten
Verringerungssätze für die beantragten Reismengen erteilt.

(2) Die auf die nächste Tranche zu übertragenden Mengen
sind im Anhang festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 21. Januar 2005 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat.

Brüssel, den 20. Januar 2005

Für die Kommission
J. M. SILVA RODRÍGUEZ

Generaldirektor für Landwirtschaft und Entwicklung des
ländlichen Raumes

DEL 19/40 Amtsblatt der Europäischen Union 21.1.2005

(1) ABl. L 348 vom 21.12.2002, S. 5.
(2) ABl. L 314 vom 30.11.2001, S. 1.
(3) ABl. L 93 vom 10.4.2003, S. 3.



ANHANG

Auf die für die Tranche des Monats Januar 2005 beantragten Mengen anwendbare Verringerungssätze und auf
die folgende Tranche übertragene Mengen

Ursprung/Erzeugnis

Verringerungssatz Auf die Tranche des Monats Mai 2005 zu
übertragende Menge (in t)

Niederländische
Antillen und

Aruba

Am wenigsten
entwickelte ÜLG

Niederländische
Antillen und

Aruba

Am wenigsten
entwickelte ÜLG

ÜLG (Artikel 10 Absatz 1 Buchstaben a)
und b) der Verordnung (EG) Nr.
638/2003)
— KN-Code 1006

0 0 3 327,727 3 334

Ursprung/Erzeugnis Verringerungssatz
Auf die Tranche des Monats
Mai 2005 zu übertragende

Menge (in t)

AKP (Artikel 3 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr.
638/2003)
— KN-Codes 1006 10 21 bis 1006 10 98, 1006 20 und

1006 30

71,4487 —

AKP (Artikel 5 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr.
638/2003)
— KN-Codes 1006 40 00

0 4 810
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VERORDNUNG (EG) Nr. 95/2005 DER KOMMISSION

vom 20. Januar 2005

zur Festsetzung der Erstattungssätze bei der Ausfuhr bestimmter Erzeugnisse des Zuckersektors in
Form von nicht unter Anhang I des Vertrags fallenden Waren

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1260/2001 des Rates vom
19. Juni 2001 über die gemeinsame Marktorganisation für Zu-
cker (1), insbesondere auf Artikel 27 Absatz 5 Buchstabe a) und
Absatz 15,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Gemäß Artikel 27 Absätze 1 und 2 der Verordnung (EG)
Nr. 1260/2001 kann der Unterschied zwischen den Prei-
sen auf dem Weltmarkt für die in Artikel 1 Absatz 1
unter den Buchstaben a), c), d), f), g) und h) genannten
Erzeugnisse und den Preisen in der Gemeinschaft durch
eine Erstattung bei der Ausfuhr ausgeglichen werden,
wenn diese Erzeugnisse in Form von Waren, die im An-
hang V dieser Verordnung verzeichnet sind, ausgeführt
werden. In der Verordnung (EG) Nr. 1520/2000 der
Kommission vom 13. Juli 2000 zur Festlegung der ge-
meinsamen Durchführungsvorschriften für die Gewäh-
rung von Ausfuhrerstattungen und der Kriterien zur Fest-
setzung des Erstattungsbetrags für bestimmte landwirt-
schaftliche Erzeugnisse, die in Form von nicht unter An-
hang I des Vertrags fallenden Waren ausgeführt wer-
den (2), sind die Erzeugnisse bezeichnet, für die ein Er-
stattungssatz bei der Ausfuhr in Form von im Anhang I
der Verordnung (EG) Nr. 1260/2001 aufgeführten Waren
festgesetzt werden muss.

(2) Gemäß Artikel 4 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr.
1520/2000 muss der Erstattungssatz für je 100 kg jedes
erwähnten Grunderzeugnisses für jeden Monat festgesetzt
werden.

(3) Gemäß Artikel 27 Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr.
1260/2001 darf die bei der Ausfuhr eines in einer
Ware enthaltenen Erzeugnisses gewährte Erstattung die
Erstattung für das in verarbeitetem Zustand ausgeführte
Erzeugnis nicht übersteigen.

(4) Die in dieser Verordnung festgelegten Erstattungen kön-
nen Gegenstand der Vorausfestsetzung sein, da die in den
kommenden Monaten herrschende Marktlage noch nicht
abzusehen ist.

(5) Die Verpflichtungen hinsichtlich der Erstattungen für die
Ausfuhr von landwirtschaftlichen Erzeugnissen, die in
Waren außerhalb des Geltungsbereichs von Anhang I
des Vertrags enthalten sind, könnten in Frage gestellt
werden, wenn hohe Erstattungssätze im Voraus festgelegt
werden. Infolgedessen sind Vorkehrungen gegen solche
Situationen zu ergreifen, ohne dass dadurch der Ab-
schluss langfristiger Verträge verhindert wird. Die Festle-
gung eines Erstattungssatzes im Hinblick auf die vorzei-
tige Festsetzung von Erstattungen trägt zur Verwirkli-
chung dieser Ziele bei.

(6) Gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1676/2004 des Rates
vom 24. September 2004 zur Annahme autonomer
Übergangsmaßnahmen betreffend die Einfuhr bestimmter
landwirtschaftlicher Verarbeitungserzeugnisse mit Ur-
sprung in Bulgarien und die Ausfuhr bestimmter land-
wirtschaftlicher Verarbeitungserzeugnisse nach Bulga-
rien (3) werden ab dem 1. Oktober 2004 für nicht in
Anhang I des Vertrags aufgeführte landwirtschaftliche
Verarbeitungserzeugnisse bei der Ausfuhr nach Bulgarien
keine Ausfuhrestattungen mehr gewährt.

(7) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen ent-
sprechen der Stellungnahme des Verwaltungsausschusses
für Zucker —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die geltenden Erstattungssätze für die im Anhang A der Ver-
ordnung (EG) Nr. 1520/2000 und in Artikel 1 Absätze 1 und 2
der Verordnung (EG) Nr. 1260/2001 aufgeführten Grunder-
zeugnisse, und die in Form von in Anhang V der Verordnung
(EG) Nr. 1260/2001 genannten Waren ausgeführt werden, wer-
den im Anhang festgesetzt.

Artikel 2

Abweichend von Artikel 1 gelten die im Anhang genannten
Erstattungssätze ab dem 1. Oktober 2004 nicht mehr für nicht
in Anhgang I des Vertrags aufgeführte Erzeugnisse, die nach
Bulgarien ausgeführt werden.

Artikel 3

Diese Verordnung tritt am 21. Januar 2005 in Kraft.
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Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 20. Januar 2005

Für die Kommission
Günter VERHEUGEN

Vizepräsident
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ANHANG

Bei der Ausfuhr bestimmter Erzeugnisse des Zuckersektors in Form von nicht unter Anhang I des Vertrags
fallenden Waren ab dem 21. Januar 2005 geltende Erstattungssätze

KN-Code Warenbezeichnung

Erstattungssätze in EUR/100 kg

bei Festlegung der Erstattungen
im Voraus in den anderen Fällen

1701 99 10 Weißzucker 39,76 39,76
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VERORDNUNG (EG) Nr. 96/2005 DER KOMMISSION

vom 20. Januar 2005

zur Festsetzung der Höchsterstattung bei der Ausfuhr von Gerste im Rahmen der Ausschreibung
gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1757/2004

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1784/2003 des Rates vom
29. September 2003 über die gemeinsame Marktorganisation
für Getreide (1), insbesondere auf Artikel 13 Absatz 3 erster
Unterabsatz,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Eine Ausschreibung der Erstattung bei der Ausfuhr von
Gerste nach bestimmten Drittländern wurde durch die
Verordnung (EG) Nr. 1757/2004 der Kommission (2) er-
öffnet.

(2) Nach Artikel 7 der Verordnung (EG) Nr. 1501/95 der
Kommission vom 29. Juni 1995 mit Durchführungsbe-
stimmungen zur Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 des
Rates hinsichtlich der Gewährung von Ausfuhrerstattun-
gen und zur Festlegung der bei Störungen im Getreide-
sektor zu treffenden Maßnahmen (3) kann die Kommis-
sion auf der Grundlage der eingereichten Angebote be-
schließen, unter Berücksichtigung der Kriterien nach Arti-

kel 1 der Verordnung (EG) Nr. 1501/95 eine Höchstaus-
fuhrerstattung festzusetzen. In einem solchen Fall wird
der Zuschlag jedem Bieter erteilt, dessen Angebot der
Höchstausfuhrerstattung entspricht oder darunter liegt.

(3) Die Anwendung der vorgenannten Kriterien auf die der-
zeitige Marktlage bei der betreffenden Getreideart führt
zur Festsetzung einer Höchstausfuhrerstattung.

(4) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen ent-
sprechen der Stellungnahme des Verwaltungsausschusses
für Getreide —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Höchsterstattung bei der Ausfuhr von Gerste wird für die
am 14. bis 20. Januar 2005 im Rahmen der Ausschreibung
gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1757/2004 eingereichten An-
gebote auf 17,97 EUR/t festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 21. Januar 2005 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 20. Januar 2005

Für die Kommission
Mariann FISCHER BOEL

Mitglied der Kommission
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VERORDNUNG (EG) Nr. 97/2005 DER KOMMISSION

vom 20. Januar 2005

bezüglich der im Rahmen der Ausschreibung gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1565/2004
eingereichten Angebote für die Ausfuhr von Hafer

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1784/2003 des Rates vom
29. September 2003 über die gemeinsame Marktorganisation
für Getreide (1), insbesondere auf Artikel 7,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1501/95 der Kommission
vom 29. Juni 1995 mit Durchführungsbestimmungen zur Ver-
ordnung (EWG) Nr. 1766/92 des Rates hinsichtlich der Gewäh-
rung von Ausfuhrerstattungen und zur Festlegung der bei Stö-
rungen im Getreidesektor zu treffenden Maßnahmen (2), insbe-
sondere auf Artikel 7,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1565/2004 der Kommis-
sion vom 3. September 2004 über eine besondere Interven-
tionsmaßnahme für Hafer in Finnland und Schweden für das
Wirtschaftsjahr 2004/05 (3),

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Eine Ausschreibung der Erstattung für die Ausfuhr aus
Finnland und Schweden von in diesen beiden Ländern
erzeugtem Hafer nach allen Drittländern mit Ausnahme

Bulgariens, Norwegens, Rumäniens und der Schweiz
wurde durch die Verordnung (EG) Nr. 1565/2004 eröff-
net.

(2) Unter Berücksichtigung insbesondere der Kriterien nach
Artikel 1 der Verordnung (EG) Nr. 1501/95 ist die Fest-
setzung einer Höchsterstattung nicht angezeigt.

(3) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen ent-
sprechen der Stellungnahme des Verwaltungsausschusses
für Getreide —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die im Rahmen der Ausschreibung der Erstattung bei der Aus-
fuhr von Hafer gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1565/2004
vom 14. bis 20. Januar 2005 eingereichten Angebote werden
nicht berücksichtigt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 21. Januar 2005 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 20. Januar 2005

Für die Kommission
Mariann FISCHER BOEL

Mitglied der Kommission
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VERORDNUNG (EG) Nr. 98/2005 DER KOMMISSION

vom 20. Januar 2005

bezüglich der im Rahmen der Ausschreibung gemäß der Verordnung (EG) Nr. 2275/2004
eingereichten Angebote für die Einfuhr von Sorghum

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1784/2003 des Rates vom
29. September 2003 über die gemeinsame Marktorganisation
für Getreide (1), insbesondere auf Artikel 12 Absatz 1,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Eine Ausschreibung über die Höchstkürzung des Zolls
bei der Einfuhr von Sorghum aus Drittländern nach Spa-
nien wurde durch die Verordnung (EG) Nr. 2275/2004
der Kommission (2) eröffnet.

(2) Nach Artikel 7 der Verordnung (EG) Nr. 1839/95 der
Kommission (3) kann die Kommission auf der Grundlage
der eingereichten Angebote nach dem Verfahren des Ar-
tikels 25 der Verordnung (EG) Nr. 1784/2003 beschlie-
ßen, die auf die Ausschreibung eingegangenen Angebote
nicht zu berücksichtigen.

(3) Unter Berücksichtigung insbesondere der Kriterien nach
den Artikeln 6 und 7 der Verordnung (EG) Nr. 1839/95
ist die Festsetzung einer Höchstkürzung des Zolls bei der
Einfuhr nicht angezeigt.

(4) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen ent-
sprechen der Stellungnahme des Verwaltungsausschusses
für Getreide —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die im Rahmen der Ausschreibung der Kürzung des Zolls bei
der Einfuhr von Sorghum gemäß der Verordnung (EG) Nr.
2275/2004 vom 14. bis 20. Januar 2005 eingereichten Ange-
bote werden nicht berücksichtigt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 21. Januar 2005 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 20. Januar 2005

Für die Kommission
Mariann FISCHER BOEL

Mitglied der Kommission
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VERORDNUNG (EG) Nr. 99/2005 DER KOMMISSION

vom 20. Januar 2005

zur Festsetzung der Höchstkürzung des Zolls bei der Einfuhr von Mais im Rahmen der
Ausschreibung gemäß der Verordnung (EG) Nr. 2277/2004

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1784/2003 des Rates vom
29. September 2003 über die gemeinsame Marktorganisation
für Getreide (1), insbesondere auf Artikel 12 Absatz 1,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Eine Ausschreibung über die Höchstkürzung des Zolls
bei der Einfuhr von Mais aus Drittländern nach Spanien
wurde durch die Verordnung (EG) Nr. 2277/2004 der
Kommission (2) eröffnet.

(2) Nach Artikel 7 der Verordnung (EG) Nr. 1839/95 der
Kommission (3), kann die Kommission nach dem Verfah-
ren von Artikel 25 der Verordnung (EG) Nr. 1784/2003
über die Festsetzung einer Höchstkürzung des Zolls bei
der Einfuhr beschließen. Dabei ist insbesondere den in
den Artikeln 6 und 7 der Verordnung (EG) Nr.
1839/95 genannten Kriterien Rechnung zu tragen. Der
Zuschlag wird dem Bieter erteilt, dessen Angebot so hoch

wie die Höchstkürzung des Zolls bei der Einfuhr oder
niedriger ist.

(3) Die Anwendung der vorgenannten Kriterien auf die der-
zeitige Marktlage bei der betreffenden Getreideart führt
zur Festsetzung einer Höchstkürzung des Zolls bei der
Einfuhr in Höhe des in Artikel 1 genannten Betrags.

(4) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen ent-
sprechen der Stellungnahme des Verwaltungsausschusses
für Getreide —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Höchstkürzung des Zolls bei der Einfuhr von Mais für die
vom 14. bis 20. Januar 2005 im Rahmen der Verordnung (EG)
Nr. 2277/2004 eingereichten Angebote wird auf 32,80 EUR/t
festgelegt und gilt für eine Gesamthöchstmenge von 83 100 t.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 21. Januar 2005 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 20. Januar 2005

Für die Kommission
Mariann FISCHER BOEL

Mitglied der Kommission
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VERORDNUNG (EG) Nr. 100/2005 DER KOMMISSION

vom 20. Januar 2005

zur Festsetzung der Höchstkürzung des Zolls bei der Einfuhr von Mais im Rahmen der
Ausschreibung gemäß Verordnung (EG) Nr. 2276/2004

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1784/2003 des Rates
vom 29. September 2003 über die gemeinsame Marktorganisa-
tion für Getreide (1), insbesondere auf Artikel 12 Absatz 1,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Eine Ausschreibung über die Höchstkürzung des Zolls
bei der Einfuhr von Mais nach Portugal aus Drittländern
wurde durch die Verordnung (EG) Nr. 2276/2004 der
Kommission (2) eröffnet.

(2) Nach Artikel 7 der Verordnung (EG) Nr. 1839/95 der
Kommission (3) kann die Kommission nach dem Verfah-
ren von Artikel 25 der Verordnung (EG) Nr. 1784/2003
über die Festsetzung einer Höchstkürzung des Zolls bei
der Einfuhr beschließen. Dabei ist insbesondere den in
Artikel 6 und 7 der Verordnung (EG) Nr. 1839/95 ge-
nannten Kriterien Rechnung zu tragen. Der Zuschlag
wird dem Bieter erteilt, dessen Angebot so hoch wie

die Höchstkürzung des Zolls bei der Einfuhr oder niedri-
ger ist.

(3) Die Anwendung der vorgenannten Kriterien auf die der-
zeitige Marktlage bei der betreffenden Getreideart führt
zur Festsetzung einer Höchstkürzung des Zolls bei der
Einfuhr in Höhe des in Artikel 1 genannten Betrags.

(4) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen ent-
sprechen der Stellungnahme des Verwaltungsausschusses
für Getreide —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Höchstkürzung des Zolls bei der Einfuhr von Mais für die
vom 14. bis zum 20. Januar 2005 im Rahmen der Verordnung
(EG) Nr. 2276/2004 eingereichten Angebote wird auf
30,90 EUR/t festgelegt und gilt für eine Gesamthöchstmenge
von 6 450 t.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 21. Januar 2005 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 20. Januar 2005

Für die Kommission
Mariann FISCHER BOEL

Mitglied der Kommission
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RICHTLINIE 2005/4/EG DER KOMMISSION

vom 19. Januar 2005

zur Änderung der Richtlinie 2001/22/EG zur Festlegung von Probenahmeverfahren und
Analysemethoden für die amtliche Kontrolle auf Einhaltung der Höchstgehalte für Blei, Cadmium,

Quecksilber und 3-MCPD in Lebensmitteln

(Text von Bedeutung für den EWR)

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Richtlinie 85/591/EWG des Rates vom
20. Dezember 1985 zur Einführung gemeinschaftlicher Probe-
nahmeverfahren und Analysemethoden für die Kontrolle von
Lebensmitteln (1), insbesondere auf Artikel 1,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Mit der Richtlinie 2001/22/EG der Kommission vom
8. März 2001 werden Probenahmeverfahren und Analy-
semethoden für die amtliche Kontrolle auf Einhaltung der
Höchstgehalte für Blei, Cadmium, Quecksilber und
3-MCPD in Lebensmitteln (2) festgelegt.

(2) Es müssen aktualisierte Standardangaben zu Kontaminan-
ten in Lebensmitteln aufgenommen werden, insbesondere
zur Berücksichtigung der Messunsicherheit bei der Ana-
lyse.

(3) Zur Gewährleistung eines harmonisierten Vorgehens bei
der Durchsetzung in der gesamten Europäischen Union
ist es von großer Bedeutung, dass Analyseergebnisse in
einheitlicher Form angegeben und ausgewertet werden.

(4) Die Richtlinie 2001/22/EG sollte entsprechend geändert
werden.

(5) Die in dieser Richtlinie vorgesehenen Maßnahmen ent-
sprechen der Stellungnahme des Ständigen Ausschusses
für die Lebensmittelkette und Tiergesundheit —

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN:

Artikel 1

Anhang I der Richtlinie 2001/22/EG wird gemäß Anhang I der
vorliegenden Richtlinie geändert.

Anhang II der Richtlinie 2001/22/EG wird entsprechend An-
hang II der vorliegenden Richtlinie geändert.

Artikel 2

(1) Die Mitgliedstaaten erlassen die erforderlichen Rechts-
und Verwaltungsvorschriften, um dieser Richtlinie spätestens
zwölf Monate nach Inkrafttreten nachzukommen. Sie teilen
der Kommission unverzüglich den Wortlaut dieser Rechtsvor-
schriften mit und fügen eine Entsprechungstabelle dieser Rechts-
vorschriften und der vorliegenden Richtlinie bei.

Bei Erlass dieser Vorschriften nehmen die Mitgliedstaaten in den
Vorschriften selbst oder durch einen Hinweis bei der amtlichen
Veröffentlichung auf diese Richtlinie Bezug. Die Mitgliedstaaten
regeln die Einzelheiten dieser Bezugnahme.

(2) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission den Wortlaut
der wichtigsten innerstaatlichen Rechtsvorschriften mit, die sie
auf dem unter diese Richtlinie fallenden Gebiet erlassen.

Artikel 3

Diese Richtlinie tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffentli-
chung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.

Sie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet.

Brüssel, den 19. Januar 2005

Im Namen der Kommission
Markos KYPRIANOU

Mitglied der Kommission

DEL 19/50 Amtsblatt der Europäischen Union 21.1.2005

(1) ABl. L 372 vom 31.12.1985, S. 50.
(2) ABl. L 77 vom 16.3.2001, S. 14.



ANHANG I

Anhang I Nummer 5 der Richtlinie 2001/22/EG erhält folgende Fassung:

„5. ÜBEREINSTIMMUNG DER PARTIE BZW. TEILPARTIE MIT DEN HÖCHSTGEHALTEN

Das Kontrolllabor unterzieht die für Bestätigungszwecke entnommene Laborprobe mindestens zwei unabhängigen
Untersuchungen und berechnet den Mittelwert der Ergebnisse.

Die Partie wird akzeptiert, wenn der Mittelwert unter Berücksichtigung der erweiterten Messungenauigkeit und der
Berichtigung um die Wiederfindungsrate den entsprechenden Höchstgehalt gemäß Verordnung (EG) Nr. 466/2001
nicht überschreitet (Quelle 1).

Die Partie wird zurückgewiesen, wenn der Mittelwert unter Berücksichtigung der erweiterten Messungenauigkeit und
der Berichtigung um die Wiederfindungsrate den Höchstgehalt zweifelsfrei überschreitet.

Diese Auswertungsvorschriften gelten für das Analyseergebnis der zur amtlichen Kontrolle gezogenen Probe. Im Falle
einer Analyse zu Verteidigungs- oder Schiedszwecken gelten die einzelstaatlichen Bestimmungen.“
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ANHANG II

Anhang II der Richtlinie 2001/22/EG wird wie folgt geändert:

1. Unter Nummer 3 „Vom Labor anzuwendendes Analyseverfahren und Kontrollanforderungen“ wird nach Tabelle 4
folgende Nummer 3.3.3 eingefügt:

„3.3.3 Leistungskriterien — das Konzept der Ungenauigkeitsfunktion

Die Eignung der vom Labor zu verwendenden Analysemethode kann jedoch auch mittels eines Ungenauigkeits-
ansatzes bewertet werden. Das Labor kann eine Methode einsetzen, die Ergebnisse mit einer maximalen
Standardungenauigkeit liefert. Die maximale Standardungenauigkeit ergibt sich aus der nachstehenden Formel:

Uf ¼
ffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffi

��

LOD=2
�2 þ �

αC
�2�

q

wobei:

Uf die maximale Standardungenauigkeit,

LOD die Nachweisgrenze der Methode,

C die jeweilige Konzentration,

α ein numerischer Faktor ist, der abhängig vom C-Wert zu verwenden ist; die zu verwendenden Werte sind in
der nachfolgenden Tabelle aufgeführt:

C (μg/kg) α

≤ 50 0,2

51—500 0,18

501—1 000 0,15

1 001—10 000 0,12

≥ 10 000 0,1

U steht für die erweiterte Messunsicherheit mit einem Faktor von 2, der zu einem Vertrauensniveau von ca.
95% führt.

Liefert eine Analysemethode Ergebnisse mit Messunsicherheiten, die unter der maximalen Standardunsicherheit
liegen, gilt die Methode als gleichermaßen geeignet wie eine Methode, die die oben genannten Leistungs-
kriterien erfüllt.“

2. Nummer 3.4 erhält folgende Fassung:

„3.4 Abschätzung der Richtigkeit der Untersuchung, Berechnung der Wiederfindungsrate und Angabe der
Ergebnisse

Wenn möglich, wird eine Abschätzung der Richtigkeit der Analysen vorgenommen, indem geeignete zertifizierte
Referenzmaterialien in den Kontrollvorgang einbezogen werden.

Das Analyseergebnis ist entweder um die Wiederfindungsrate korrigiert oder unkorrigiert anzugeben. Die Art der
Angabe und die Wiederfindungsrate sind mitzuteilen.

Die die Analyse durchführende Person sollte den ‚European Commission Report on the relationship between
analytical results, the measurement of uncertainty, recovery factors and the provisions in EU food legislation‘
beachten (Quelle 1).

Das Analyseergebnis ist als x +/– U anzugeben, wobei x das Analyseergebnis und U die erweiterte Messunsicher-
heit darstellen.

LITERATUR

1. European Commission Report on the relationship between analytical results, the measurement of uncertainty,
recovery factors and the provisions in EU food legislation, 2004.

(http://europa.eu.int/comm/food/food/chemicalsafety/contaminants/sampling_en.htm).“
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II

(Nicht veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte)

RAT

BESCHLUSS DES RATES

vom 7. Dezember 2004

über die Unterzeichnung des Abkommens zwischen der Europäischen Gemeinschaft und dem
Fürstentum Monaco über Regelungen, die denen der Richtlinie 2003/48/EG des Rates im Bereich
der Besteuerung von Zinserträgen gleichwertig sind, und über die Genehmigung und

Unterzeichnung der Absichtserklärung

(2005/35/EG)

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 94 in Verbindung mit
Artikel 300 Absatz 2 Unterabsatz 1,

auf Vorschlag der Kommission,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Am 16. Oktober 2001 ermächtigte der Rat die Kommis-
sion zur Aushandlung eines Abkommens mit dem Fürs-
tentum Monaco, das sicherstellen soll, dass das Fürsten-
tum Monaco Regelungen erlässt, die den in der Gemein-
schaft anzuwendenden Regelungen zur Gewährleistung
einer effektiven Besteuerung von Zinserträgen gleichwer-
tig sind.

(2) Der Text des Abkommens entspricht als Verhandlungser-
gebnis den vom Rat erteilten Verhandlungsdirektiven. Er
wird begleitet von einer Absichtserklärung zwischen der
Europäischen Gemeinschaft und dem Fürstentum Mo-
naco.

(3) Unter der Bedingung, dass zu einem späteren Zeitpunkt
ein Beschluss über den Abschluss des Abkommens ange-
nommen wird, erscheint es wünschenswert, diese zwei

Dokumente, die am 1. Juli 2004 paraphiert wurden, zu
unterzeichnen und eine Bestätigung der Genehmigung
der Absichtserklärung durch den Rat zu erhalten —

BESCHLIESST:

Artikel 1

Unter der Bedingung, dass zu einem späteren Zeitpunkt ein
Beschluss über den Abschluss des Abkommens zwischen der
Europäischen Gemeinschaft und dem Fürstentum Monaco
über Regelungen, die denen der Richtlinie 2003/48/EG des Ra-
tes (1) gleichwertig sind, angenommen wird, wird hiermit der
Präsident des Rates ermächtigt, die Personen zu benennen, die
im Namen der Europäischen Gemeinschaft zur Unterzeichnung
des Abkommens und der Absichtserklärung und der in Artikel
21 Absatz 2 des Abkommens und der Absichtserklärung ge-
nannten Schreiben befugt sind.

Die Gemeinsame Absichtserklärung wird vom Rat genehmigt.

Der Wortlaut des Abkommens und der Gemeinsamen Absichts-
erklärung ist diesem Beschluss beigefügt.
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Artikel 2

Dieser Beschluss wird im Amtsblatt der Europäischen Union veröffentlicht.

Geschehen zu Brüssel am 7. Dezember 2004.

Im Namen des Rates
Der Präsident
G. ZALM
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ABKOMMEN

zwischen der Europäischen Gemeinschaft und dem Fürstentum Monaco über Regelungen, die denen
der Richtlinie 2003/48/EG des Rates vom 3. Juni 2003 über die Besteuerung von Zinserträgen

gleichwertig sind

DAS FÜRSTENTUM MONACO

und

DIE EUROPÄISCHE GEMEINSCHAFT

im Folgenden je nach Zusammenhang als „Vertragspartei“ bzw. „Vertragsparteien“ bezeichnet,

in der Absicht, Regelungen festzulegen, die denen der Richtlinie 2003/48/EG des Rates vom 3. Juni 2003 über die
Besteuerung von Zinserträgen, im Folgenden „Richtlinie“ genannt, gleichwertig sind,

SIND WIE FOLGT ÜBEREINGEKOMMEN:

Artikel 1

Gegenstand

(1) Damit Erträge, die im Fürstentum Monaco im Wege von
Zinszahlungen an natürliche Personen erzielt werden, die wirt-
schaftliche Eigentümer im Sinne des Artikels 2 und in einem
Mitgliedstaat der Europäischen Gemeinschaft ansässig sind, ef-
fektiv einer nach den Rechtsvorschriften dieses Staates als Steuer
geltenden obligatorischen Abgabe unterworfen werden können,
behalten die im Fürstentum Monaco ansässigen Zahlstellen auf
diese Zinszahlungen gemäß den Anforderungen der Artikel 7
und 8 und vorbehaltlich der freiwilligen Offenlegung gemäß
Artikel 9 eine Quellensteuer ein.

(2) Das Fürstentum Monaco trifft die erforderlichen Maßnah-
men, um sicherzustellen, dass die für die Durchführung dieses
Abkommens notwendigen Aufgaben durch die Zahlstellen in
seinem Gebiet wahrgenommen werden, unabhängig davon,
wo der Schuldner der den Zinsen zugrunde liegenden Forderung
niedergelassen ist.

Artikel 2

Definition des wirtschaftlichen Eigentümers

(1) Für Zwecke dieses Abkommen gilt als „wirtschaftlicher
Eigentümer“ jede natürliche Person, die eine Zinszahlung ver-
einnahmt oder zu deren Gunsten eine Zinszahlung erfolgt, es
sei denn, sie weist nach, dass sie die Zahlung nicht für sich
selbst vereinnahmt hat, d. h., dass sie:

a) als Zahlstelle im Sinne des Artikels 4 handelt oder

b) im Auftrag einer juristischen Person, einer unter die „Ordon-
nance Souveraine no 3152 du 19 mars 1964 instituant un
impôt sur les bénéfices“ fallenden Einrichtung, eines Orga-
nismus für gemeinsame Anlagen in Wertpapieren (OGAW)
oder eines im Fürstentum Monaco ansässigen gleichwertigen
Organismus handelt und mit der Durchführung von Geldan-
lagen betraut ist;

c) im Auftrag einer anderen natürlichen Person handelt, welche
der wirtschaftliche Eigentümer ist, und deren Identität und
Wohnsitz gemäß Artikel 3 Absatz 2 der Zahlstelle mitteilt.

(2) Liegen einer Zahlstelle Informationen vor, die den Schluss
nahe legen, dass die natürliche Person, die eine Zinszahlung
vereinnahmt oder zu deren Gunsten eine Zinszahlung erfolgt,
nicht der wirtschaftliche Eigentümer ist, und in den Fällen, in
denen weder Absatz 1 Buchstabe a) noch Absatz 1 Buchstabe b)
auf diese natürliche Person anwendbar sind, unternimmt diese
Zahlstelle angemessene Schritte zur Feststellung der Identität des
wirtschaftlichen Eigentümers gemäß Artikel 3 Absatz 2. Kann
die Zahlstelle den wirtschaftlichen Eigentümer nicht feststellen,
so behandelt sie die natürliche Person, die die Zinszahlung ver-
einnahmt oder zu deren Gunsten die Zinszahlung erfolgt, als
wirtschaftlichen Eigentümer.

Artikel 3

Identität und Wohnsitz des wirtschaftlichen Eigentümers

(1) Das Fürstentum Monaco führt die Verfahren ein, die er-
forderlich sind, damit die Zahlstelle den wirtschaftlichen Eigen-
tümer und dessen Wohnsitz für Zwecke dieses Abkommens
ermitteln kann, und gewährleistet die Anwendung dieser Ver-
fahren.

(2) Die diesbezüglichen Verfahren sehen Folgendes vor:

a) Für vertragliche Beziehungen, die vor dem 1. Januar 2004
eingegangen wurden, ermittelt die Zahlstelle die Identität und
den Wohnsitz des wirtschaftlichen Eigentümers im Sinne des
Artikels 2 anhand der ihr auf der Grundlage eines amtlichen
Personalausweises oder jeglichen anderen beweiskräftigen
schriftlichen Dokuments, d. h. eines amtlichen Dokuments
mit Lichtbild des wirtschaftlichen Eigentümers, vorliegenden
Informationen.
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b) Für vertragliche Beziehungen, die ab dem 1. Januar 2004
eingegangen wurden, sowie für Transaktionen ohne vertrag-
liche Beziehungen werden die Identität und der Wohnsitz
des wirtschaftlichen Eigentümers im Sinne des Artikels 2
anhand des Passes, des amtlichen Personalausweises oder
jedes anderen vom wirtschaftlichen Eigentümer vorgelegten
beweiskräftigen Dokuments ermittelt. Bei natürlichen Perso-
nen, die einen von einem Mitgliedstaat der Europäischen
Gemeinschaft ausgestellten Pass oder amtlichen Personalaus-
weis vorlegen und geltend machen, weder in einem Mitglied-
staat der Europäischen Gemeinschaft noch im Fürstentum
Monaco ansässig zu sein, wird der Wohnsitz anhand eines
Nachweises über den steuerlichen Wohnsitz festgestellt, der
von der zuständigen Behörde des Landes ausgestellt ist, in
dem die betreffende natürliche Person ihren eigenen Anga-
ben zufolge ansässig ist. Bei Fehlen eines solchen Nachweises
gilt jener Mitgliedstaat der Europäischen Gemeinschaft als
Wohnsitzstaat, der den Pass oder jeden anderen amtlichen
Identitätsausweis ausgestellt hat.

Artikel 4

Definition der Zahlstelle

Für Zwecke dieses Abkommens gelten als „Zahlstelle“ im Fürs-
tentum Monaco Banken, natürliche und juristische Personen,
Personengesellschaften und Betriebsstätten ausländischer Gesell-
schaften, die im Rahmen ihrer Geschäftstätigkeit regelmäßig
oder gelegentlich Vermögenswerte Dritter entgegennehmen, hal-
ten, anlegen oder übertragen, oder Zinsen zu den unmittelbaren
Gunsten eines wirtschaftlichen Eigentümers zahlen.

Artikel 5

Definition der zuständigen Behörde

Für Zwecke dieses Abkommens gelten als „zuständige Behör-
den“ der Vertragsparteien die in Anhang 1 genannten Stellen.

In Drittländern gilt als „zuständige Behörde“ die Behörde, die für
die Ausstellung von Wohnsitzbescheinigungen für steuerliche
Zwecke zuständig ist.

Artikel 6

Definition der Zinszahlung

(1) Für Zwecke dieses Abkommens gelten als „Zinszahlung“

a) auf ein Konto eingezahlte oder einem Konto gutgeschriebene
Zinsen, die mit Forderungen oder Einlagen der Kunden zu-
sammenhängen, unabhängig davon, ob diese hypothekarisch
gesichert sind oder nicht und ob sie ein Recht auf Beteili-
gung am Gewinn des Schuldners beinhalten oder nicht, ins-
besondere Erträge aus Staatspapieren, Anleihen und Schuld-
verschreibungen einschließlich der mit diesen Titeln verbun-
denen Prämien und Gewinne. Zuschläge für verspätete Zahl-
ungen gelten nicht als Zinszahlung. Ausgenommen sind je-
doch die Zinserträge aus Darlehen, die zwischen natürlichen
Personen privat und außerhalb jeglicher Geschäftstätigkeit
gewährt werden;

b) bei Abtretung, Rückzahlung oder Einlösung von Forderun-
gen im Sinne von Buchstabe a) aufgelaufene oder kapital-
isierte Zinsen;

c) direkte oder über eine in einem Mitgliedstaat der Europä-
ischen Gemeinschaft ansässige Einrichtung im Sinne des Ar-
tikels 4 Absatz 2 der Richtlinie laufende Zinserträge, die
ausgeschüttet werden von

i) in einem Mitgliedstaat der Europäischen Gemeinschaft
oder im Fürstentum Monaco ansässigen Organismen
für gemeinsame Anlagen,

ii) in einem Mitgliedstaat der Europäischen Gemeinschaft
ansässigen Einrichtungen, die von der Wahlmöglichkeit
des Artikels 4 Absatz 3 der Richtlinie Gebrauch gemacht
haben und der Zahlstelle dies mitteilen, und

iii) außerhalb des Gebiets im Sinne von Artikel 19 ansässi-
gen Organismen für gemeinsame Anlagen;

d) Erträge, die bei Abtretung, Rückzahlung oder Einlösung von
Anteilen an den nachstehend aufgeführten Organismen und
Einrichtungen realisiert werden, wenn diese direkt oder indi-
rekt über nachstehend aufgeführte andere Organismen für
gemeinsame Anlagen oder Einrichtungen mehr als 40% ih-
res Vermögens in den unter Buchstabe a) genannten Forde-
rungen angelegt haben:

i) in einem Mitgliedstaat der Europäischen Gemeinschaft
oder im Fürstentum Monaco ansässige Organismen für
gemeinsame Anlagen,

ii) in einem Mitgliedstaat der Europäischen Gemeinschaft
ansässige Einrichtungen, die von der Wahlmöglichkeit
des Artikels 4 Absatz 3 der Richtlinie Gebrauch gemacht
haben und der Zahlstelle dies mitteilen, und

iii) außerhalb des Gebiets im Sinne von Artikel 19 ansässige
Organismen für gemeinsame Anlagen.

(2) In Bezug auf Absatz 1 Buchstabe c) gilt für den Fall, dass
einer Zahlstelle keine Informationen über den Anteil der Zins-
zahlungen an den Erträgen vorliegen, der Gesamtbetrag der be-
treffenden Erträge als Zinszahlung.

(3) In Bezug auf Absatz 1 Buchstabe d) gilt für den Fall, dass
einer Zahlstelle keine Informationen über den Prozentanteil des
in Forderungen oder in Aktien oder in Anteilen gemäß der
Definition unter jenem Buchstaben angelegten Vermögens vor-
liegen, dieser Prozentanteil als über 40% liegend.

Kann die Zahlstelle den vom wirtschaftlichen Eigentümer erziel-
ten Ertrag nicht bestimmen, so gilt als Ertrag der Erlös aus der
Abtretung, der Rückzahlung oder der Einlösung der Anteile.
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(4) Erträge, die von Organismen oder Einrichtungen stam-
men, die höchstens 15% ihres Vermögens in Forderungen im
Sinne von Absatz 1 Buchstabe a) angelegt haben, gelten nicht
als Zinszahlung im Sinne von Absatz 1 Buchstaben c) und d).

(5) Der in Absatz 1 Buchstabe d) und Absatz 3 genannte
Prozentanteil beträgt ab dem 31. Dezember 2010 25%.

(6) Maßgebend für die Prozentanteile gemäß Absatz 1 Buch-
stabe d) und Absatz 5 ist die in den Vertragsbedingungen oder
in der Satzung der betreffenden Organismen und Einrichtungen
dargelegte Anlagepolitik oder, in Ermangelung solcher Angaben,
die tatsächliche Zusammensetzung des Vermögens der betreff-
enden Organismen und Einrichtungen.

Artikel 7

Quellensteuer

(1) Ist der wirtschaftliche Eigentümer der Zinsen in einem
Mitgliedstaat der Europäischen Gemeinschaft ansässig, so erhebt
das Fürstentum Monaco während der ersten drei Jahre ab dem
in Artikel 17 genannten Zeitpunkt vorbehaltlich der Anwen-
dung des Artikels 14 Absatz 2 eine Quellensteuer von 15%,
in den folgenden drei Jahren eine Quellensteuer von 20% und
danach eine Quellensteuer von 35%.

(2) Die Zahlstelle behält die Quellensteuer nach folgenden
Modalitäten ein:

a) im Falle einer Zinszahlung im Sinne des Artikels 6 Absatz 1
Buchstabe a): auf den Betrag der eingezahlten oder gutge-
schriebenen Zinsen;

b) im Falle einer Zinszahlung im Sinne des Artikels 6 Absatz 1
Buchstabe b) oder d): entweder auf den Betrag der dort
bezeichneten Zinsen oder Erträge oder im Wege einer vom
wirtschaftlichen Eigentümer zu entrichtenden Abgabe glei-
cher Wirkung auf den vollen Erlös aus Abtretung, Rückzah-
lung oder Einlösung;

c) im Falle einer Zinszahlung im Sinne des Artikels 6 Absatz 1
Buchstabe c): auf den Betrag der dort bezeichneten Erträge.

(3) Für Zwecke des Absatzes 2 Buchstaben a), b) und c) wird
die Quellensteuer anteilig zu dem Zeitraum einbehalten, wäh-
rend dessen der wirtschaftliche Eigentümer die Forderung oder
die Anteile hält, die den Erträgen zugrunde liegen. Kann die
Zahlstelle diesen Zeitraum nicht anhand der ihr vorliegenden
Informationen feststellen, so behandelt sie den wirtschaftlichen
Eigentümer, als ob er die Forderung, die Aktien oder die Anteile
während der gesamten Zeit ihres Bestehens gehalten hätte, es sei
denn, er weist nach, zu welchem Zeitpunkt er sie erworben hat.

(4) Andere Steuern, Abgaben und Rückbehalte auf eine Zins-
zahlung als die in diesem Abkommen vorgesehene Quellen-
steuer werden von der gemäß diesem Artikel berechneten Quel-
lensteuer auf dieselbe Zinszahlung abgezogen.

(5) Die Einbehaltung einer Quellensteuer durch eine im Fürs-
tentum Monaco ansässige Zahlstelle hindert den Mitgliedstaat
der Europäischen Gemeinschaft, in dem der wirtschaftliche Ei-
gentümer seinen steuerlichen Wohnsitz hat, nicht, den Ertrag
nach seinen innerstaatlichen Rechtsvorschriften zu besteuern.
Erklärt der Steuerpflichtige den Steuerbehörden des Mitgliedstaa-
tes der Europäischen Gemeinschaft, in dem er ansässig ist, Zins-
erträge, die von einer im Fürstentum Monaco ansässigen Zahl-
stelle ausgezahlt wurden, so werden diese Zinserträge in dem
Mitgliedstaat zu denselben Sätzen und denselben Bedingungen
besteuert wie im Inland dieses Mitgliedstaates vereinnahmte Zin-
sen.

Artikel 8

Aufteilung der Einnahmen

(1) Das Fürstentum Monaco behält 25% seiner Einnahmen
aus der gemäß Artikel 7 erhobenen Quellensteuer und leitet
75% an den Mitgliedstaat der Europäischen Gemeinschaft wei-
ter, in dem der wirtschaftliche Eigentümer der Zinsen nach den
Bedingungen des Artikels 3 Absatz 2 Buchstabe b) ansässig ist.

(2) Diese Weiterleitungen erfolgen für jedes Kalenderjahr in
einer Zahlung pro Mitgliedstaat spätestens sechs Monate nach
dem Ende des Steuerjahres im Fürstentum Monaco.

(3) Das Fürstentum Monaco trifft die zur Gewährleistung
einer reibungslosen Aufteilung der Einnahmen erforderlichen
Maßnahmen.

Zu diesem Zweck leitet das Fürstentum Monaco die zu Gunsten
des betreffenden Mitgliedstaates vereinnahmten Einnahmen an
die zuständige Behörde gemäß Anhang 1 weiter.

Artikel 9

Freiwillige Offenlegung

(1) Das Fürstentum Monaco sieht ein Verfahren vor, das es
dem wirtschaftlichen Eigentümer gemäß Artikel 2 ermöglicht,
die Quellensteuer gemäß Artikel 7 zu vermeiden, indem er seine
Zahlstelle im Fürstentum Monaco ausdrücklich ermächtigt, die
Zinszahlungen an die zuständige Behörde des Fürstentums Mo-
naco zu melden. Eine solche Ermächtigung gilt für alle Zins-
zahlungen dieser Zahlstelle an den wirtschaftlichen Eigentümer.

(2) Die Zahlstelle übermittelt im Falle einer ausdrücklichen
Ermächtigung durch den wirtschaftlichen Eigentümer mindes-
tens die folgenden Angaben:

a) die Identität und den Wohnsitz des gemäß Artikel 3 festge-
stellten wirtschaftlichen Eigentümers;

b) den Namen und die Anschrift der Zahlstelle;
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c) die Kontonummer des wirtschaftlichen Eigentümers oder die
Bezeichnung der Forderung, die der Zinszahlung zugrunde
liegt;

d) die gemäß Artikel 6 berechnete Höhe der Zinszahlung.

(3) Die zuständige Behörde des Fürstentums Monaco über-
mittelt die Informationen gemäß Absatz 2 der zuständigen Be-
hörde des Mitgliedstaats der Europäischen Gemeinschaft, in dem
der wirtschaftliche Eigentümer ansässig ist. Die Informationen
über sämtliche während des Steuerjahres erfolgten Zinszahlun-
gen werden mindestens einmal jährlich übermittelt, und zwar
binnen sechs Monaten nach dem Ende des Steuerjahres im
Fürstentum Monaco.

Artikel 10

Vermeidung der Doppelbesteuerung und/oder Erstattung
der Quellensteuer

(1) Der Mitgliedstaat der Europäischen Gemeinschaft, in dem
der wirtschaftliche Eigentümer seinen steuerlichen Wohnsitz
hat, sorgt gemäß den Absätzen 2 und 3 dafür, dass jegliche
Doppelbesteuerung, die sich aus der Anwendung der Quellen-
steuer gemäß Artikel 7 ergeben könnte, ausgeschlossen wird.

(2) Wurden von einem wirtschaftlichen Eigentümer verein-
nahmte Zinsen von einer Zahlstelle im Fürstentum Monaco
mit der Quellensteuer gemäß Artikel 7 belastet, so gewährt
der Mitgliedstaat der Europäischen Gemeinschaft, in dem der
wirtschaftliche Eigentümer seinen steuerlichen Wohnsitz hat,
diesem eine Steuergutschrift in Höhe der einbehaltenen Steuer.
Übersteigt dieser Betrag den Betrag der Steuer, die nach inner-
staatlichem Recht auf den Gesamtbetrag der dieser Quellen-
steuer unterliegenden Zinsen geschuldet wird, so erstattet der
Mitgliedstaat der Europäischen Gemeinschaft, in dem der wirt-
schaftliche Eigentümer seinen steuerlichen Wohnsitz hat, dem
wirtschaftlichen Eigentümer ungeachtet jeglichem Anrechnungs-
mechanismus oder jeglicher abweichender Verwaltungspraxis
den Betrag der zu viel einbehaltenen Steuer.

(3) Wurden von einem wirtschaftlichen Eigentümer verein-
nahmte Zinsen über die Quellensteuer gemäß Artikel 7 hinaus
noch mit anderen Arten von Quellensteuer belastet und gewährt
der Mitgliedstaat der Europäischen Gemeinschaft, in dem dieser
seinen steuerlichen Wohnsitz hat, gemäß seinen innerstaatlichen
Rechtsvorschriften oder Doppelbesteuerungsabkommen dafür
eine Steuergutschrift, so werden diese anderen Quellensteuern
vor der Durchführung des Verfahrens nach Absatz 2 gutge-
schrieben.

(4) Der Mitgliedstaat der Europäischen Gemeinschaft, in dem
der wirtschaftliche Eigentümer seinen steuerlichen Wohnsitz
hat, kann anstelle des in den Absätzen 2 und 3 genannten
Mechanismus der Steuergutschrift eine unmittelbare und voll-
ständige Erstattung der Quellensteuer gemäß Artikel 7 vorsehen.

Artikel 11

Umlauffähige Schuldtitel

(1) Ab dem in Artikel 17 genannten Zeitpunkt, aber vorbe-
haltlich der Anwendung von Artikel 14 Absatz 2, und solange
das Fürstentum Monaco die Quellensteuer gemäß Artikel 7 er-
hebt und mindestens ein Mitgliedstaat der Europäischen
Gemeinschaft vergleichbare Bestimmungen anwendet, spätestens
jedoch bis zum 31. Dezember 2010, gelten in- und ausländi-
sche Anleihen sowie andere umlauffähige Schuldtitel, die erst-
mals vor dem 1. März 2001 begeben wurden oder bei denen
die zugehörigen Emissionsprospekte vor diesem Datum durch
die hierfür zuständigen Behörden genehmigt wurden, nicht als
Forderungen im Sinne des Artikels 6 Absatz 1 Buchstabe a),
wenn ab dem 1. März 2002 keine Folgeemissionen dieser um-
lauffähigen Schuldtitel mehr getätigt werden.

Solange mindestens ein Mitgliedstaat der Europäischen Gemein-
schaft ebenfalls vergleichbare Bestimmungen anwendet, gelten
jedoch die Bestimmungen dieses Artikels über den 31. Dezem-
ber 2010 hinaus für umlauffähige Schuldtitel,

— die Bruttozinsklauseln und Klauseln über die vorzeitige
Rückzahlung enthalten und

— bei denen die Zahlstelle gemäß Artikel 4 im Fürstentum
Monaco ansässig ist und

— bei denen diese Zahlstelle die Zinsen dem in einem Mitglied-
staat der Europäischen Gemeinschaft ansässigen wirtschaft-
lichen Eigentümer direkt auszahlt oder zu dessen unmittel-
baren Gunsten vereinnahmt.

Sobald kein Mitgliedstaat der Europäischen Gemeinschaft mehr
Bestimmungen anwendet, die denen des Artikels 7 vergleichbar
sind, gilt dieser Artikel nur noch für jene umlauffähigen Schuld-
titel,

— die Bruttozinsklauseln und Klauseln über die vorzeitige
Rückzahlung enthalten und

— bei denen die Zahlstelle des Emittenten im Fürstentum Mo-
naco ansässig ist und

— bei denen diese Zahlstelle die Zinsen dem in einem Mitglied-
staat der Europäischen Gemeinschaft ansässigen wirtschaft-
lichen Eigentümer direkt auszahlt oder zu dessen unmittel-
baren Gunsten vereinnahmt.

Tätigt eine Regierung oder eine damit verbundene Einrichtung,
die als Behörde handelt oder deren Funktion gemäß den Defi-
nitionen in Anhang 2 durch einen internationalen Vertrag an-
erkannt ist, ab dem 1. März 2002 eine Folgeemission eines der
vorstehend genannten umlauffähigen Schuldtitel, so gilt die ge-
samte Emission, d. h. die erste und alle Folgeemissionen, als
Forderung im Sinne des Artikels 6 Absatz 1 Buchstabe a).
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Tätigt eine vom vorstehenden Unterabsatz nicht erfasste Ein-
richtung ab dem 1. März 2002 eine Folgeemission eines der
vorstehend genannten umlauffähigen Schuldtitel, so gilt diese
Folgeemission als Forderung im Sinne von Artikel 6 Absatz 1
Buchstabe a).

(2) Dieser Artikel hindert die Mitgliedstaaten der Europä-
ischen Gemeinschaft und das Fürstentum Monaco nicht daran,
Erträge aus den in Absatz 1 genannten umlauffähigen Schuld-
titeln gemäß ihrem innerstaatlichen Recht zu besteuern.

Artikel 12

Auskunftsaustausch auf Ersuchen

(1) Die zuständigen Behörden des Fürstentums Monaco und
der Mitgliedstaaten der Europäischen Gemeinschaft tauschen
Auskünfte über Handlungen aus, die nach den Rechtsvorschrif-
ten des ersuchten Staates als Steuerbetrug im Bereich der Zins-
besteuerung gelten.

Ist das Fürstentum Monaco der ersuchte Staat, gelten als Steuer-
betrug im Bereich der Zinsbesteuerung folgende Handlungen:

— Die Verwendung eines falschen, gefälschten oder unrichtigen
Dokumentes in der Absicht, sich der Zahlung der Zinser-
tragsteuer ganz oder teilweise zu entziehen oder dies zu
versuchen, strafbar mit der Geldstrafe nach Artikel 26 Ab-
satz 4 des monegassischen Strafgesetzbuches, die bis zum
Vierfachen der umgangenen Steuer betragen kann, sowie mit
einer Freiheitsstrafe zwischen acht Tagen und zwei Jahren
oder mit einer dieser beiden Strafen.

— Die Erwirkung einer vollständigen oder teilweisen Erstattung
der Zinsertragsteuer auf betrügerischem Wege, strafbar mit
der Geldstrafe nach Artikel 26 Absatz 4 des monegassischen
Strafgesetzbuches belegt, die bis zum Vierfachen der un-
rechtmäßig erhaltenen Summe betragen kann, sowie mit
einer Freiheitsstrafe zwischen acht Tagen und zwei Monaten
oder mit einer dieser beiden Strafen.

— Der Sachverhalt, dass eine Person, die zur Einbehaltung der
Zinsertragsteuer verpflichtet ist, diese vorsätzlich nicht oder
nur in unzureichender Höhe einbehält, strafbar mit der
Geldstrafe nach Artikel 26 Absatz 4 des monegassischen
Strafgesetzbuches;.

— Der Sachverhalt, dass eine Person, die zur Einbehaltung der
Zinsertragsteuer verpflichtet ist, die einbehaltenen Beträge
vorsätzlich zu ihren Gunsten oder zugunsten eines Dritten
unterschlägt, strafbar mit einer Geldstrafe nach Artikel 26
Absatz 4 des monegassischen Strafgesetzbuches.

Sind die Voraussetzungen des Artikels 13 Absatz 3 erfüllt, so
gelten die in diesem Artikel für den Austausch von Auskünften
festgelegten Grundsätze für Verstöße, die den gleichen Unrechts-

gehalt aufweisen wie der vorstehend definierte Steuerbetrug
nach den Rechtsvorschriften des ersuchten Staates.

Auf ordnungsgemäß begründetes Ersuchen nach Absatz 3 erteilt
der ersuchte Staat Auskünfte zu den Sachverhalten, die Gegen-
stand von verwaltungs-, zivil- oder strafrechtlichen Verfahren
sind, die der ersuchende Staat bezüglich der oben genannten
Delikte eingeleitet hat, und die ausschließlich mit den in dem
genannten Staat steuerpflichtigen Zinserträgen in Zusammen-
hang stehen.

Erteilt werden können die in Artikel 9 Absatz 2 genannten
Auskünfte.

(2) Bei der Entscheidung, ob in Beantwortung eines Ersu-
chens Auskünfte erteilt werden können, stützt sich der ersuchte
Staat auf die nach dem Recht des ersuchenden Staates geltenden
Verjährungsfristen und nicht auf die Verjährungsfristen des er-
suchten Staates. In keinem Fall werden Auskünfte zu Delikten
erteilt, die vor dem 1. Juli 2005 begangen wurden.

(3) Zur Feststellung der Stichhaltigkeit eines Ersuchens über-
mittelt die zuständige Behörde des ersuchenden Staates in der
Amtssprache des ersuchten Staates Folgendes:

a) die Bezeichnung der Behörde, die das Ersuchen stellt;

b) die Identität der natürlichen Person, auf die sich das Aus-
kunftsersuchen bezieht, den Nachweis der Steuerbürgerschaft
derselben im ersuchenden Staat und jegliche Dokumente,
Aussagen der genannten Person sowie sonstige Indizienbe-
weise, auf die sich das Ersuchen stützt;

c) die Gründe für die Annahme, dass die gewünschten Aus-
künfte dem ersuchten Staat vorliegen oder dass eine im Ge-
biet des ersuchten Staates ansässige Person über die betreff-
enden Informationen verfügt;

d) die Erklärung, dass das Ersuchen im ersuchenden Staat recht-
mäßig und insbesondere hinsichtlich der Verjährungsfristen
zulässig ist;

e) die Erklärung, dass der ersuchende Staat alle ihm in seinem
eigenen Hoheitsgebiet zu Gebote stehenden und/oder in sei-
nen Rechts- und Verwaltungsvorschriften vorgesehenen Mit-
tel ausgeschöpft hat, um die Informationen einzuholen, mit
Ausnahme der Mittel, die übermäßige Schwierigkeiten verur-
sachen würden;

f) eine Erklärung, aus der hervorgeht, dass die dem ersuchen-
den Staat bereits vorliegenden Fakten nach dessen Rechtsvor-
schriften einen begründeten Verdacht darstellen und dafür
sprechen, dass Steuerbetrug oder ein gleichwertiger Verstoß
im Sinne von Absatz 1 vorliegt.
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(4) Der ersuchte Staat kann die Erteilung der gewünschten
Auskünfte versagen, wenn das Ersuchen nicht diesem Abkom-
men entspricht.

Alle auf diese Weise ausgetauschten Auskünfte sind als vertrau-
lich anzusehen und dürfen nur den zuständigen Personen und
Behörden der Vertragspartei offenbart werden, die über die Be-
steuerung der in Artikel 1 genannten Zinszahlungen unterrich-
tet sein müssen. Diese Personen oder Behörden dürfen die so
erlangten Auskünfte im Rahmen von öffentlichen Verhandlun-
gen oder Urteilen, deren Gegenstand diese Besteuerung ist, nur
im ersuchenden Staat verwenden.

Diese Auskünfte dürfen nicht ohne vorherige schriftliche Ge-
nehmigung der zuständigen Behörde der Vertragspartei, die
die Auskünfte erteilt hat, an eine andere Person oder Behörde
weitergegeben werden.

Artikel 13

Konsultation und Überprüfung

(1) Bestehen zwischen der zuständigen Behörde des Fürsten-
tums Monaco und einer oder mehreren zuständigen Behörden
der Mitgliedstaaten der Europäischen Gemeinschaft gemäß Arti-
kel 5 Meinungsverschiedenheiten über die Auslegung oder An-
wendung dieses Abkommens, so bemühen sich die betreffenden
zuständigen Behörden um Verständigung. Sie unterrichten un-
verzüglich die Europäische Kommission und die zuständigen
Behörden der anderen Mitgliedstaaten der Europäischen
Gemeinschaft vom Ergebnis ihrer Konsultationen.

Auf Ersuchen einer der zuständigen Behörden kann die Europä-
ische Kommission an diesen Konsultationen zu Auslegungsfra-
gen teilnehmen.

(2) Ungeachtet des Absatzes 1 konsultieren sich die Vertrags-
parteien mindestens alle drei Jahre oder auf Ersuchen einer der
Vertragsparteien, um das technische Funktionieren des Abkom-
mens zu prüfen und — falls die Vertragsparteien dies als not-
wendig erachten — zu verbessern.

In jedem Fall bewerten die Vertragsparteien gemeinsam die Be-
deutung der internationalen Entwicklungen in dem von diesem
Abkommen betroffenen Bereich und prüfen gegebenenfalls im
Rahmen der in diesem Absatz vorgesehenen Konsultationen, ob
das Abkommen geändert werden muss, um den internationalen
Entwicklungen Rechnung zu tragen.

(3) Unter Berücksichtigung der bilateralen Abkommen zwi-
schen den Mitgliedstaaten und den Drittstaaten, für die in Bezug
auf die Zinsbesteuerung dieselben Pflichten gelten wie für das
Fürstentum Monaco, prüft das Fürstentum Monaco den Anwen-
dungsbereich und die Durchführungsbedingungen der in Artikel
12 definierten Grundsätze für Verstöße mit dem gleichen Un-
rechtsgehalt wie die in dem genannten Artikel definierten
Steuerbetrugsdelikte. Das Fürstentum Monaco nimmt zu diesem
Zweck Konsultationen mit der Europäischen Kommission auf.

(4) Die Konsultationen werden innerhalb eines Monats nach
dem Ersuchen oder in dringenden Fällen so schnell wie möglich
durchgeführt.

(5) Für Zwecke der genannten Konsultationen unterrichtet
jede Vertragspartei die andere über Entwicklungen, die sich
auf das reibungslose Funktionieren dieses Abkommens auswir-
ken könnten. Zu diesen Entwicklungen gehören auch alle ein-
schlägigen Abkommen zwischen einer Vertragspartei und einem
Drittstaat.

Artikel 14

Anwendung und Aussetzung der Anwendung

(1) Die Anwendung dieses Abkommens erfolgt unter der
Voraussetzung, dass die im Bericht des Rates („Wirtschaft und
Finanzen“) an den Europäischen Rat von Santa Maria de Feira
vom 19. und 20. Juni 2000 genannten abhängigen und asso-
ziierten Gebiete der Mitgliedstaaten der Europäischen Gemein-
schaft sowie die Vereinigten Staaten von Amerika, Andorra,
Liechtenstein, die Schweiz und San Marino Regelungen erlassen
und durchführen, die den in der Richtlinie 2003/48/EG des
Rates vom 3. Juni 2003 über die Besteuerung von Zinserträgen
und den in diesem Abkommen vorgesehenen Regelungen ent-
sprechen oder gleichwertig sind, und diese zum selben Zeit-
punkt anwenden.

(2) Die Vertragsparteien entscheiden einvernehmlich mindes-
tens sechs Monate vor dem in Artikel 17 genannten Zeitpunkt,
ob die in Absatz 1 genannten Bedingungen in Bezug auf das
Inkrafttreten der relevanten Regelungen in den Mitgliedstaaten
der Europäischen Gemeinschaft sowie den betroffenen Drittlän-
dern und abhängigen oder assoziierten Gebieten erfüllt sind.
Stellen die Vertragsparteien fest, dass die Bedingungen nicht
erfüllt sind, legen sie für die Zwecke von Artikel 17 einver-
nehmlich ein neues Datum fest. Zu diesem Zweck notifiziert
die Europäische Gemeinschaft dem Fürstentum Monaco die tat-
sächliche Durchführung entsprechender oder gleichwertiger Re-
gelungen in den Mitgliedstaaten der Europäischen Gemeinschaft
sowie den betroffenen abhängigen und assoziierten Gebieten
und den Drittländern.

(3) Unbeschadet seiner institutionellen Regelungen und vor-
behaltlich des Vorstehenden wird das Fürstentum Monaco dieses
Abkommen ab dem in Artikel 17 genannten Zeitpunkt durch-
führen und dies der Europäischen Kommission notifizieren.

(4) Jede Vertragspartei kann die Anwendung dieses Abkom-
mens oder von Teilen davon durch Notifikation der anderen
Vertragsparteien mit sofortiger Wirkung aussetzen, sollte die
Richtlinie 2003/48/EG des Rates vom 3. Juni 2003 über die
Besteuerung im Bereich von Zinserträgen oder ein Teil davon
gemäß den Vorschriften der Europäischen Union vorübergehend
oder dauerhaft nicht mehr anwendbar sein oder ein Mitglied-
staat der Europäischen Union die Anwendung seiner Durchfüh-
rungsvorschriften aussetzen.
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(5) Überdies kann jede Vertragspartei die Anwendung dieses
Abkommens durch Notifikation der anderen Vertragsparteien
aussetzen, sollte eines der fünf nachstehend genannten Länder
(Vereinigte Staaten von Amerika, Andorra, Liechtenstein,
Schweiz und San Marino) oder eines der abhängigen oder asso-
ziierten Gebiete der Mitgliedstaaten der Europäischen Gemein-
schaft nach Absatz 2 zu einem späteren Zeitpunkt die Regel-
ungen nicht mehr anwenden, die denen der Richtlinie
2003/48/EG des Rates vom 3. Juni 2003 entsprechen oder
gleichwertig sind. Die Anwendung dieses Abkommens wird
wieder aufgenommen, sobald die Regelungen wieder in Kraft
sind.

Artikel 15

Andere Finanzplätze/Finanzplatz Asien

Die Europäische Gemeinschaft nimmt während des in der Richt-
linie 2003/48/EG des Rates vom 3. Juni 2003 über die Besteue-
rung von Zinserträgen vorgesehenen Übergangszeitraums Ver-
handlungen mit anderen großen Finanzplätzen auf, die darauf
abzielen, dass diese Länder ebenfalls Regelungen einführen und
anwenden, die den in der Gemeinschaft anzuwendenden Regel-
ungen gleichwertig sind.

Artikel 16

Unterzeichnung, Inkrafttreten und Kündigung

(1) Dieses Abkommen wird vorbehaltlich der Ratifikation
bzw. Genehmigung durch die Vertragsparteien gemäß ihren je-
weiligen Verfahren geschlossen. Die Vertragsparteien notifizieren
sich gegenseitig über den Abschluss dieser Verfahren. Das Ab-
kommen tritt am ersten Tag des zweiten Monats nach der
letzten Notifikation in Kraft.

(2) Dieses Abkommen bleibt in Kraft, bis es von einer Ver-
tragspartei gekündigt wird.

(3) Jede Vertragspartei kann dieses Abkommen kündigen, in-
dem sie dies der anderen Vertragspartei notifiziert. In diesem
Fall tritt das Abkommen zwölf Monate nach der Notifikation
außer Kraft.

Artikel 17

Durchführungsvorschrift

Unbeschadet des Artikels 14 setzen die Vertragsparteien vor
dem 1. Juli 2005 die Rechts- und Verwaltungsvorschriften
um, die erforderlich sind, um diesem Abkommen nachzukom-
men.

Artikel 18

Ansprüche und Schlussabrechnung

(1) Von einer Kündigung oder einer Aussetzung der Anwen-
dung des Abkommens oder von Teilen dieses Abkommens blei-
ben die Ansprüche Dritter gemäß Artikel 10 unberührt.

(2) In diesem Fall erstellt das Fürstentum Monaco vor Ende
der Anwendbarkeit des Abkommens eine Schlussabrechnung
und tätigt eine abschließende Zahlung an die einzelnen Mit-
gliedstaaten der Europäischen Gemeinschaft.

Artikel 19

Räumlicher Geltungsbereich

Dieses Abkommen gilt für die Gebiete, in denen der Vertrag zur
Gründung der Europäischen Gemeinschaft angewendet wird,
und nach Maßgabe jenes Vertrags einerseits sowie für das Gebiet
des Fürstentums Monaco andererseits.

Artikel 20

Anhänge

(1) Die beiden Anhänge sind Teil dieses Abkommens.

(2) Die Liste der zuständigen Behörden des Anhangs I kann
durch das Fürstentum Monaco bezüglich der Behörde unter
Buchstabe a) dieses Anhangs und bezüglich aller anderen Be-
hörden durch die Europäische Gemeinschaft durch einfache No-
tifikation an die andere Vertragspartei geändert werden.

Die Liste der verbundenen Einrichtungen des Anhangs II kann
im gegenseitigen Einvernehmen geändert werden.

Artikel 21

Sprachen

(1) Dieses Abkommen ist in zwei Urschriften in dänischer,
deutscher, englischer, estnischer, finnischer, französischer, grie-
chischer, italienischer, lettischer, litauischer, niederländischer,
polnischer, portugiesischer, schwedischer, slowakischer, sloweni-
scher, spanischer, tschechischer und ungarischer Sprache abge-
fasst, wobei jeder Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist.

(2) Die maltesische Sprachfassung wird auf der Grundlage
eines Briefwechsels durch die Vertragsparteien beglaubigt. Sie ist
gleichermaßen verbindlich wie die im vorhergehenden Absatz
genannten Texte.
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EN FE DE LO CUAL, los plenipotenciarios abajo firmantes suscriben el presente Acuerdo.

NA DŮKAZ ČEHOŽ připojili níže podepsaní zplnomocnění zástupci k této smlouvě své podpisy.

TIL BEKRÆFTELSE HERAF har undertegnede befuldmægtigede underskrevet denne aftale.

ZU URKUND DESSEN haben die unterzeichneten Bevollmächtigten ihre Unterschriften unter dieses Ab-
kommen gesetzt.

SELLE KINNITUSEKS on täievolilised esindajad käesolevale lepingule alla kirjutanud.

ΣΕ ΠΙΣΤΩΣΗ ΤΩΝ ΑΝΩΤΕΡΩ, οι υπογράφοντες πληρεξούσιοι έθεσαν την υπογραφή τους κάτω από την
παρούσα συμφωνία.

IN WITNESS WHEREOF, the undersigned Plenipotentiaries have signed the present Agreement.

EN FOI DE QUOI, les plénipotentiaires soussignés ont apposé leurs signatures au bas du présent accord.

IN FEDE DI CHE, i plenipotenziari sottoscritti hanno apposto la propria firma in calce al presente accordo.

TO APLIECINOT, attiecīgi pilnvarotas personas ir parakstījušas šo nolīgumu.

TAI PALIUDYDAMI, šį Susitarimą pasirašė toliau nurodyti įgaliotieji atstovai.

A FENTIEK HITELÉÜL az alulírott meghatalmazottak e megállapodást alább kézjegyükkel látták el.

B'XIEHDA TA' DAN, il-Plenipotenzjari hawn taħt iffirmati ffirmaw dan il-Ftehim.

TEN BLIJKE WAARVAN de ondergetekende gevolmachtigden hun handtekening onder deze overeenkomst
hebben geplaatst.

NA DOWÓD CZEGO niżej podpisani pełnomocnicy podpisali niniejszą Umowę.

EM FÉ DO QUE, os plenipotenciários abaixo assinados apuserem as suas assinaturas no final do presente
Acordo.

NA DÔKAZ ČOHO dolupodpísaní splnomocnení zástupcovia podpísali túto dohodu.

V POTRDITEV TEGA so spodaj podpisani pooblaščenci podpisali ta sporazum.

TÄMÄN VAKUUDEKSI allamainitut täysivaltaiset edustajat ovat allekirjoittaneet tämän sopimuksen.

TILL BEVIS HÄRPÅ har undertecknade befullmäktigade undertecknat detta avtal.

Hecho en Bruselas, el siete de diciembre del dos mil cuatro.

V Bruselu dne sedmého prosince dva tisíce čtyři.

Udfærdiget i Bruxelles, den syvende december to tusind og fire.

Geschehen zu Brüssel am siebten Dezember zweitausendundvier.

Kahe tuhande neljanda aasta detsembrikuu seitsmendal päeval Brüsselis.

Έγινε στις Βρυξέλλες, στις εφτά Δεκεμβρίου δύο χιλιάδες τέσσερα.

Done at Brussels on the seventh day of December in the year two thousand and four.

Fait à Bruxelles, le sept décembre deux mille quatre.

Fatto a Bruxelles, addì sette dicembre duemilaquattro.

Briselē, divi tūkstoši ceturtā gada septītajā decembrī.

Pasirašyta du tūkstančiai ketvirtų metų gruodžio septintą dieną Briuselyje.

Kelt Brüsszelben, a kettőezer negyedik év december hetedik napján.

Magħmul fi Brussel fis-seba' jum ta' Diċembru tas-sena elfejn u erbgħa.

Gedaan te Brussel, de zevende december tweeduizendvier.

Sporządzono w Brukseli dnia siódmego grudnia roku dwutysięcznego czwartego.

Feito em Bruxelas, em sete de Dezembro de dois mil e quatro.

V Bruseli siedmeho decembra dvetisícštyri.

Podpisano v Bruslju, dne sedmega decembra leta dva tisoč štiri.

Tehty Brysselissä seitsemäntenä päivänä joulukuuta vuonna kaksituhattaneljä.

Som skedde i Bryssel den sjunde december tjugohundrafyra.
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Por la Comunidad Europea
Za Evropské společenství
For Det Europæiske Fællesskab
Für die Europäische Gemeinschaft
Euroopa Ühenduse nimel
Για την Ευρωπαϊκή Κοινότητα

For the European Community
Pour la Communauté européenne
Per la Comunità europea
Eiropas Kopienas vārdā
Europos bendrijos vardu
az Európai Közösség részéről
Għall-Komunità Ewropea
Voor de Europese Gemeenschap
W imieniu Wspólnoty Europejskiej
Pela Comunidade Europeia
Za Európske spoločenstvo
za Evropsko skupnost
Euroopan yhteisön puolesta
På Europeiska gemenskapens vägnar

Pour la Principauté de Monaco
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ANHANG I

LISTE DER ZUSTÄNDIGEN BEHÖRDEN DER VERTRAGSPARTEIEN

Für die Zwecke dieses Abkommens gelten als „zuständige Behörden“

a) im Fürstentum Monaco: le Conseiller de Gouvernement pour les Finances et l'Economie oder ein Beauftragter,

b) im Königreich Belgien: De Minister van Financiën/Le Ministre des Finances oder ein Beauftragter,

c) in der Tschechischen Republik: Ministr financí oder ein Beauftragter,

d) im Königreich Dänemark: Skatteministeren oder ein Beauftragter,

e) in der Bundesrepublik Deutschland: Der Bundesminister der Finanzen oder ein Beauftragter,

f) in der Republik Estland: Rahandusminister oder ein Beauftragter,

g) in der Hellenischen Republik: Ο Υπουργός Οικονομίας και Οικονομικών oder ein Beauftragter,

h) im Königreich Spanien: El Ministro de Economía y Hacienda oder ein Beauftragter,

i) in der Französischen Republik: Le Ministre chargé du budget oder ein Beauftragter,

j) in Irland: The Revenue Commissioners oder ihr Beauftragter,

k) in der Italienischen Republik: Il Capo del Dipartimento per le Politiche Fiscali oder ein Beauftragter,

l) in der Republik Zypern: Υπουργός Οικονομικών oder ein Beauftragter,

m) in der Republik Lettland: Finanšu ministrs oder ein Beauftragter,

n) in der Republik Litauen: Finansų ministras oder ein Beauftragter,

o) im Großherzogtum Luxemburg: Le Ministre des Finances oder ein Beauftragter; für die Zwecke von Artikel 12 gilt als
zuständige Behörde jedoch le Procureur Général d'Etat luxembourgeois,

p) in der Republik Ungarn: A pénzügyminiszter oder ein Beauftragter,

q) in der Republik Malta: Il-Ministru responsabbli għall-Finanzi oder ein Beauftragter,

r) im Königreich der Niederlande: De Minister van Financiën oder ein Beauftragter,

s) in der Republik Österreich: Der Bundesminister für Finanzen oder ein Beauftragter,

t) in der Republik Polen: Minister Finansów oder ein Beauftragter,

u) in der Portugiesischen Republik: O Ministro das Finanças oder ein Beauftragter,

v) in der Republik Slowenien: Minister za financií oder ein Beauftragter,

w) in der Slowakischen Republik: Minister financií oder ein Beauftragter,

x) in der Republik Finnland: Valtiovarainministeriö/Finansministeriet oder ein Beauftragter,

y) im Königreich Schweden: Chefen för Finansdepartementet oder ein Beauftragter,

z) im Vereinigten Königreich Großbritannien und Nordirland und den europäischen Hoheitsgebieten, für deren Außen-
beziehungen das Vereinigte Königreich verantwortlich ist: die Commissioners of Inland Revenue oder ihre Beauf-
tragten und die zuständige Behörde in Gibraltar, welche das Vereinigte Königreich benennen wird gemäß dem am 19.
April 2000 den Mitgliedstaaten und den Institutionen der Europäischen Union mitgeteilten Abkommen bezüglich der
Behörden von Gibraltar hinsichtlich der Instrumente der Europäischen Union und der Europäischen Gemeinschaft und
damit zusammenhängender Verträge, von dem eine Kopie durch das Generalsekretariat des Rates der Europäischen
Union dem Fürstentum Monaco notifiziert wird, und welches auf dieses Abkommen Anwendung findet.
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ANHANG II

LISTE DER VERBUNDENEN EINRICHTUNGEN

Für Zwecke von Artikel 11 dieses Abkommens gelten die folgenden Einrichtungen als „verbundene Einrichtung oder eine
Einrichtung, deren Rolle durch ein internationales Abkommen anerkannt ist“:

EINRICHTUNGEN INNERHALB DER EUROPÄISCHEN UNION:

Belgien

— Vlaams Gewest (Flämische Region)

— Région wallonne (Wallonische Region)

— Région de Bruxelles-Capitale — Brussels Hoofdstedelijk Gewest (Region Brüssel-Hauptstadt)

— Communauté française (Französische Gemeinschaft)

— Vlaamse Gemeenschap (Flämische Gemeinschaft)

— Deutschsprachige Gemeinschaft

Spanien

— Xunta de Galicia (Regierung der autonomen Gemeinschaft Galicien)

— Junta de Andalucía (Regierung der autonomen Gemeinschaft Andalusien)

— Junta de Extremadura (Regierung der autonomen Gemeinschaft Extremadura)

— Junta de Castilla-La Mancha (Regierung der autonomen Gemeinschaft Kastilien-La Mancha)

— Junta de Castilla-León (Regierung der autonomen Gemeinschaft Kastilien und León)

— Gobierno Foral de Navarra (Regierung der autonomen Gemeinschaft Navarra)

— Govern de les Illes Balears (Regierung der autonomen Gemeinschaft Balearen)

— Generalitat de Catalunya (Regierung der autonomen Gemeinschaft Katalonien)

— Generalitat de Valencia (Regierung der autonomen Gemeinschaft Valencia)

— Diputación General de Aragón (Regierung der autonomen Gemeinschaft Aragón)

— Gobierno de las Islas Canarias (Regierung der autonomen Gemeinschaft Kanarische Inseln)

— Gobierno de Murcia (Regierung der autonomen Gemeinschaft Murcia)

— Gobierno de Madrid (Regierung der autonomen Gemeinschaft Madrid)

— Gobierno de la Comunidad Autónoma del País Vasco/Euzkadi (Regierung der autonomen Gemeinschaft Baskenland)

— Diputación Foral de Guipúzcoa (Provinzrat von Guipúzcoa)

— Diputación Foral de Vizcaya/Bizkaia (Provinzrat von Biskaya)

— Diputación Foral de Alava (Provinzrat von Alava)

— Ayuntamiento de Madrid (Stadt Madrid)

— Ayuntamiento de Barcelona (Stadt Barcelona)

— Cabildo Insular de Gran Canaria (Inselrat Gran Canaria)

— Cabildo Insular de Tenerife (Inselrat Teneriffa)
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— Instituto de Crédito Oficial (Amtliches Kreditinstitut)

— Instituto Catalán de Finanzas (Katalanisches Finanzinstitut)

— Instituto Valenciano de Finanzas (Valencianisches Finanzinstitut)

Griechenland

— Оργανισμός Тηλεπικοινωνιών Ελλάδος (Griechische Telekommunikationsanstalt)

— Оργανισμός Σιδηροδρόμων Ελλάδος (Griechisches Eisenbahnnetz)

— Δημόσια Επιχείρηση Ηλεκτρισμού (Öffentliche Stromgesellschaft)

Frankreich

— La Caisse d'amortissement de la dette sociale (CADES) (Kasse für die Rückzahlung der Sozialversicherungsschulden)

— L'Agence française de développement (AFD) (Französische Agentur für Entwicklung)

— Réseau Ferré de France (RFF) (Französisches Eisenbahnnetz)

— Caisse Nationale des Autoroutes (CNA) (Staatliche Finanzierungskasse der Autobahnen)

— Assistance publique Hôpitaux de Paris (APHP) (Verbund der öffentlichen Krankenhäuser des Großraums Paris)

— Charbonnages de France (CDF) (Zentralverwaltung der staatlichen französischen Steinkohleförderunternehmen)

— Entreprise minière et chimique (EMC) (Staatliche Bergbau- und Chemieholdinggesellschaft)

Italien

— Regionen

— Provinzen

— Städte und Gemeinden

— Cassa Depositi e Prestiti (Spar- und Kreditkasse)

Lettland

— Pašvaldības (Lokalregierungen)

Polen

— gminy (Kommunen)

— powiaty (Distrikte)

— województwa (Provinzen)

— związki gmin (Kommunalverbände)

— związki powiatów (Distriktverband)

— związki województw (Provinzverband)

— miasto stołeczne Warszawa (Hauptstadt Warschau)

— Agencja Restrukturyzacji i Modernizacji Rolnictwa (Agentur für die Umstrukturierung und Modernisierung der Land-
wirtschaft)

— Agencja Nieruchomości Rolnych (Agentur für landwirtschaftliches Eigentum)
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Portugal

— Região Autónoma da Madeira (Autonome Region Madeira)

— Região Autónoma dos Açores (Autonome Region Azoren)

— Städte und Gemeinden

Slowakei

— mestá a obce (Städte und Gemeinden)

— Železnice Slovenskej republiky (Slowakische Eisenbahngesellschaft)

— Štátny fond cestného hospodárstva (Fonds für die Verwaltung der Staatsstraßen)

— Slovenské elektrárne (Slowakische Kraftwerke)

— Vodohospodárska výstavba (Gesellschaft für Wasserwirtschaft)

INTERNATIONALE EINRICHTUNGEN:

— Europäische Bank für Wiederaufbau und Entwicklung

— Europäische Investitionsbank

— Asiatische Entwicklungsbank

— Afrikanische Entwicklungsbank

— Weltbank/IBRD/IWF

— Internationale Finanzkorporation

— Interamerikanische Entwicklungsbank

— Sozialentwicklungsfonds des Europarates

— EURATOM

— Europäische Gemeinschaft

— Corporación Andina de Fomento (CAF) (Anden-Entwicklungsgesellschaft)

— Eurofima

Die Bestimmungen des Artikels 11 gelten unbeschadet der etwaigen internationalen Verpflichtungen der Vertragsparteien
gegenüber den oben genannten internationalen Einrichtungen.

EINRICHTUNGEN IN DRITTLÄNDERN:

Einrichtungen, die die folgenden Kriterien erfüllen:

1. Die Einrichtung ist nach innerstaatlichen Kriterien eindeutig eine öffentliche Einrichtung.

2. Diese öffentliche Einrichtung ist ein Nichtmarktproduzent, der eine Reihe von Tätigkeiten verwaltet und finanziert, in
erster Linie für das Gemeinwohl bestimmte Nichtmarktgüter und -dienstleistungen bereitstellt und tatsächlich vom
Staat kontrolliert wird.

3. Diese öffentliche Einrichtung begibt regelmäßig in großem Umfang Schuldtitel.

4. Der jeweilige Staat kann garantieren, dass eine solche öffentliche Einrichtung im Falle von Bruttozinsklauseln auf eine
vorzeitige Einlösung verzichtet.
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ABSICHTSERKLÄRUNG

der Europäischen Gemeinschaft und des Fürstentums Monaco

Bei Abschluss eines Abkommens über Regelungen, die denen der Richtlinie 2003/48/EG des Rates der
Europäischen Union vom 3. Juni 2003 über die Besteuerung von Zinserträgen (im Folgenden „Richtlinie“
genannt) gleichwertig sind, haben die Europäische Gemeinschaft und das Fürstentum Monaco diese Ab-
sichtserklärung unterzeichnet, die dieses Abkommen ergänzt.

Stellt eine der Vertragsparteien fest, dass bei der Durchführung des Auskunftsaustauschs wesentliche Unter-
schiede bestehen, die dazu führen, dass das Abkommen nicht in offensichtlich ausgewogener Weise ange-
wandt wird, nehmen die Vertragsparteien unverzüglich Konsultationen auf, um festzulegen, wie die Gleich-
behandlung wiederhergestellt werden kann. Die Europäische Kommission berichtet dem Rat umgehend über
diese Konsultationen und schlägt die Maßnahmen vor, die zur Wiederherstellung der Gleichbehandlung
nötig sind. In der Zwischenzeit wird jedes neue Auskunftsersuchen nach Artikel 12 dieses Abkommens, das
gleicher Art ist, wie das Ersuchen, das die Anwendung dieses Absatzes ausgelöst hat, im Rahmen der
genannten Konsultationen geprüft.

Wird ein wesentlicher Unterschied zwischen dem Anwendungsbereich der Richtlinie 2003/48/EG des Rates
vom 3. Juni 2003 und dem Anwendungsbereich dieses Abkommens bezüglich Artikel 4 und Artikel 6
dieses Abkommens festgestellt, nehmen die Vertragsparteien unverzüglich Konsultationen gemäß Artikel 13
Absatz 1 dieses Abkommens auf, um sicherzustellen, dass die Gleichwertigkeit der in dem Abkommen
festgelegten Regelungen gewahrt bleibt.

Die Unterzeichner dieser Absichtserklärung erklären, dass sie das in Absatz 1 dieser Erklärung genannte
Abkommen und diese Erklärung als akzeptable und ausgewogene Regelung ansehen, die die Interessen der
Vertragsparteien wahrt. Sie werden daher die vereinbarten Maßnahmen nach Treu und Glauben durchführen
und diese Regelung nicht ohne hinreichenden Grund durch einseitiges Handeln verletzen.

Die Europäische Gemeinschaft ist bereit, gemeinsam mit der Regierung des Fürstentums Monaco die Voraus-
setzungen zu prüfen, unter denen ein Ausbau des Handels mit bestimmten Finanzinstrumenten und Ver-
sicherungsdienstleistungen zwischen Monaco und der Gemeinschaft möglich wäre, sobald feststeht, dass die
geltenden aufsichtsrechtlichen Vorschriften sowie die Maßnahmen zur Überwachung der betroffenen mo-
negassischen Wirtschaftsbeteiligten geeignet sind, das reibungslose Funktionieren des Binnenmarkts in die-
sem Bereich zu gewährleisten. In Einklang mit der Außenpolitik der Gemeinschaft im Falle vergleichbarer
Forderungen in der Vergangenheit müsste sich demnach jedes etwaige Abkommen darauf stützen, dass das
Fürstentum Monaco den für die betreffenden Sektoren bereits geltenden und künftigen gemeinschaftlichen
Besitzstand übernimmt und anwendet. Vorzusehen ist außerdem, dass das Fürstentum Monaco z. B. in den
Bereichen Wettbewerb und Steuern andere bereits geltende und künftige Regeln anwendet, die für das
reibungslose Funktionieren des Binnenmarktes in den betreffenden Sektoren zweckdienlich sind.

Die Unterzeichner dieser Absichtserklärung nehmen zur Kenntnis, dass die Definition des Delikts des
Steuerbetrugs nur für Zwecke der Besteuerung von Zinserträgen im Rahmen des vorliegenden Abkommens
zwischen der Europäischen Gemeinschaft und dem Fürstentum Monaco über Regelungen, die denen der
Richtlinie gleichwertig sind, gilt.

Unterzeichnet zu Brüssel am 7. Dezember 2004 in zwei Urschriften in dänischer, deutscher, englischer,
estnischer, finnischer, französischer, griechischer, italienischer, lettischer, litauischer, niederländischer, polni-
scher, portugiesischer, schwedischer, slowakischer, slowenischer, spanischer, tschechischer und ungarischer
Sprache, wobei jeder Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist.

Die maltesische Sprachfassung wird auf der Grundlage eines Briefwechsels durch die Vertragsparteien be-
glaubigt. Sie ist gleichermaßen verbindlich wie die im vorstehenden Absatz genannten Texte.
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Por la Comunidad Europea
Za Evropské společenství
For Det Europæiske Fællesskab
Für die Europäische Gemeinschaft
Euroopa Ühenduse nimel
Για την Ευρωπαϊκή Κοινότητα

For the European Community
Pour la Communauté européenne
Per la Comunità europea
Eiropas Kopienas vārdā
Europos bendrijos vardu
az Európai Közösség részéről
Għall-Komunità Ewropea
Voor de Europese Gemeenschap
W imieniu Wspólnoty Europejskiej
Pela Comunidade Europeia
Za Európske spoločenstvo
za Evropsko skupnost
Euroopan yhteisön puolesta
På Europeiska gemenskapens vägnar

Pour la Principauté de Monaco
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KOMMISSION

BESCHLUSS DER KOMMISSION

vom 8. September 2004

zur Änderung der Entscheidung 2004/166/EG über die geplante Umstrukturierungsbeihilfe
Frankreichs für die Société Nationale Maritime Corse-Méditerranée (SNCM)

(Bekannt gegeben unter Aktenzeichen K(2004) 3359)

(Nur der französische Text ist verbindlich)

(Text von Bedeutung für den EWR)

(2005/36/EG)

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 88 Absatz 2 Unterab-
satz 1,

gestützt auf das Abkommen über den Europäischen Wirtschafts-
raum, insbesondere auf Artikel 62 Absatz 1 Buchstabe a),

gestützt auf die Entscheidung 2004/166/EG der Kommission (1),
insbesondere auf Artikel 2,

in Erwägung nachstehender Gründe:

1. VERFAHREN

1.1 Verfahrensübersicht

(1) Am 9. Juli 2003 hat die Kommission die Entscheidung
2004/166/EG über die geplante Umstrukturierungsbei-
hilfe Frankreichs für die Société Nationale Maritime
Corse-Méditerranée (SNCM) erlassen — im Folgenden
„endgültige Entscheidung“ genannt —, in der sie einen
Teil der notifizierten Beihilfe bei Beachtung bestimmter
Bedingungen für vereinbar mit dem Gemeinsamen Markt
erklärt hat. Zu diesen Bedingungen gehörte laut Artikel 2
der endgültigen Entscheidung, dass die SNCM bis zum
31. Dezember 2006 keine neuen Schiffe erwirbt und
keine Verträge über den Bau, die Bestellung oder die
Charterung neuer oder generalüberholter Schiffe unter-

zeichnet. Die SNCM durfte nur die elf Schiffe betreiben,
die sie bei Erlass der endgültigen Entscheidung bereits
besaß, nämlich die Napoléon Bonaparte, die Danielle Ca-
sanova, die Île de Beauté, die Corse, die Liamone, die
Aliso, die Méditerranée, die Pascal Paoli, die Paglia
Orba, die Monte Cinto und die Monte d'Oro. Der letzte
Absatz des genannten Artikels lautet: „Muss die SNCM
aufgrund von Ereignissen, die sich ihrem Einfluss entzie-
hen, eines ihrer Schiffe vor dem 31. Dezember 2006
ersetzen, kann die Kommission eine entsprechende Er-
satzlieferung auf der Grundlage einer von Frankreich in
geeigneter Weise begründeten Notifizierung genehmigen.“

(2) Mit Schreiben vom 23. Juni 2004 (2) haben die französi-
schen Behörden die Kommission um die Genehmigung
gebeten, in der Liste der Schiffe, die in Artikel 2 der
genannten endgültigen Entscheidung aufgeführt sind,
die Aliso durch die Asco zu ersetzen. Angesichts der
Schwierigkeiten, auf welche die SNCM entgegen den An-
nahmen, die dem Umstrukturierungsplan (3) zugrunde lie-
gen, beim Verkauf der Asco gestoßen ist, haben die fran-
zösischen Behörden die Kommission gebeten, der SNCM
den Verkauf entweder der Aliso oder der Asco zu ge-
statten.

1.2 Bezeichnung der Maßnahme

(3) Die Maßnahme trägt den Titel „Änderung der endgültigen
Entscheidung der Kommission vom 9. Juli 2003 über die
Umstrukturierungsbeihilfe für die SNCM“.
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1.3 Begünstigter der Maßnahme

(4) Es sei daran erinnert, dass die Umstrukturierungsbeihilfe
für die SNCM bestimmt ist, ein französisches Seever-
kehrsunternehmen, das vom französischen Festland aus
Korsika und Nordafrika anfährt. Durch die geplanten Än-
derungen würde somit die SNCM begünstigt.

1.4 Ziel der Änderungen

(5) Hauptziel der vorgesehenen Änderungen ist es, der
SNCM erstens durch Änderung der Liste der Schiffe, die
sie gemäß Artikel 2 der endgültigen Entscheidung betrei-
ben darf, zu gestatten, anstelle der Asco die Aliso einzu-
setzen, und zweitens ihr den Verkauf des vierten in der
endgültigen Entscheidung aufgeführten Schiffes dadurch
zu erleichtern, dass die potenziellen Käufern die Wahl
zwischen der Aliso und der Asco, bei denen es sich
um zwei identische Schiff handelt, haben.

2. DETAILLIERTE BESCHREIBUNG DER
VORGESEHENEN MASSNAHMEN

2.1 Vorschlag für einen Austausch der Asco und
Aliso

(6) Die französischen Behörden haben in ihrem Schreiben
vom 23. Juni 2004 vorgeschlagen, in der Liste der
Schiffe, die in Artikel 2 Absatz 2 der endgültigen Ent-
scheidung vom 9. Juli 2003 aufgeführt sind und die die
SNCM während der gesamten Umstrukturierungsphase
einsetzen darf, die Aliso durch die Asco zu ersetzen.
Die NGV Asco war bis zu dem Tag, an dem die französi-
schen Behörden um die Genehmigung baten, noch nicht
verkauft.

(7) Dem von den französischen Behörden beantragten Aus-
tausch liegt der Wunsch zugrunde, der SNCM angesichts
ihrer Schwierigkeiten beim Verkauf der NGV Asco den
Verkauf des einen oder des anderen Schiffes zu erleich-
tern.

(8) Die französischen Behörden haben eine Bescheinigung
der Hafenbehörde von Marseille eingereicht, in der be-
stätigt wird, dass die Aliso seit dem 2. November 2003
unverändert am Kai liegt.

2.2 Vorschlag für eine Genehmigung des Verkaufs
der Asco oder der Aliso durch die SNCM

(9) Die französischen Behörden haben außerdem um die
Genehmigung dafür ersucht, dass die SNCM je nach Be-
darf der potenziellen Käufer entweder die Asco oder die
Aliso verkaufen kann.

3. BEURTEILUNG DER VORGESCHLAGENEN
ÄNDERUNGEN

3.1 Auswirkungen des vorgeschlagenen Austauschs
von Asco und Aliso

(10) Die Kommission hält zunächst fest, dass es sich bei der
Asco und der Aliso um zwei „Schwesternschiffe“ handelt,
d. h. um zwei gleiche Schiffe, die auf derselben Werft
nach denselben Plänen gebaut wurden. Sie haben exakt
die gleichen Abmessungen, die gleiche Form und die
gleiche Tragfähigkeit.

(11) Die Kommission ist der Auffassung, dass der Austausch
der beiden Schiffe nicht dazu dient, die Beförderungska-
pazität der SNCM zu erhöhen, und dass die Tragweite der
endgültigen Entscheidung somit nicht berührt wird, vor
allem was die Bedingung des Artikels 2 der genannten
Entscheidung zur Begrenzung der Kapazität der begüns-
tigten Gesellschaft betrifft.

(12) Außerdem erinnert die Kommission daran, dass die Zu-
sammensetzung der der SNCM bewilligten Flotte nur auf-
grund von Ereignissen geändert werden darf, die sich
dem Einfluss der SNCM entziehen. Im vorliegenden Fall
ist die Kommission der Meinung, dass die Probleme, auf
welche die SNCM beim Verkauf der Asco stößt, nicht
vom Willen der begünstigten Gesellschaft abhängig sind
und bei Erlass der endgültigen Entscheidung nicht abzu-
sehen waren.

3.2 Auswirkungen einer Genehmigung des Verkaufs
der Asco oder der Aliso

(13) Die Kommission ist auch der Auffassung, dass sich der
Verkauf der Aliso, wenn die SNCM einen Käufer für die
Aliso statt für die Asco findet, nicht anders auf die Beför-
derungskapazität der SNCM auswirken wird als ein Ver-
kauf der Asco und dass die französischen Behörden ihrer
Verpflichtung, den Umstrukturierungsplan einzuhalten,
nachkommen, soweit es den Verkauf der vier Schiffe
der SNCM-Flotte betrifft. Denn die SNCM hat bereits
drei der vier Schiffe verkauft, deren Verkauf im Umstruk-
turierungsplan vorgesehen war.

(14) Wenn die SNCM die Aliso statt der Asco verkauft, ist die
im Umstrukturierungsplan enthaltene Bedingung für den
Verkauf der vier Schiffe nach Ansicht der Kommission
erfüllt.

4. SCHLUSSFOLGERUNGEN

(15) Die Kommission ist daher der Auffassung, dass die von
den französischen Behörden beantragten Änderungen die
Tragweite der endgültigen Entscheidung nicht beeinträch-
tigen und dass die in Form einer Kapitalzuführung ge-
währte Umstrukturierungsbeihilfe mit dem Gemeinsamen
Markt vereinbar bleibt, sofern die geänderten Bedingun-
gen strikt eingehalten werden.

(16) Die Kommission fordert Frankreich auf,

— gegenüber der Kommission umgehend, spätestens in-
nerhalb von 15 Arbeitstagen ab dem Datum des Ein-
gangs dieser Entscheidung mitzuteilen, welche Anga-
ben seiner Ansicht nach unter das Geschäfts- und
Betriebsgeheimnis gemäß Artikel 25 der Verordnung
(EG) Nr. 659/1999 des Rates (1) fallen;
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— den Beihilfeempfänger von der vorliegenden Entschei-
dung umgehend zu unterrichten und dabei gegebe-
nenfalls bestimmte Informationen geheim zu halten,
die seiner Ansicht nach unter das Geschäfts- und Be-
rufsgeheimnis fallen und deren Weitergabe an den
Beihilfeempfänger bestimmten Beteiligten schaden
könnte, und ihm gegebenenfalls in der übermittelten
Fassung die übrigen Informationen mitzuteilen, die
seiner Ansicht nach unter das Geschäfts- und Berufs-
geheimnis fallen und die es nicht geheim gehalten hat
—

HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN:

Artikel 1

(1) In Artikel 2 Absatz 2 der Entscheidung 2004/166/EG
wird das Wort „Aliso“ durch das Wort „Asco“ ersetzt.

(2) In derselben Entscheidung werden unter Ziffer 97 letzter
Gedankenstrich die Worte „das Hochgeschwindigkeitsschiff
Asco“ durch die Worte „entweder das Hochgeschwindigkeits-
schiff Asco oder sein Zwillingsschiff, das Hochgeschwindigkeits-
schiff Aliso“ ersetzt.

Artikel 2

Diese Entscheidung ist an die Französische Republik gerichtet.

Brüssel, den 8. September 2004

Für die Kommission
Loyola DE PALACIO

Vizepräsidentin
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BESCHLUSS DER KOMMISSION

vom 29. Oktober 2004

zur Errichtung des Europäischen technischen und wissenschaftlichen Zentrums (ETSC) und zur
Koordinierung der technischen Maßnahmen zum Schutz der Euro-Münzen gegen Fälschungen

(2005/37/EG)

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, insbesondere Artikel 211,

gestützt auf die Entscheidung 2003/861/EG des Rates vom 8.
Dezember 2003 betreffend die Analyse und die Zusammenar-
beit in Bezug auf gefälschte Euro-Münzen (1) und die Entschei-
dung 2003/862/EG des Rates vom 8. Dezember 2003 zur Aus-
dehnung der Entscheidung 2003/861/EG betreffend die Analyse
und die Zusammenarbeit in Bezug auf gefälschte Münzen auf
die Mitgliedstaaten, die den Euro nicht als einheitliche Währung
eingeführt haben (2),

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Die Verordnung (EG) Nr. 1338/2001 des Rates vom 28.
Juni 2001 zur Festlegung von zum Schutz des Euro ge-
gen Geldfälschung erforderlichen Maßnahmen (3), insbe-
sondere Artikel 5, sieht die Analyse und Klassifizierung
gefälschter Euro-Münzen durch die nationalen Münz-
analysezentren (MAZ) der Mitgliedstaaten und durch
das Europäische technische und wissenschaftliche Zent-
rum (ETSC) vor. Durch die Verordnung (EG) Nr.
1339/2001 des Rates (4) wurde die Anwendung der Arti-
kel 1 bis 11 der Verordnung (EG) Nr. 1338/2001 auf die
Mitgliedstaaten ausgedehnt, die den Euro nicht als ein-
heitliche Währung eingeführt haben.

(2) Seit Oktober 2001 übt das ETSC provisorisch seine Ak-
tivitäten bei der französischen Münze Paris aus, im Rah-
men und mit der administrativen Unterstützung der
Kommission gemäß dem Briefwechsel zwischen Vorsit-
zenden des Rates und dem französischen Finanzminister
vom 28 Februar und 9. Juni 2000.

(3) Gemäß dem Beschluss 2001/923/EG des Rates vom 17.
Dezember 2001 über ein Aktionsprogramm in den Be-
reichen Austausch, Unterstützung und Ausbildung zum
Schutz des Euro gegen Geldfälschung (Pericles-Pro-
gramm) (5) und dem Beschluss 2001/924/EG des Rates
vom 17. Dezember 2001 über die Ausdehnung des Be-
schlusses über ein Aktionsprogramm in den Bereichen
Austausch, Unterstützung und Ausbildung zum Schutz
des Euro gegen Geldfälschung (Pericles-Programm) auf
die Mitgliedstaaten, die den Euro nicht als einheitliche

Währung eingeführt haben (6), trägt das ETSC vorläufig
zur Verwirklichung der Ziele des Programms „Pericles“
bei.

(4) Artikel 1 der Entscheidung 2003/861/EG sieht vor, dass
die Kommission das ETSC endgültig einrichtet und seinen
Betrieb sowie die Koordinierung der von den zuständigen
technischen Behörden ergriffenen Maßnahmen zum
Schutz der Euro-Münzen gegen Fälschungen sicherstellt.
Artikel 1 der Entscheidung 2003/862/EG sieht vor, dass
die Entscheidung 2003/861/EG auf die Mitgliedstaaten
ausgedehnt wird, die den Euro nicht als einheitliche Wäh-
rung eingeführt haben.

(5) Mit Schreiben des französischen Finanzministers vom 6.
September 2004 haben sich die französischen Behörden
die Aufteilung der tatsächlichen Kosten zwischen der
französischen Münze und der Kommission beizubehalten.
Ein Briefwechsel zwischen dem für die Betrugsbekämp-
fung zuständigen Kommissionsmitglied und dem franzö-
sischen Finanzminister über die endgültige Einrichtung
des Europäischen technischen und wissenschaftlichen
Zentrums für die Analyse und Klassifizierung gefälschter
Euro-Münzen greift die Grundsätze der Organisation des
ETSC auf, die bezüglich der vorübergehenden Ausübung
der Tätigkeiten des ETSC in der Pariser Münze im Brief-
wechsel zwischen dem Ratsvorsitz und dem französi-
schen Finanzminister vom 28 Februar und 9. Juni
2000 vereinbart wurden.

(6) Die regelmäßige Inkenntnissetzung des Wirtschafts- und
Finanzausschusses (WFA), der Europäischen Zentralbank,
von Europol sowie der zuständigen einzelstaatlichen Be-
hörden über die Arbeit des ETSC und über den aktuellen
Stand auf dem Gebiet der Münzfälschung ist fortzuset-
zen.

(7) Es bietet sich daher an, das ETSC als Dienststelle der
Kommission in Brüssel, angebunden an OLAF einzurich-
ten.

(8) Die von der Kommission vorgenommene Koordinierung
der von den zuständigen technischen Behörden ergriffe-
nen Maßnahmen zum Schutz der Euro-Münzen umfasst
die Methoden für die Analyse gefälschter Euro-Münzen,
die Analyse neuer Fälschungen und die Auswertung ihrer
Folgen, die gegenseitige Unterrichtung über die Tätigkei-
ten der nationalen Münzanalysezentren und des ETSC,
die externe Kommunikation über Falschmünzen, die Auf-
deckung von Falschmünzen durch Sortiermaschinen so-
wie die Analyse technischer Probleme im Zusammenhang
mit Falschmünzen.

DE21.1.2005 Amtsblatt der Europäischen Union L 19/73

(1) ABl. L 325 vom 12.12.2003, S. 44.
(2) ABl. L 325 vom 12.12.2003, S. 45.
(3) ABl. L 181 vom 4.7.2001, S. 6.
(4) ABl. L 181 vom 4.7.2001, S. 11.
(5) ABl. L 339 vom 21.12.2001, S. 50. (6) ABl. L 339 vom 21.12.2001, S. 55.



(9) Diese Koordinierung erfordert, dass die Sachverständigen-
gruppe „Fälschung des Euro“, die sich aus Vertretern der
nationalen Münzanalysezentren und des ETSC zusam-
mensetzt, ihre Arbeiten im Rahmen des Beratenden Aus-
schusses für die Koordinierung der Betrugsbekämpfung (1)
fortführt; die Sachverständigengruppe wird von der Kom-
mission verwaltet und geleitet, wobei der WFA regelmä-
ßig unterrichtet wird.

(10) Es gilt die Entscheidungen 2003/861/EG und
2003/862/EG umzusetzen —

BESCHLIESST:

Artikel 1

Das Europäisches technische und wissenschaftliche Zentrum
(ETSC) wird bei der Europäischen Kommission in Brüssel, an-
geschlossen an OLAF, eingerichtet.

Artikel 2

Das ETSC analysiert und klassifiziert sämtliche neuen Falsch-
münzen, gemäß den Bestimmungen des Artikels 5 der Verord-
nung (EG) Nr. 1338/2001. Es trägt zur Verwirklichung der Ziele
des Aktionsprogramms der Gemeinschaft „Perikles“ gemäß Arti-
kel 4 des Beschlusses 2001/923/EG bei. Es unterstützte die
nationalen Münzanalysezentren (MAZ) der Mitgliedstaaten und
die Polizeibehörden; es arbeitet zudem mit den zuständigen
Einrichtungen in Hinblick auf die Analyse von falschen Euro-
münzen und den Schutz zu verstärken.

Artikel 3

Die Errichtung des ETSC erfolgt nach folgenden Grundsätzen:

— Zur Analyse der Münzen kann die Kommission Mitglieder
ihres Personals zur französischen Münze in Paris abordnen,
um die dortige Ausrüstung zu benutzen;

— um seinen Aufgaben nachzukommen, nimmt das ETSC
Rückgriff auf das Personal und Material des französischen
Münzanalysezentrums (MAZ) sowie auf das Labor der Pari-
ser Münze in Pessac. Die französischen Behörden stellen das
erforderliche Personal und Material vorrangig dem ETSC zur
Verfügung;

— in Übereinstimmung mit den geltenden Finanzvorschriften
wird der auf die Aufgaben des ETSC entfallende Teil der
Ausgaben dem Gesamthaushalt der Europäischen Gemein-
schaften angelastet. Während Frankreich das Personal, die
Räumlichkeiten und das Material zur Verfügung stellt und
für dessen bzw. deren Unterhalt aufkommt, werden die Be-
züge der von der Kommission eingestellten Bediensteten, die
Reisekosten und kleinere laufende Kosten aus dem Gemein-
schaftshaushalt bezahlt.

OLAF ist beauftragt, zusammen mit der französischen Münze in
Paris, die Modalitäten der Verwaltung festzulegen.

Artikel 4

Die Kommission koordiniert die erforderlichen Aktivitäten zum
Schutz der Euromünzen gegen Fälschung durch regelmäßige
Treffen von Falschmünzexperten.

Der Wirtschafts- und Finanzausschuss, die Europäische Zentral-
bank, Europol, sowie die nationalen zuständigen Behörden wer-
den regelmäßig über die Aktivitäten des ETSC und die Situation
der Falschmünzerei informiert.

Brüssel, den 29. Oktober 2004.

Im Namen der Kommission

Michaele SCHREYER

Mitglied der Kommission

DEL 19/74 Amtsblatt der Europäischen Union 21.1.2005

(1) Beschluss 94/140/EG der Kommission (ABl. L 61 vom 4.3.1994,
S. 27).



BESCHLUSS DER KOMMISSION

vom 27. Dezember 2004

über die Gewährung zusätzlicher Tage außerhalb des Hafens an die Niederlande gemäß Anhang V
der Verordnung (EG) Nr. 2287/2003 des Rates

(Bekannt gegeben unter Aktenzeichen K(2004) 5269)

(Nur der niederländische Text ist verbindlich)

(2005/38/EG)

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 2287/2003 des Rates
vom 19. Dezember 2003 zur Festsetzung der Fangmöglichkei-
ten und begleitender Fangbedingungen für bestimmte Fischbe-
stände und Bestandsgruppen in den Gemeinschaftsgewässern
sowie für Gemeinschaftsschiffe in Gewässern mit Fangbeschrän-
kungen (2004) (1), insbesondere auf Anhang V Nummer 6
Buchstabe c),

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) In Anhang V Nummer 6 Buchstabe a) der Verordnung
(EG) Nr. 2287/2003 ist die Anzahl Tage angegeben, die
sich bestimmte Fischereifahrzeuge der Gemeinschaft zwi-
schen dem 1. Februar und 31. Dezember 2004 in den in
Nummer 2 desselben Anhangs festgelegten geografischen
Gebieten außerhalb des Hafens aufhalten dürfen.

(2) Gemäß Nummer 6 Buchstabe c) desselben Anhangs kann
die Kommission den Mitgliedstaaten auf der Grundlage
der erzielten Ergebnisse von Stilllegungsprogrammen seit
1. Januar 2002 für unter denselben Anhang fallende
Schiffe eine zusätzliche Anzahl von Tagen gewähren,
während deren sich ein Schiff mit Fanggerät gemäß
Nummer 4 desselben Anhangs an Bord außerhalb des
Hafens aufhalten kann.

(3) Die Niederlande haben Angaben über die Stilllegung in
den Jahren 2002 und 2003 von Fischereifahrzeugen mit
Baumkurren mit einer Maschenöffnung von 80mm oder
mehr an Bord übermittelt.

(4) Aufgrund der übermittelten Angaben ist den Nieder-
landen für Fischereifahrzeuge mit Fanggerät gemäß
Anhang V Nummer 4 Buchstabe b) der Verordnung
(EG) Nr. 2287/2003 an Bord eine zusätzliche Anzahl
von Tagen zu gewähren —

HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Für Schiffe mit Baumkurren mit einer Maschenöffnung von
80mm oder mehr an Bord werden den Niederlanden in jedem
Kalendermonat zwei zusätzliche Tage zu den in Anhang V
Nummer 6 Buchstabe a) der Verordnung (EG) Nr. 2287/2003
genannten Tagen gewährt.

Artikel 2

Diese Entscheidung ist an das Königreich der Niederlande ge-
richtet.

Brüssel, den 27. Dezember 2004

Für die Kommission
Joe BORG

Mitglied der Kommission
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BESCHLUSS DER KOMMISSION

vom 30. Dezember 2004

zur Finanzierung einer externen Bewertung der Tiergesundheitspolitik der Gemeinschaft sowie
einer Studie zur Analyse der Kosten eines Gemeinschaftsinstruments für die Seuchenrisiko-

finanzierung und der diesbezüglichen Bedingungen

(2005/39/EG)

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Entscheidung 90/424/EWG des Rates vom
26. Juni 1990 über bestimmte Ausgaben im Veterinärbereich (1),
insbesondere auf Artikel 20,

gestützt auf den Beschluss SEK/2004/120 der Kommission vom
11. März 2004 über die internen Vorschriften für die Ausfüh-
rung des Gesamthaushaltsplans der Europäischen Gemeinschaf-
ten, insbesondere auf Artikel 15,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Nach der Entscheidung 90/424/EWG trifft die Gemein-
schaft wissenschaftlich-technische Maßnahmen bzw. un-
terstützt sie wissenschaftlich-technische Maßnahmen der
Mitgliedstaaten, die zur Entwicklung des gemeinschaftli-
chen Veterinärrechts und der tierärztlichen Ausbildung
und Schulung erforderlich sind.

(2) Angesichts der Empfehlungen der internationalen Konfe-
renz zur Bekämpfung und Verhütung der Maul- und
Klauenseuche (Dezember 2001), neuer Krisensituationen
im Zusammenhang mit der Bekämpfung hoch infektiöser
Tierseuchen und dem etwaigen Erfordernis neuer Finan-
zierungsregelungen zur Bewältigung der Folgen derartiger
Seuchenvorkommen ist eine weitere Überprüfung uner-
lässlich.

(3) In diesem Sinne sollten im Rahmen eines Arbeitspro-
gramms die beiden folgenden Aktionen durchgeführt
werden.

(4) Zum einen sollten die Ausgabenprogramme der Gemein-
schaft bewertet werden, um Rechenschaft über die Ver-
waltung zugeteilter Mittel ablegen zu können und um
mit Blick auf eine ergebnisorientierte Verwaltung den
Erfahrungsaustausch zu fördern.

(5) Diese externe und unabhängige Bewertung der finanziel-
len Aspekte der gemeinschaftlichen Tiergesundheitspolitik

(TGP) dürfte es den Kommissionsdienststellen erleichtern,
adäquate und folgenorientierte politische Optionen für
die Zukunft zu erarbeiten.

(6) Zum anderen sollte auf Antrag des Europäischen Parla-
ments eine Studie (Pilotvorhaben im Sinne von Artikel 49
Absatz 2 der Haushaltsordnung) zur Analyse der Kosten
eines Gemeinschaftsinstruments für die Seuchenrisikofi-
nanzierung und der diesbezüglichen Bedingungen durch-
geführt werden. Zweck dieser Studie ist es, die Durch-
führbarkeit des Vorhabens und die Kosten alternativer
Risikofinanzierungsinstrumente zu prüfen, um die po-
tenziellen Auswirkungen auf die Staatshaushalte und
den Gemeinschaftshaushalt feststellen und in vertretbarer
Höhe nationale Finanzhilfen zum Ausgleich direkter
Schäden festzusetzen.

(7) Die Ergebnisse dieser Studie könnten die Grundlage bil-
den für die Harmonisierung gemeinschaftlicher Finanzie-
rungsregelungen einerseits, um Landwirte in der Gemein-
schaft wenigstens gleichzustellen, und für die Prüfung der
Zukunftsentwicklung des Veterinärfonds in der erweiter-
ten Gemeinschaft andererseits.

(8) Nach Artikel 15 der internen Vorschriften von 2004 für
die Ausführung des Haushaltsplans kann ein jährlicher
Arbeitsplan auch als Finanzierungsbeschluss gelten, vo-
rausgesetzt, er stellt eine hinreichend ausführliche Rah-
menregelung dar, die durch die in diesem Beschluss vor-
gesehene Bewertung, Studie und Überprüfung gewährleis-
tet ist.

(9) Mittel, die nach Artikel 49 Absatz 2 Buchstabe a) der
Haushaltsordnung ohne Basisrechtsakt verwendet werden
können, müssen dennoch unter einen Kommissionsbe-
schluss fallen, der einen gleichwertigen Rahmen bietet.

(10) Der vorliegende Beschluss dürfte daher einen Rahmen
darstellen, der einem Finanzierungsbeschuss im Sinne
von Artikel 75 Absatz 2 der Verordnung (EG, Euratom)
Nr. 1605/2002 des Rates vom 25. Juni 2002 über die
Haushaltsordnung für den Gesamthaushaltsplan der Eu-
ropäischen Gemeinschaften (2) entspricht.

(11) Die in diesem Beschluss vorgesehene Maßnahme ent-
spricht der Stellungnahme des Ständigen Ausschusses
für die Lebensmittelkette und Tiergesundheit —
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BESCHLIESST:

Einziger Artikel

Die im Anhang dieses Beschlusses genannten Maßnahmen werden zum Zwecke ihrer Finanzierung ge-
nehmigt.

Brüssel, den 30. Dezember 2004

Für die Kommission
Markos KYPRIANOU

Mitglied der Kommission

ANHANG

1. Externe Bewertung der Tiergesundheitspolitik der Gemeinschaft mit angemessener Folgenabschätzung zur
Festlegung politischer Optionen für die Zukunft dieses Bereichs

Haushaltsposten: 17.04.02 — Sonstige Maßnahmen.

Basisrechtsakt: Entscheidung 90/424/EWG.

Verfahren und Zeitplan: Die Bewertung und Folgenabschätzung werden im Wege eines Rahmenvertrags durchgeführt.
Eine diesbezügliche Ausschreibung wird im Anschluss an ein offenes Verfahren im letzten Quartal 2004 veröffentlicht.

Kosten: max. 530 000 EUR.

2. Studie zur „Analyse der Kosten eines Gemeinschaftsinstruments für die Seuchenrisikofinanzierung und der
diesbezüglichen Bedingungen“

Haushaltsposten: 17.01.04.04.

Pilotvorhaben nach Artikel 49 Absatz 2 der Haushaltsordnung.

Verfahren und Zeitplan: Eine diesbezügliche Ausschreibung wird im Anschluss an ein offenes Verfahren im letzten
Quartal veröffentlicht.

Kosten: max. 500 000 EUR.
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